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Liebe Leserinnen, liebe Leser,

auch der Monat April steht unter dem Eindruck 
des verbrecherischen Angriffskriegs des russischen 
Präsidenten Putin auf die Ukraine sowie der Bilder 
der schrecklichen Kriegsverbrechen durch wohl 
Truppenteile der russischen Armee. Deutschland 
und seine internationalen Partner erhöhen der-
weil weiter den Druck auf Russland, verschärfen 
die Sanktionen und unterstützen die Ukraine in ih-
rem Freiheitskampf.

Zu den Folgen des Ukraine-Kriegs und der von 
uns verhängten Sanktionen werden jedoch auch 
wirtschaftliche und finanz elle Einbußen in Eu-
ropa und Deutschland zählen. Dabei kann der Staat 
die härtesten Folgen zwar dämpfen, sie aber nicht 
gänzlich auffangen. Mit dem „Maßnahmenpaket 
des Bundes zum Umgang mit den hohen Energie-
kosten“ wollen wir die Bürgerinnen und Bürger 
bei Energie- und Kraftstoffpreisen weiter spürbar 
entlasten. Für dieses Paket sowie für weitere Maß-
nahmen zur Abmilderung der Auswirkungen des 
Kriegs in der Ukraine, der Erhaltung ihrer Selbst-
verteidigungsfähigkeit und für die humanitäre 

Hilfe für Geflüchtete plant die Bundesregierung ei-
nen Ergänzungshaushalt.

Vor dem Hintergrund dieser zweiten schweren Krise 
nach der Corona-Pandemie wird die Bedeutung so-
lider Finanzen und vorausschauender Finanzpoli-
tik besonders deutlich. Während die Bedingungen 
für ein Überschreiten der Kreditobergrenzen im 
Jahr 2022 weiterhin vorliegen, sehen die vom Bun-
deskabinett beschlossenen Eckwerte für den Bun-
deshaushalt  2023 und die Finanzplanung bis  2026 
die Rückkehr zum Normalfall der Schuldenregel 
des Grundgesetzes vor. Auch international müssen 
wir unsere Handlungsfähigkeit sichern und wol-
len darum zur Stärkung unserer Verteidigungs- und 
Bündnisfähigkeit der Bundeswehr ein Sonderver-
mögen von 100 Mrd. Euro auflegen.

Gerade angesichts der aktuellen Krise gilt es, schnell, 
pragmatisch und zukunftsorientiert zu handeln, 
denn Deutschland steht auch vor großen Herausfor-
derungen und Chancen. In den Bereichen des Kli-
maschutzes, der Digitalisierung, der Bildung und 
Forschung und bei der Infrastruktur wollen und 
müssen wir ein Jahrzehnt der Zukunftsinvestitio-
nen eröffnen. Dabei verstetigen wir die staatlichen 
Investitionen auf Rekordniveau. Damit stärken wir 
Wachstum, Wettbewerbsfähigkeit, Nachhaltigkeit 
und Innovation – auch in herausfordernden Zeiten.

Ich wünsche Ihnen eine interessante Lektüre  – 
auch in den weiteren vielfältigen Fachartikeln die-
ser Ausgabe des Monatsberichts.

 

 
Steffen Saebisch  
Staatssekretär im Bundesministerium der Finanzen
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Solide, vorausschauende Finanzen – für 
Stabilität und Handlungsfähigkeit 

 ● Am 16. März 2022 hat das Bundeskabinett den Zweiten Regierungsentwurf des Bundeshaus-
halts 2022 sowie Eckwerte für den Bundeshaushalt 2023 und den Finanzplan bis 2026 beschlos-
sen. Ziel ist es, Stabilität und Gestaltungsfreiräume zu wahren, ein Jahrzehnt der Zukunftsinvesti-
tionen zu eröffnen und die Bündnis- und Verteidigungsfähigkeit Deutschlands zu stärken.

 ● Für die Stärkung der Bündnis- und Verteidigungsfähigkeit Deutschlands sowie die Ertüchtigung 
der Bundeswehr wird ein Sondervermögen von bis zu 100 Mrd. Euro eingerichtet. Zudem stellt 
der Bundeshaushalt 2022 mit über 50 Mrd. Euro eine Rekordsumme im Etat des Bundesministeri-
ums der Verteidigung zur Verfügung.

 ● In den Bereichen Klimaschutz, Digitalisierung, Bildung und Forschung und Infrastruktur wer-
den Investitionen in eine wettbewerbsfähige, klimaneutrale und digitale Zukunft auf Rekord-
höhe verstetigt. In den Jahren 2023 bis 2026 werden insgesamt Mittel für Investitionen von über 
200 Mrd. Euro bereitgestellt.

 ● Weitere Entlastungen für die Bürgerinnen und Bürger sowie finanz elle Maßnahmen zur Abfede-
rung der Auswirkungen des russischen Angriffskrieges auf die Ukraine werden in einem Ergän-
zungshaushalt abgebildet, der voraussichtlich am 27. April 2022 vom Bundeskabinett beschlossen 
wird.

Das Jahr  2022 ist weiterhin von krisenbedingten 
Belastungen der Corona-Pandemie sowie der Un-
sicherheit über die Auswirkungen des Krieges in 
der Ukraine geprägt. Aus diesem Grund sieht der 
zweite Regierungsentwurf für den Bundeshaus-
halt  2022 weiterhin die Voraussetzungen für das 
Überschreiten der Kreditobergrenzen des Grund-
gesetzes als gegeben an. Gleichzeitig erkennt die Fi-
nanzpolitik der Bundesregierung auch ihre Verant-
wortung für künftige Generationen an. Nach drei 
Ausnahmejahren mit hoher Verschuldung sehen 
die Eckwerte für den Bundeshaushalt  2023 daher 
die Rückkehr zum Normalfall der Schuldenregel 
des Grundgesetzes vor. Zugleich soll dieser Kurs die 
fiskalische Handlungsfähigkeit für künftige Krisen 
sichern. Mit einer soliden Haushaltspolitik will die 
Bundesregierung tragfähige öffentliche Finanzen 
sicherstellen und so auch die Handlungsfähigkeit 
sichern, die notwendig ist, um Innovation und In-
vestitionen zu erleichtern.

In Wachstum und 
Modernisierung investieren – 
für eine klimaneutrale, digitale 
Volkswirtschaft

Neben großen Herausforderungen steht Deutsch-
land auch vor großen Chancen. Um diese zu ergrei-
fen, sollen die 2020er ein Jahrzehnt der Zukunfts-
investitionen werden. Nur mit den notwendigen 
Investitionen in den Bereichen Klimaschutz, Digi-
talisierung, Bildung und Forschung sowie im Be-
reich Infrastruktur kann Deutschland die Trans-
formation hin zu einer klimaneutralen, digitalen 
Volkswirtschaft gelingen. Dabei werden Investi-
tionen auf Rekordniveau verstetigt: So werden in 
den Jahren 2023 bis 2026 über 200 Mrd. Euro – rund 
51 Mrd. Euro jährlich – im Bundeshaushalt für In-
vestitionen bereitgestellt. Gegenüber dem Vorkri-
senniveau stellt das einen starken Anstieg von über 
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Solide, vorausschauende Finanzen – für Stabilität und Handlungsfähigkeit 

10 Mrd. Euro jährlich dar. Im Jahr 2019 etwa belie-
fen sich die Investitionen auf 38,1  Mrd.  Euro. Bei 
diesen Investitionen setzt die Bundesregierung ge-
zielt auf Hebel der Modernisierung und beschleu-
nigt so Wachstum und Fortschritt in unserem Land. 
In Bildung und Forschung werden beispielsweise 
4  Mrd.  Euro mehr als bisher vorgesehen inves-
tiert: Der Etat des Bundesministeriums für Bildung 
und Forschung soll ab  2022 von 20,3  Mrd.  Euro 
bis  2025 kontinuierlich auf 21,1  Mrd.  Euro stei-
gen und auf diesem Niveau verstetigt werden. Pro-
jekte im Bereich der Schlüsselindustrie Mikroelek-
tronik werden besonders gefördert: Die hierfür 
im Einzelplan  60 veranschlagten Mittel werden 
auf 2,7  Mrd.  Euro erhöht. Auch die Digitalisie-
rung wird priorisiert: Für den DigitalPakt Schule 
werden so in den Jahren  2019 bis  2024 Bundes-
mittel in Höhe von 5 Mrd. Euro aus dem Sonder-
vermögen „Digitale Infrastruktur“ zur Verfügung 
gestellt, die durch ergänzende Vereinbarungen im 
Rahmen der Pandemiebewältigung noch einmal 
um 1,5  Mrd.  Euro erhöht worden sind. Gleichzei-
tig soll auch eine sichere, moderne Infrastruktur 
erhalten bleiben, mit Verkehrsinvestitionen, die 

bis 2026 auf rund 20,5 Mrd. Euro ansteigen werden, 
sowie mit umfangreichen Maßnahmen zur Be-
schleunigung von Planungs-, Genehmigungs- und 
Verwaltungsverfahren.

Die Transformation hin zu einer wettbewerbsfä-
higen, klimaneutralen Wirtschaft stellt Herausfor-
derung und Chance zugleich dar und muss zügig 
vorangetrieben werden. Dabei liegt der Schlüs-
sel in den Kräften der freien Marktwirtschaft. Um 
diese zu entfesseln, muss auch der Staat zuverläs-
sig in Klimaneutralität investieren und Impulse 
setzen. Öffentliche Investitionen sollen insbeson-
dere die Zukunftsinvestitionen und technologi-
sche Innovationskraft der Unternehmen aktivie-
ren. Zentrales Finanzierungsinstrument im Bereich 
Energiewende und Klimaschutz ist der Energie- 
und Klimafonds, dessen Programmausgaben sich 
bis  2026 auf über 200  Mrd.  Euro belaufen sollen. 
Dieser Fonds soll in einen Klima- und Transforma-
tionsfonds weiterentwickelt werden und schwer-
punktmäßig effiz ente Gebäude, Elektromobilität 
und Strompreisentlastungen fördern.

Kennziffern der Haushaltsplanung
in Mrd. Euro

Vorläufiges Ist 
2021

2. Regierungsentwurf 
2022

Eckwerte

2023 2024 2025 2026

Ausgaben 557,1 457,6 412,7 415,7 416,9 423,1

davon

Investitionen 45,8 50,8 51,0 50,9 51,2 51,4

Einnahmen 557,1 457,6 412,7 415,7 416,9 423,1

davon

Steuereinnahmen 313,5 332,5 350,0 363,5 376,9 390,8

Rücklage (Bestand: rund 48,2 Mrd. Euro) - - 28,0 15,7 4,5 -

Neuverschuldung 215,4 99,7 7,5 10,6 11,8 13,7

Quelle: Bundesministerium der Finanzen
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Entlastungen, die die 
wirtschaftliche Erholung 
stabilisieren

Etliche Entlastungen beispielsweise bei steigenden 
Energiepreisen sind bereits in einem ersten Ent-
lastungspaket beschlossen worden und sind im 
zweiten Regierungsentwurf für den Bundeshaus-
halt 2022 und in den Eckwerten für 2023 bis 2026 
abgebildet. Mit einem Gesamtvolumen bis  2026 
von circa 16  Mrd.  Euro verschafft dieses Paket 
Bürgerinnen und Bürgern bereits spürbare Er-
leichterungen. Die weiteren Entlastungen, die am 
23.  März  2022 im Koalitionsausschuss beschlos-
sen worden sind, werden in den Ergänzungshaus-
halt einfl eßen. Mit den Entlastungen soll zugleich 
die wirtschaftliche Erholung in der auslaufenden 
Corona-Pandemie gestärkt werden. Obwohl noch 
nicht absehbar ist, wie der Krieg in der Ukraine 
die wirtschaftliche Dynamik im Einzelnen beein-
flussen wird, bildet der Haushalt 2022 bereits erste 
Maßnahmen ab, nämlich:

 ● 1,5 Mrd. Euro im Zusammenhang mit dem An-
legen von Gasreserven,

 ● 1 Mrd. Euro Vorsorge für Maßnahmen der hu-
manitären Hilfe, Krisenbewältigung sowie Er-
nährungssicherheit weltweit und

 ● 150 Mio. Euro finanz elle Unterstützung für 
die Ukraine durch die Absicherung eines von 
der KfW ausgereichten neuen ungebundenen 
Finanzkredits.

Weitere Maßnahmen zur Abfederung der finanz el-
len Auswirkungen des Krieges in der Ukraine wer-
den in einem Ergänzungshaushalt abgebildet, der 
voraussichtlich am 27. April 2022 vom Bundeska-
binett beschlossen wird. Mit diesem Vorgehen trägt 
die Bundesregierung den Unsicherheiten des Krie-
ges Rechnung und stellt sicher, dass genügend Mit-
tel für die humanitäre Hilfe bereitgestellt werden 
können.

Bündnis- und 
Verteidigungsfähigkeit stärken

Durch den Krieg in der Ukraine gewinnen auch si-
cherheitspolitische Fragen eine neue Bedeutung. 
Deutschland muss seine Bündnis- und Verteidi-
gungsfähigkeit sichern, um die Freiheit und Demo-
kratie schützen zu können. Auch aus diesem Grund 
sieht der zweite Regierungsentwurf mit einem Etat 
von 50 Mrd. Euro eine Rekordsumme für die Vertei-
digung vor. Die Ausgaben sollen auf diesem Niveau 
verstetigt werden. Ergänzend zum Verteidigungs-
etat wurde die Errichtung eines Sondervermögens 
beschlossen, das die Bündnis- und Verteidigungs-
fähigkeit Deutschlands und Ertüchtigung der Bun-
deswehr stärken soll. Das Sondervermögen soll mit 
einer Kreditermächtigung von 100 Mrd. Euro aus-
gestattet werden und ist formell von der Haus-
haltsaufstellung getrennt. Da dieses Sonderver-
mögen im Grundgesetz festgeschrieben wird, ist es 
verfassungsrechtlich abgesichert. Mit diesen Maß-
nahmen will Deutschland auch seinen internatio-
nalen Verpfl chtungen gerecht werden, z. B. inner-
halb der NATO.
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Kurzinterview mit Staatssekretär Werner Gatzer

Putins erschütternder 
Angriffskrieg auf die Ukraine 
stellt Deutschland u. a. 
auch vor haushalterische 
Herausforderungen. Was 
könnte uns in der Hinsicht 
erwarten?

Dieser Krieg ist wirklich in jeglicher Hinsicht 
schlimm, und er bringt in der Tat auch Herausfor-
derungen für den Bundeshaushalt mit sich. Wir 
müssen reagieren auf die steigenden Energiepreise, 
die sowohl Unternehmen als auch Privathaushalte 
massiv belasten. Und wir sind in dieser außerge-
wöhnlichen Situation im militärischen und huma-
nitären Bereich besonders gefordert. Aus diesem 
Grund legen wir am 27.  April  2022 einen Ergän-
zungshaushalt vor.

Die Regierung plant weiterhin 
Investitionen und Ausgaben 
auf Rekordniveau. Gleichzeitig 
soll ab 2023 wieder die 
Schulden bremse eingehalten 
werden. Wie passt das 
zusammen?

Das passt sehr gut zusammen. Es gilt, Prioritäten 
zu setzen und mit Investitionen den Weg aus der 
Krise heraus zu beschleunigen. Das Kabinett hat 
am 16. März 2022 den zweiten Regierungsentwurf 
für den Bundeshaushalt  2022 und die Eckwerte 
bis 2026 beschlossen. Dieser Entwurf sieht vor, dass 
wir zur Schuldenbremse, also zum Normalfall, zu-
rückkehren und gleichzeitig die notwendigen In-
vestitionen auf hohem Niveau stabilisieren.

 
 
 
 
 
 
 
 
 
Staatssekretär Werner Gatzer 
© Bundesministerium der Finanzen/photothek
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Als Staatssekretär für den 
Haushalt gestalten Sie auch 
die Finanzierung von Klima-
schutz und Nachhaltigkeit 
mit. Welche Chancen und 
Herausforderungen sehen Sie 
als Haushaltsexperte in diesen 
Bereichen für Deutschland – 
auch im Krisenkontext?

Die Klimakrise hält an, entsprechend groß sind wei-
terhin die Herausforderungen. Auch gerade wegen 
des Ukraine-Krieges und der steigenden Energie-
preise müssen wir durch den Ausbau der erneuer-
baren Energien mehr Unabhängigkeit von Impor-
ten fossiler Energieträger erreichen. Hier braucht 
es Tempo und Engagement. Das sind Chancen und 
Herausforderungen zugleich.

Die Ausgaben für Verteidigung 
sollen auf Rekordniveau 
steigen. Wird Deutschland 
andere Prioritäten im Haushalt 
vor diesem Hintergrund neu 
bewerten müssen?

Die Prioritäten müssen neu gesetzt werden. Es än-
dert sich die Reihenfolge, die Verteidigung rückt in 
der Priorisierung weiter nach vorn. Das haben wir 
mit dem Sondervermögen bereits zum Ausdruck 
gebracht. Da wir an die Schuldenbremse gebunden 
sind, werden wir auch darüber nachdenken müs-
sen, worauf wir zukünftig verzichten können.

Sie haben schon viele 
verschiedene Aufgaben 
im BMF erfüllt – welche 
Aufgabenbereiche außerhalb 
des Haushalts waren für Sie 
besonders wichtig?

Wichtig sind alle Aufgaben des BMF, und alle sind 
auch interessant. Mich hat der Haushalt schon im-
mer begeistert, denn er ist unterm Strich die in 
Zahlen gegossene Politik. Als besonders berührend 
ist mir meine Zeit als Verhandlungsleiter Deutsch-
lands für die Gespräche mit der Jewish Claims Con-
ference zum Thema Wiedergutmachung in Erinne-
rung geblieben. Da gab es viele Begegnungen mit 
Holocaust-Überlebenden, die mich sehr bewegt 
haben.

12
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Der Finanzausgleich zwischen Bund und 
Ländern im Jahr 2021

 ● Der bundesstaatliche Finanzausgleich leistet in der zum 1. Januar 2020 eingeführten Fassung weiter-
hin einen wesentlichen Beitrag zur Finanzierung der den Ländern gesetzlich zugewiesenen Aufga-
ben, indem er Finanzkraftunterschiede zwischen den Ländern deutlich reduziert.

 ● Die Aufteilung der bundesweit vereinnahmten Umsatzsteuer (einschließlich der Einfuhrumsatz-
steuer) zwischen dem Bund einerseits und den Ländern und Gemeinden andererseits erfolgt durch 
die Anwendung prozentualer Quoten sowie durch Berücksichtigung einzelner Festbeträge. Der 
Bund erhielt im Jahr 2021 45,1 Prozent des bundesweiten Aufkommens aus der Umsatzsteuer, die 
Länder 51,2 Prozent und die Gemeinden 3,7 Prozent.

 ● Die Durchführung des Finanzkraftausgleichs zwischen den Ländern erfolgt durch Zu- und Ab-
schläge zum beziehungsweise vom Anteil eines Landes an der Umsatzsteuer. Der Ausgleich beträgt 
jeweils 63 Prozent der Unter- beziehungsweise Überdeckung der Ausgleichsmesszahl eines Landes. 

 ● Weitere Sonderbedarfs-BEZ, die über mehrere Jahre der Höhe nach für leistungsschwache Länder 
zum Ausgleich bestimmter Sonderlasten gesetzlich festgelegt sind, betrugen ebenso wie im Vorjahr 
0,9 Mrd. Euro.

Bundesstaatlicher 
Finanzkraftausgleich

Der bundesstaatliche Finanzausgleich beruht auf 
den Vorgaben der Art.  106 und  107 Grundgesetz 
(GG) für die örtliche und sachliche Zuordnung des 
Steueraufkommens und seiner Verteilung. Die Be-
trags- und Prozentangaben in diesem Bericht sind 
gerundet.

Grundsatz der Aufteilung ist die gleichmäßige De-
ckung der entstehenden notwendigen Ausgaben 
im Rahmen einer mehrjährigen Finanzplanung. 
Dabei haben der Bund und die Länder ihre jewei-
ligen Deckungsbedürfnisse so aufeinander abzu-
stimmen, dass ein billiger Ausgleich erzielt, eine 
Überbelastung der Steuerpfl chtigen vermieden 
und die Einheitlichkeit der Lebensverhältnisse im 
Bundesgebiet gewahrt wird (Art.  106 Abs.  3  GG). 

Nähere Ausgestaltung erhält das System durch das 
Zerlegungsgesetz, das Maßstäbegesetz und das Fi-
nanzausgleichsgesetz (FAG).

Der Finanzkraftausgleich unter den 
Ländern

Der Ausgleich der Finanzkraft unter den Ländern 
wird als horizontaler Umverteilungsmechanismus 
durch den Vergleich landesindividueller Finanz-
kraft- und Ausgleichsmesszahlen berechnet.

Durch Summierung der in § 7 FAG aufgezählten, aus-
gleichsrelevanten Einnahmen eines Landes und ei-
nes Anteils der in § 8 FAG aufgezählten ausgleichsre-
levanten Einnahmen seiner Gemeinden ergibt sich 
seine Finanzkraftmesszahl. Der Anteil, mit dem die 
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Der Finanzausgleich zwischen Bund und Ländern im Jahr 2021

Gemeindeeinnahmen eines Landes in seiner Finanz-
kraft berücksichtigt werden, beträgt 75 Prozent.1

Zur Ermittlung der landesbezogenen Ausgleichs-
messzahl werden zunächst die Einwohnerzahlen 
der Stadtstaaten sowie anschließend die Einwoh-
nerzahlen Sachsen-Anhalts, Brandenburgs und 
Mecklenburg-Vorpommerns mit sogenannten Ein-
wohnergewichten versehen, die deren Einwohner-
zahlen rechnerisch vergrößern. Die Einwohner-
wertungen gemäß §  9  FAG sind im Vergleich zu 
dem bis zum Jahr  2020 geltenden Rechtsrahmen 
unverändert geblieben: 135  Prozent für Berlin, 
Hamburg und Bremen, 105  Prozent für Mecklen-
burg-Vorpommern, 103  Prozent für Brandenburg 
und 102 Prozent für Sachsen-Anhalt. Sodann wird 
für jedes Land ein Anteil an der Summe der aus-
gleichsrelevanten Einnahmen aller Länder ent-
sprechend dem Anteil dieses Landes an der Summe 
der gewichteten Einwohnerzahlen errechnet.

Ebenso wird mit den Einnahmen der Gemeinden 
jedes Landes verfahren, wobei hier, wie oben be-
schrieben, nur 75  Prozent der Summe angesetzt 
werden. Die Summe dieser beiden für das Land und 
für seine Gemeinden ermittelten Werte ergibt die 
Ausgleichsmesszahl dieses Landes.

Zur Berechnung des Umsatzsteueranteils eines 
Landes sowie des von dem Land erhobenen Ab-
schlags beziehungsweise des ihm zu gewährenden 
Zuschlags wird zunächst der Anteil berechnet, der 
seinem Anteil an der bundesweiten Einwohnerzahl 
entspricht. Danach wird die Finanzkraftmesszahl 
des Landes mit der landesindividuell berechne-
ten Ausgleichsmesszahl verglichen. Die Differenz 
zwischen Finanzkraft- und Ausgleichsmesszahl 
wird zu konstant 63  Prozent durch Zuschläge zu 
oder Abschläge von dem sich aus der Einwoh-
nerzahl des Landes ergebenden Umsatzsteuer-
anteil ausgeglichen. Aus dem Einwohneranteil 

1 Die bergrechtliche Förderabgabe wird zu 33 Prozent 
berücksichtigt. Die Finanzkraft eines Landes ist außerdem 
gemäß § 7 Abs. 3 FAG um einen Betrag zu vermindern, der 
von der im Vergleich zum Durchschnitt aller Länder erzielten 
Steigerungsrate seiner Einnahmen abhängt.

und dem Zu- beziehungsweise Abschlag des Lan-
des zu beziehungsweise von diesem Anteil ergibt 
sich der Umsatzsteueranteil einschließlich des 
Finanzkraftausgleichs.

Die Ergebnisse dieser Berechnung für das Jahr 2021 
sind in Tabelle 1 ab Seite 18 dargestellt.

Ergänzungszuweisungen des 
Bundes an die Länder

Zur weiteren Verbesserung ihrer Finanzlage erhal-
ten finanzsc wache Länder zusätzliche Mittel in 
Form von Bundesergänzungszuweisungen (BEZ).

Länder, die nach Einrechnung ihres Zuschlags aus 
der Umsatzsteuer in Höhe von 63 Prozent der Un-
terdeckung ihrer Ausgleichsmesszahl weiterhin 
eine Finanzkraftmesszahl unter 99,75  Prozent ih-
rer Ausgleichsmesszahl erreichen, erhalten all-
gemeine BEZ. Gemäß §  11  Abs.  2  FAG betragen 
diese 80 Prozent der verbleibenden Differenz zwi-
schen Finanzkraftmesszahl und 99,75 Prozent der 
Ausgleichsmesszahl.

Darüber hinaus erhalten leistungsschwache Län-
der, in denen die kommunalen Steuereinnahmen 
pro Einwohner weniger als 80 Prozent des bundes-
weiten Durchschnitts aller Gemeinden betragen, 
Ergänzungszuweisungen in Höhe von 53,5 Prozent 
des zu 80 Prozent des bundesweiten Durchschnitts 
bestehenden Fehlbetrages. Diese Ergänzungszuwei-
sungen (sogenannte Gemeindesteuerkraft-Bun-
desergänzungszuweisungen (GStK-BEZ); vergleiche 
§ 11 Abs. 5 FAG) wurden erstmalig im Ausgleichs-
jahr 2020 geleistet und sind Bestandteil der Neure-
gelung des Finanzausgleichs im Jahr 2017.

BEZ zum durchschnittsorientierten Forschungsför-
derungsausgleich (doF-BEZ) gemäß § 11 Abs. 6 FAG 
erhalten leistungsschwache Länder, die bei der 
Vergabe der Forschungsförderungsmittel nach 
Art. 91b GG nur unterdurchschnittlich berücksich-
tigt worden sind. Wie alle anderen BEZ auch unter-
liegen die doF-BEZ keiner Zweckbindung.
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Weitere Zuweisungen (sogenannte Sonder-BEZ) 
gewährt der Bund in gesetzlich festgelegter Höhe. 
Zum einen erhalten die ostdeutschen Flächen-
länder gemäß §  11 Abs.  3  FAG jährlich zwischen 
34 Mio. Euro und 85 Mio. Euro zum Ausgleich von 
Sonderlasten aus struktureller Arbeitslosigkeit. 
Die Höhe dieser Sonderzuweisungen wird jeweils 
im Abstand von drei Jahren überprüft und für das 
dann folgende Jahr angepasst. Außerdem erhalten 
die Länder Berlin, Brandenburg, Bremen, Mecklen-
burg-Vorpommern, Rheinland-Pfalz, das Saarland, 
Sachsen, Sachsen-Anhalt, Schleswig-Holstein und 
Thüringen wegen überdurchschnittlich hoher Kos-
ten politischer Führung dieser Länder gemäß § 11 
Abs. 4 FAG zwischen 47 Mio. Euro und 81 Mio. Euro 
im Jahr. Die Vergabe ist in einem Abstand von fünf 
Jahren durch Bund und Länder im Hinblick auf die 
Vergabe im dann übernächsten Jahr zu überprüfen.

Ergebnisse 2021

Im Vergleich zum Jahr 2020 stieg das Umsatzsteu-
eraufkommen im Jahr  2021 um 31,3  Mrd.  Euro 
auf 250,8  Mrd.  Euro. Hiervon erhielten der Bund 
45,1  Prozent (2020: 43,0  Prozent), die Länder 
51,2 Prozent (2020: 52,9 Prozent) und die Gemein-
den 3,7  Prozent (2020: 4,1  Prozent). Aufgrund des 
Gesamtanstiegs flossen den Ländern trotz des 
leicht gesunkenen Prozentanteils höhere Mittel zu 
(2021: 128,5 Mrd. Euro, 2020: 116,0 Mrd. Euro).

Die den Ländern direkt zufl eßenden Steuern stie-
gen im Jahr  2021 durchschnittlich um 15,3  Pro-
zent. Den stärksten Zuwachs pro Kopf verzeichnete 
Rheinland-Pfalz mit 29,9 Prozent, den schwächsten 
Sachsen-Anhalt mit 7,1 Prozent. Über dem Durch-
schnitt lagen außerdem Hessen mit 22,1  Prozent 
sowie Hamburg und Berlin mit jeweils 20,5  Pro-
zent. Überproportionale Zuwächse wurden im 
Rahmen der Berechnung sogenannte Prämien 
(vergleiche § 7 Abs. 3 FAG) in Höhe von 12 Prozent 
zugunsten dieser Länder angerechnet.

Das der Angleichung der Finanzkraft der Länder 
im Rahmen der Umsatzsteuerverteilung dienende 
Umverteilungsvolumen zwischen den Ländern 

im Vergleich zu einer reinen Pro-Kopf-Vertei-
lung der Umsatzsteuer betrug im Jahr  2021 rund 
17,1 Mrd. Euro (2020: 14,8 Mrd. Euro).

Abschläge von der Pro-Kopf-Verteilung ih-
res Umsatzsteueranteils wurden von folgen-
den Ländern erhoben: Bayern (9  Mrd.  Euro; 2020: 
7,8  Mrd.  Euro), Baden-Württemberg (4  Mrd.  Euro; 
2020: 3,7  Mrd.  Euro), Hessen (3,6  Mrd.  Euro; 2020: 
2,5 Mrd. Euro), Rheinland-Pfalz (287 Mio. Euro) und 
Hamburg (230 Mio. Euro; 2020: 172 Mio. Euro).

Zuschläge wurden an elf Empfängerländer ver-
teilt: Berlin 3,6  Mrd.  Euro (2020: 3,5  Mrd.  Euro), 
Sachsen 3,2 Mrd. Euro (2020: 2,7 Mrd. Euro), Sach-
sen-Anhalt 2,0 Mrd. Euro (2020: 1,6 Mrd. Euro), Nie-
dersachsen 1,9  Mrd.  Euro (2020: 1,5  Mrd.  Euro), 
Thüringen 1,9  Mrd.  Euro (2020: 1,6  Mrd.  Euro), 
Brandenburg 1,4  Mrd.  Euro (2020: 1,1  Mrd.  Euro), 
Mecklenburg-Vorpommern 1,3  Mrd.  Euro (2020: 
1,2  Mrd.  Euro), Bremen 0,8  Mrd.  Euro (2020: 
0,7  Mrd.  Euro), das Saarland 0,5  Mrd.  Euro (2020: 
0,4  Mrd.  Euro), Schleswig-Holstein 0,3  Mrd.  Euro 
(2020: 0,2  Mrd.  Euro) und Nordrhein-Westfalen 
0,2 Mrd. Euro (2020: abschlagsverpfl chtet in Höhe 
von 0,6 Mrd. Euro).

Die ostdeutschen Flächenländer erhielten zusam-
men 9,8  Mrd.  Euro beziehungsweise 56,9  Prozent 
(2020: 8,2  Mrd.  Euro). Nordrhein-Westfalen wech-
selte aus der Abschlagspfl cht in die Zuschlags-
berechtigung, Rheinland-Pfalz wechselte in die 
Gegenrichtung.

Nach der Verteilung der Umsatzsteuer erreichten 
nur die Länder Thüringen, Sachsen-Anhalt und 
Bremen weniger als 90  Prozent ihrer Ausgleichs-
messzahl (vergleiche Tabelle 1). Unter 99,75 Prozent 
ihrer Ausgleichsmesszahl und damit zuschlagsbe-
rechtigt für allgemeine Ergänzungszuweisungen 
des Bundes blieben außerdem Niedersachsen, Sach-
sen, Schleswig-Holstein, Brandenburg, Mecklen-
burg-Vorpommern, das Saarland und Berlin. Berlin 
erhielt 1,6 Mrd. Euro (2020: 1,6 Mrd. Euro), Sachsen 
1,5  Mrd.  Euro (2020: 1,2  Mrd.  Euro), Sachsen-An-
halt und Thüringen erhielten jeweils 0,9 Mrd. Euro 
(2020: jeweils 0,7 Mrd. Euro), Niedersachsen erhielt 
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0,8  Mrd.  Euro (2020: 0,6  Mrd.  Euro), Brandenburg 
und Mecklenburg-Vorpommern erhielten jeweils 
0,6 Mrd. Euro (2020: je 0,5 Mrd. Euro), Bremen er-
hielt 0,4 Mrd. Euro (2020: 0,3 Mrd. Euro), das Saar-
land 0,2 Mrd. Euro (2020: 0,2 Mrd. Euro) und Schles-
wig-Holstein 0,1  Mrd.  Euro (2020: 56  Mio.  Euro). 
Insgesamt betrugen die Zuweisungen des Bun-
des zur Ergänzung des allgemeinen Finanzbedarfs 
7,7 Mrd. Euro (2020: 6,6 Mrd. Euro).

Die GStK-BEZ betrugen insgesamt 1,2  Mrd.  Euro 
(2020: 1,05  Mrd.  Euro). Empfänger waren Sachsen 
mit 0,5 Mrd. Euro (2020: 0,4 Mrd. Euro), Thüringen 
und Sachsen-Anhalt mit jeweils 0,3 Mrd. Euro (2020: 
jeweils 0,2 Mrd. Euro), Mecklenburg-Vorpommern 
mit 0,1 Mrd. Euro (2020: 0,2 Mrd. Euro), Branden-
burg mit 31 Mio. Euro (2020: 25 Mio. Euro) und das 
Saarland mit 19 Mio. Euro (2020: 23 Mio. Euro).

Weitere Mittel aus doF-BEZ wurden in Höhe von 
128 Mio. Euro (2020: 184 Mio. Euro) an die Länder 
Niedersachsen (61  Mio.  Euro; 2020: 62  Mio.  Euro), 
Thüringen (21 Mio. Euro; 2020: 19 Mio. Euro), Sach-
sen-Anhalt (15 Mio. Euro; 2020: 12 Mio. Euro) und 
Schleswig-Holstein (14 Mio. Euro; 2020: 7 Mio. Euro) 
verteilt. Mecklenburg-Vorpommern, das Saarland 
und Brandenburg erhielten wie im vorangegange-
nen Jahr jeweils einstellige Millionenbeträge.

Nach Finanzkraftausgleich und finanzkrafta hän-
gigen Zuweisungen des Bundes erreichten oder 
überschritten Sachsen-Anhalt, Sachsen und Thü-
ringen als Empfängerländer ihre jeweiligen Aus-
gleichsmesszahlen. Insbesondere die GStK- und 

die doF-BEZ ermöglichen das Erreichen oder so-
gar Überholen der Ausgleichsmesszahl durch Emp-
fängerländer ebenso wie eine Veränderung der 
ursprünglichen Finanzkraftreihenfolge. Die verfas-
sungsrechtliche Grundlage für eine solche „Über-
nivellierung“ stellt der im Zuge der im Jahr  2017 
verabschiedeten Änderung des Finanzausgleichs-
systems ergänzte Art.  107 Abs.  2  GG dar, demzu-
folge diese Zuweisungen künftig unabhängig von 
den für die allgemeinen BEZ gültigen Maßstäbe ge-
währt werden können.

Unabhängig von der jeweiligen Finanzkraft und 
demgemäß ohne Einrechnung in diese erhiel-
ten die ostdeutschen Flächenländer Sonder-BEZ 
für strukturelle Arbeitslosigkeit im Gesamtum-
fang von 268  Mio.  Euro wie im vorangegangenen 
Jahr. Sachsen erhielt 85  Mio.  Euro, Brandenburg 
51 Mio. Euro, Sachsen-Anhalt 50 Mio. Euro, Thürin-
gen 47 Mio. Euro und Mecklenburg-Vorpommern 
34  Mio.  Euro. Ebenfalls finanzkraftuna hängig, 
da gesetzlich festgelegt und regelmäßigen Über-
prüfungen unterworfen, sind die Sonder-BEZ we-
gen überdurchschnittlich hoher Kosten politischer 
Führung im Gesamtumfang von 642  Mio.  Euro. 
Hiervon erhielt Brandenburg 81 Mio. Euro, Meck-
lenburg-Vorpommern 72  Mio.  Euro, Thüringen 
und Sachsen-Anhalt erhielten jeweils 71 Mio. Euro, 
Schleswig-Holstein und das Saarland jeweils 
66 Mio. Euro, Bremen erhielt 60 Mio. Euro, Berlin 
59  Mio.  Euro, Rheinland-Pfalz 48  Mio.  Euro und 
Sachsen 47 Mio. Euro. Höhe und Verteilung bei bei-
den Sonder-BEZ blieben gegenüber dem Vorjahr 
unverändert.
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NW BY BW NI HE SN RP ST SH

Steuern der Länder nach dem 
Aufkommen je Einwohner  
in Prozent des Durchschnitts

95,4 129,0 111,2 83,7 123,2 59,4 104,6 52,5 87,8

Länderanteile an der Umsatzsteuer 
gemäß Bevölkerungsanteil  
in Prozent

21,5 15,8 13,4 9,6 7,6 4,9 4,9 2,6 3,5

Finanzkraftmesszahl 
in Prozent der Ausgleichsmesszahl aus 
Länder- und anteiligen Gemeindesteuern

99,6 121,9 111,5 92,4 118,1 74,6 102,2 71,1 96,5

Zu- und Abschläge im Finanzkraft-
ausgleich mit jeweils 63 Prozent der  
Über- oder Unterdeckung  
in Mio. Euro

 200 -9.044 -4.015 1.911 -3.556 3.225 - 287 1 978 317

Relative Finanzkraft  
in Prozent der jeweiligen Ausgleichs-
messzahl nach Finanzkraftausgleich

99,9 108,1 104,3 97,2 106,7 90,6 100,8 89,3 98,7

Bundesergänzungszuweisung zur 
ergänzenden Deckung des allgemeinen 
Finanzbedarfs  
in Mio. Euro

 -  -  - 818  - 1 475  - 908 120

Bundesergänzungszuweisung zum 
Ausgleich besonders geringer 
kommunaler Steuerkraft  
in Mio. Euro

 -  -  -  -  -  515  - 257  -

Bundesergänzungszuweisung 
durchschnittsorientierter Forschungs 
förderungsausgleich  
in Mio. Euro

 -  -  - 61  -  -  - 15 14

Finanzkraft  
in Prozent der Ausgleichsmesszahl 
nach Finanzkraftausgleich und 
Bunderergänzungszuweisungen

99,9 108,1 104,3 99,2 106,7 100,5 100,8 100,0 99,5

Sonder-Bundesergänzungszuweisung 
zum Ausgleich von Sonderlasten durch 
strukturelle Arbeitslosigkeit  
in Mio. Euro

 -  -  -  -  -  85  - 50  -

Sonder-Bunderergänzungszuweisung 
wegen überdurchschnittlicher hoher 
Kosten politischer Führung 
in Mio. Euro

 -  -  - - - 47 48 71 66

Daten zur Umsatzsteuerverteilung, zum Finanzkraftausgleich  
und zu den Bundesergänzungszuweisungen im Jahr 2021

Tabelle 1
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TH BB MV SL BE HH HB Insgesamt

Steuern der Länder nach dem Aufkommen je 
Einwohner 
in Prozent des Durchschnitts

54,3 70,6 57,7 70,9 105,9 154,2 88,0 100,0

Länderanteile an der Umsatzsteuer gemäß 
Bevölkerungsanteil 
in Prozent

2,5 3,0 1,9 1,2 4,4 2,2 0,8 100,0

Finanzkraftmesszahl 
in Prozent der Ausgleichsmesszahl aus Länder- 
und anteiligen Gemeindesteuern

72,0 82,8 74,0 83,3 76,8 102,9 70,9 100,0

Zu- und Abschläge im Finanzkraftausgleich 
mit jeweils 63 Prozent der Über- oder 
Unterdeckung 
in Mio. Euro

1.856 1.370 1.326 514 3.602 -230 832 ±17 132

Relative Finanzkraft 
in Prozent der jeweiligen Ausgleichsmesszahl 
nach Finanzkraftausgleich

89,6 93,7 90,4 93,8 91,4 101,1 89,2 100,0

Bundesergänzungszuweisung zur ergänzenden 
Deckung des allgemeinen Finanzbedarfs 
in Mio. Euro

 851  618  607  232 1.643  -  382 7 654

Bundesergänzungszuweisung zum Ausgleich 
besonders geringer kommunaler Steuerkraft 
in Mio. Euro

 271  31  143  19  -  -  - 1 236

Bundesergänzungszuweisung durchschnitts-
orientierter Forschungsförderungsausgleich 
in Mio. Euro

 21  2  9  6  -  -  -  128

Finanzkraft 
in Prozent der Ausgleichsmesszahl 
nach Finanzkraftausgleich und 
Bunderergänzungszuweisung

100,3 98,8 99,6 98,9 98,1 101,1 97,6 102,1

Sonder-Bundesergänzungszuweisung zum 
Ausgleich von Sonderlasten durch strukturelle 
Arbeitslosigkeit 
in Mio. Euro

 47  51  34  -  -  -  -  268

Sonder-Bundesergänzungszuweisung 
wegen überdurchschnittlicher hoher Kosten 
politischer Führung 
in Mio. Euro

71 81 72 66 59  - 60 642

Quelle: Bundesministerium der Finanzen
Grundlage: Vorläufige Jahresrechnung 2021.

noch: Daten zur Umsatzsteuerverteilung, zum Finanzkraftausgleich  
und zu den Bundesergänzungszuweisungen im Jahr 2021

noch Tabelle 1
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Erfolge des Zoll Ski Teams bei den Olympischen 
und Paralympischen Winterspielen 2022

 ● Der Zoll konzentriert sich bei seiner Spitzensportförderung im Zoll Ski Team traditionell auf die 
Wintersportdisziplinen Ski Alpin, Biathlon, Skilanglauf, Skisprung und Nordische Kombination. 
Seit dem Jahr 2017 werden zudem Spitzensportlerinnen und -sportler mit Behinderungen in den 
vorgenannten Disziplinen gefördert.

 ● Die Athletinnen und Athleten des Zoll Ski Teams gewannen insgesamt acht Medaillen bei den 
diesjährigen Olympischen Winterspielen.

 ● Bei den Paralympischen Spielen haben die vier Athletinnen des Zoll Ski Teams in der Disziplin Ski 
Alpin insgesamt sechs Medaillen erkämpft.

Olympische 
Winterspiele 2022

Die XXIV.  Olympischen Winterspiele wurden 
vom 4.  bis zum 20.  Februar  2022 in der chinesi-
schen Hauptstadt Peking ausgetragen. Das deut-
sche Team reiste mit 148 Athletinnen und Athleten 
in 14 Sportarten an, darunter waren auch 24 Mit-
glieder des Zoll Ski Teams in den Disziplinen Ski 
Alpin, Biathlon, Skilanglauf, Nordische Kombina-
tion und Skispringen. Mit Platz 2 im Medaillenspie-
gel wurde das vom Deutschen Olympischen Sport-
bund (DOSB) ausgegebene Ziel erreicht, erneut zu 
den besten drei Wintersportnationen zu gehören.

Medaillenspiegel  
Olympische Winterspiele 2022

Erfolge des Zoll Ski Teams

Die Mitglieder des Zoll Ski Teams haben insgesamt 
eine Goldmedaille, vier Silbermedaillen und drei 
Bronzemedaillen zum deutschen Gesamterfolg 
beigetragen.1 Daneben wurden in allen Disziplinen 
zahlreiche Top-Ten-Platzierungen erreicht.

Alpin

Das deutsche alpine Olympia-Team wurde von vier 
Mitgliedern des Zoll Ski Teams unterstützt.

Das letzte olympische Edelmetall für die deutschen 
Skirennläuferinnen und -läufer lag acht Jahre zu-
rück. In diesem Jahr nahmen sich Lena Dürr, Josef 
Ferstl, Alexander Schmid und Linus Straßer vor, 
nicht ohne Edelmetall nach Hause zurückzukeh-
ren. In den Slalom-Einzelrennen verfehlten Lena 
Dürr (Platz  4) und Linus Straßer (Platz  7) die Me-
daillenplätze noch knapp. Am letzten Wettkampf-
tag konnten sich dann beide, zusammen mit 
Alexander Schmid, im alpinen Team-Wettbewerb 
über die Silbermedaille freuen.

1 Die farbigen Markierungen hinter den Namen der Sportlerinnen 
und Sportler repräsentieren gewonnene Medaillen.

Gold Silber Bronze

1. Norwegen 16 8 13

2. Deutschland 12 10 5

3. China 9 4 2

Daten: https://olympics.com/de/olympic-games/
beijing-2022/medals

Tabelle 1
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Erfolge des Zoll Ski Teams bei den Olympischen und Paralympischen Winterspielen 2022

Skilanglauf

Vom Zoll Ski Team wurden sieben Sportlerinnen 
und Sportler für die Disziplin „Skilanglauf“ vom 
DOSB nominiert. Die deutschen Skilangläuferin-
nen und -läufer konnten zuletzt bei den Olympi-
schen Winterspielen  2014 in Sotchi eine Medaille 
gewinnen. Den deutschen Langläuferinnen gelang 

mit dem Gewinn der Silbermedaille in der Staf-
fel ein echter Sensations erfolg. Die Schlussläufe-
rin Sofie Krehl aus dem Zoll Ski Team konnte sich 
bis zum Zielsprint in der Spitzengruppe halten und 
sicherte dem deutschen Team den zweiten Platz. 
Die deutsche Herrenstaffel mit Janosch Brugger, 
Friedrich Moch und Florian Notz erreichte Platz 5.

Lena Dürr Josef Ferstl Alexander Schmid Linus Straßer

Janosch Brugger Jonas Dobler Friedrich Moch Florian Notz

Laura Gimmler Sofie Krehl Coletta Rydzek  
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Biathlon

Insgesamt sieben Sportlerinnen und Sportler des 
Zolls waren Teil des deutschen Biathlon-Teams.

Die Biathletinnen und Biathleten konnten sich bei 
den Olympischen Winterspielen in Peking über 
eine Silbermedaille der Damenstaffel freuen. Da-
neben erreichte Vanessa Voigt, die in diesem Win-
ter erstmals Teil des Weltcup-Teams war, Platz 4 im 
Einzel und Platz  5 in der Mixed-Staffel. Franziska 
Preuß, deren Olympia-Teilnahme wegen Verlet-
zungen und Krankheit bis zum Schluss fraglich 
war, erkämpfte sich einen überzeugenden achten 
Platz im Massenstart.

Für die Herren endeten die Winterspiele erst-
mals seit dem Jahr  2010 in Vancouver ohne Me-
daille. Roman Rees konnte sich dennoch über ins-
gesamt drei Top-Ten-Plätze freuen (Platz  4 in der 
Herrenstaffel, Platz 6 in der Verfolgung und Platz 7 
im Einzel). Auch Johannes Kühn war Teil der Her-
ren-Staffel und konnte im Massenstart mit Platz 10 
überzeugen.

Nordische Kombination

Vom Zoll Ski Team wurden zwei Nordische Kombi-
nierer vom DOSB nominiert.

Dank einer herausragenden Leistung in der Loipe 
erkämpfte Vinzenz Geiger beim olympischen 
Wettbewerb der Nordischen Kombinierer von 
der Normalschanze die Goldmedaille. Auch im 
Team-Wettkampf konnte er sich mit seinen Team-
kameradinnen und -kameraden über die Silberme-
daille freuen. Johannes Rydzek wurde im Wettbe-
werb von der Normalschanze Fünfter.

Vanessa Hinz Franziska Preuß Vanessa Voigt Anna Weidel

Johannes Kühn Roman Rees David Zobel  

Vinzenz Geiger Johannes Rydzek
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Erfolge des Zoll Ski Teams bei den Olympischen und Paralympischen Winterspielen 2022

Skisprung

Insgesamt vier Athletinnen und Athleten des Zolls 
waren Teil des deutschen Skisprung-Teams.

Skispringerin Katharina Althaus gewann im Ein-
zelspringen der Damen von der Normalschanze 
Silber und sicherte dem deutschen Team die erste 
Medaille der Olympischen Winterspiele. Auch im 
Teamwettbewerb lag das deutsche Mixed-Team, 
das ausschließlich aus Mitgliedern des Zoll Ski 
Teams bestand, auf Medaillenkurs. Jedoch wurde 
Katharina Althaus wegen Unregelmäßigkeiten am 
Anzug disqualifiz ert. Ähnlich erging es den Teams 
aus Österreich, Norwegen und Japan. Am Ende 
blieb für das deutsche Team nur Platz neun.

Die Erwartungen an Karl Geiger, der als Welt-
cup-Führender nach Peking reiste, waren enorm 
hoch. Am Ende konnte er sich die Bronzemedaille 
im Einzelwettbewerb von der Großschanze sichern. 
Im Teamwettbewerb der Herren erkämpfte sich 
das deutsche Team mit Karl Geiger und Constantin 
Schmid den dritten Platz.

Paralympische 
Winterspiele 2022

Bei den XIII.  Paralympischen Winterspielen vom 
4. bis 13. März 2022 in Peking haben die vier Athle-
tinnen des Zoll Ski Teams in der Disziplin Ski Alpin 
teilgenommen. Insgesamt reiste das deutsche Team 
mit nur 19 Athletinnen und Athleten an.

Medaillenspiegel Paralympische 
Winterspiele 2022

Die Sportlerinnen des Zoll Ski Teams haben insge-
samt zwei Gold-, zwei Silber- und zwei Bronzeme-
daillen zum deutschen Gesamterfolg beigetragen.

Katharina Althaus Selina Freitag Karl Geiger Constantin Schmid

Gold Silber Bronze

1. China 18 20 23

2. Ukraine 11 10 8

3. Kanada 8 6 11

(…)

7. Deutschland 4 8 7

Daten: https://www.paralympic.org/beijing-2022/results/
medalstandings

Tabelle 2

Anna-Lena Forster 
 
 

Andrea Rothfuss 
 
 

Anna-Maria Rieder 
 
 

Noemi Ristau 
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Anna-Lena Forster, die sich bei den Para-Weltmeis-
terschaften im Januar  2022 vier Weltmeister-Ti-
tel sichern konnte, überzeugte auch bei den Para-
lympischen Spielen mit einer Topform. Bei ihren 
dritten Paralympischen Spielen konnte sie in fünf 
Wettkämpfen zwei Gold- und zwei Silbermedaillen 
gewinnen.

Andrea Rothfuss nahm bereits zum fünften Mal an 
Paralympischen Winterspielen teil. In Peking ge-
wann sie mit der Bronzemedaille im Riesenslalom 
ihre insgesamt 14. Paralympische Medaille.

Anna-Maria Rieder ist bei ihrer zweiten Teilnahme 
an Paralympischen Winterspielen in jedem Wett-
kampf unter die Top Five gefahren und konnte sich 
zum Abschluss im Slalom sogar ihre erste Bronze-
medaille sichern.

Noemi Ristau, die sich Ende September  2021 in 
der Vorbereitung das Kreuzband riss, konnte doch 
noch an den Olympischen Spielen teilnehmen. Am 
Ende reichte es leider noch nicht für eine Medaille, 
aber sie kämpfte sich mit bemerkenswertem Ein-
satz in kurzer Zeit zurück ins Paralympische Team.

Spitzensportförderung beim 
Zoll

Der Zoll konzentriert sich bei seiner Spitzensport-
förderung im Zoll Ski Team traditionell auf die 
Wintersportdisziplinen Ski Alpin, Biathlon, Ski-
langlauf, Skisprung und Nordische Kombination. 
Seit dem Jahr  2017 werden zudem Spitzensport-
lerinnen und -sportler mit Behinderungen in den 
vorgenannten Disziplinen gefördert.

Derzeit erhalten 29  Sportlerinnen und 35  Sport-
ler, unterstützt von einer Trainerin und sechs Trai-
nern sowie einem Skitechniker und einem Be-
treuer, im Zoll Ski Team die Rahmenbedingungen 
für sportliche Höchstleistungen bei gleichzeiti-
ger berufl cher Sicherheit. Der Förderschwerpunkt 
liegt auf dem Nachwuchs. Die Zollverwaltung stellt 

die Sportlerinnen und Sportler in die Laufbahn des 
einfachen Dienstes ein, was eine Einstellung bereits 
vor dem 16. Lebensjahr ermöglicht. So können sich 
junge Talente frühzeitig auf ihre sportliche Karri-
ere konzentrieren und dennoch ihre berufl che Zu-
kunft verbindlich und sicher planen. Die Sportle-
rinnen und Sportler haben bereits während der 
Zugehörigkeit zum Zoll Ski Team die Möglichkeit, 
entsprechend ihrer schulischen Qualifikat on an 
den jährlich stattfindenden Auswahlverfahren für 
eine höhere Laufbahn in der Zollverwaltung teil-
zunehmen. Eine erfolgreiche Qualifikat on ermög-
licht ihnen nach Ende ihrer sportlichen Karriere 
ohne zeitliche Verzögerung eine qualifiz erte Aus-
bildung mit entsprechenden Aufstiegschancen für 
das allgemeine Berufsleben.

Die Spitzensportförderung im Zoll Ski Team ist de-
zentral aufgebaut. Die Zoll-Athletinnen und -Ath-
leten trainieren disziplinabhängig an den be-
kannten Bundes- und Landesleistungszentren 
beziehungsweise Olympiastützpunkten und wer-
den dort auch von zolleigenen Trainerinnen und 
Trainern betreut. Dieses Förderkonzept, in dem 
Zoll und Deutscher Skiverband sehr eng zusam-
menarbeiten, bedeutet nicht nur in trainingstech-
nischer Hinsicht eine optimale und kostengünstige 
Rundumbetreuung durch anerkannte Spezialistin-
nen und Spezialisten, sondern bietet vor allem den 
jungen Nachwuchssportlerinnen und -sportlern 
die Möglichkeit, in ihrer gewohnten Umgebung be-
hutsam, aber doch zielorientiert an die hohen An-
forderungen des internationalen Spitzensports he-
rangeführt zu werden.

Die zahlreichen Erfolge der Zoll-Sportlerinnen und 
-Sportler bei internationalen Wettkämpfen belegen 
die hohe Effiz enz der dezentralen Sportförderung.

Paralympische Sportförderung

Für die paralympische Spitzensportförderung ste-
hen im BMF und beim Zoll zwei Fördermöglichkei-
ten zur Verfügung.
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Erfolge des Zoll Ski Teams bei den Olympischen und Paralympischen Winterspielen 2022

Finanzielle Individualförderung

Derzeit werden rund 30  Athletinnen und Ath-
leten im Wege der Individualförderung finanz -
ell durch die Ressorts Bundesministerium des In-
nern und für Heimat (BMI), Bundesministerium 
der Verteidigung und BMF unterstützt. Die Sport-
förderressorts, unter Federführung des BMI, stehen 
hierbei eng mit dem Deutschen Behindertensport-
verband im Austausch. Im Rahmen der Individu-
alförderung erhalten paralympische Sportlerin-
nen und Sportler unabhängig von der persönlichen 
berufl chen Situation monatlich eine finanz elle 
Zuwendung in Höhe von derzeit 1.250  Euro. Das 

BMF fördert aktuell die Sportlerinnen Noemi 
Ristau und Anna-Maria Rieder im Rahmen der 
Individualförderung.

Verbeamtung im einfachen Zolldienst (nur 
im Ressort BMF)

Der Einstieg in das Zoll Ski Team erfolgt in der Re-
gel über die Individualförderung. Das BMF ist das 
erste und bisher einzige Ressort, das Spitzensport-
lerinnen und Spitzensportlern mit Behinderungen 
in die reguläre Spitzensportförderung integriert 
und im einfachen Dienst verbeamtet. Derzeit wer-
den Anna-Lena Forster und Andrea Rothfuss auf 
diesem Wege gefördert.
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Überblick zur aktuellen Lage
Wirtschaft

 ● Nachdem sich das ifo Geschäftsklima zu Jahresbeginn spürbar erholt hatte, trübten sich im März infolge 
des russischen Angriffs auf die Ukraine insbesondere die Geschäftserwartungen in der deutschen Wirt-
schaft stark ein. Zudem stieg angesichts des Kriegs laut ifo Institut die Unsicherheit der Unternehmen be-
züglich des Geschäftsausblicks sehr stark an.

 ● Am Arbeitsmarkt setzte sich der positive Trend trotz des geopolitischen Konflikts am aktuel en Rand 
weiter fort. Die geschätzte Inanspruchnahme von Kurzarbeit ging im Verlauf des 1. Quartals 2022 zurück, 
Frühindikatoren deuten für Beschäftigung und Arbeitslosigkeit weiterhin auf einen Erholungskurs.

 ● Die Inflat onsrate ist im März vor dem Hintergrund des Kriegs auf bereits deutlich erhöhtem Niveau 
nochmals stark angestiegen, maßgeblich bedingt durch die Verteuerung von Energie. Der Teilindex für 
Energie legte – vor allem wegen merklich gestiegener Preise für Erdgas und Mineralölprodukte – gegen-
über dem Vormonat massiv zu.

Finanzen

 ● Bis der Haushalt 2022 vom Deutschen Bundestag verabschiedet und im Bundesgesetzblatt verkündet ist, 
arbeitet die Bundesregierung im Rahmen der sogenannten vorläufigen aushaltsführung. Da somit das 
Soll des Bundeshaushalts 2022 noch nicht feststeht, können in den nachstehenden Tabellen zur Entwick-
lung des Bundeshaushalts keine Sollwerte dargestellt werden.

 ● Die Einnahmen des Bundeshaushalts beliefen sich in den Monaten Januar bis März dieses Jahres auf rund 
87,4 Mrd. Euro. Damit liegen die Einnahmen um 28,4 Prozent (rund +19,3 Mrd. Euro) höher als im glei-
chen Zeitraum des Vorjahres.

 ● Die Ausgaben des Bundeshaushalts betrugen in den Monaten Januar bis März 2022 rund 115,8 Mrd. Euro 
und lagen damit um 10,6 Prozent (rund -13,8 Mrd. Euro) unter dem entsprechenden Vorjahres niveau. 
Im Zeitraum Januar bis März 2022 wies der Bundeshaushalt ein Finanzierungsdefizit von rund 
28,4 Mrd. Euro auf.

 ● Die Steuereinnahmen insgesamt (ohne Gemeindesteuern) lagen im März 2022 um 17,2 Prozent über 
dem Ergebnis vom März 2021. Der Einnahmezuwachs war überwiegend auf das Plus bei den Gemein-
schaftsteuern (+18,4 Prozent) zurückzuführen. Das Aufkommen aus den Bundessteuern insgesamt lag im 
März 2022 um 9,0 Prozent über dem entsprechenden Steueraufkommen im Vorjahresmonat.
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Europa

 ● Der Monatsbericht April beinhaltet einen Rückblick auf die Sitzungen der Eurogruppe am 14. März 2022 
und des ECOFIN-Rats am 15. März 2022.

 ● Themen der Sitzungen waren u.  a. die Koordinierung der Wirtschafts- und Finanzpolitik angesichts der 
russischen Invasion der Ukraine und die Leitlinien für die Haushaltspolitik im Jahr 2023.



Aktuelle Wirtschafts- und Finanzlage Monatsbericht des BMF 
April 2022

30

Krieg in der Ukraine trübt auch 
Konjunkturausblick

Während sich die binnenwirtschaftlichen Auswir-
kungen der Corona-Pandemie auf die deutsche 
Wirtschaft derzeit abschwächen, dämpft der im 
Februar begonnene Angriffskrieg Russlands in der 
Ukraine die Aussichten. Amtliche Statistiken z.  B. 
zur Produktion des Verarbeitenden Gewerbes oder 
Umsätzen im Dienstleistungsbereich liegen erst 
mit einigem zeitlichen Nachlauf vor, sodass die un-
mittelbaren Auswirkungen auf das Wirtschaftsge-
schehen derzeit noch nicht genau zu beziffern sind. 
Stimmungsindikatoren, die auf Befragungen von 
Unternehmen sowie Verbraucherinnen und Ver-
brauchern beruhen, zeichneten im März ein ge-
genüber dem Vormonat deutlich eingetrübtes Bild. 
Unternehmensseitig sank dabei das ifo Geschäfts-
klima deutlich. Bei einem nur moderaten Rück-
gang der aktuellen Lageeinschätzung war dies pri-
mär auf einen Einbruch der Geschäftserwartungen 
zurückzuführen. Die starke Verschlechterung der 
Erwartungen zeigte sich in allen Wirtschaftsbe-
reichen, insbesondere aber im Verarbeitenden Ge-
werbe, wo mit Blick auf die weitere Entwicklung 
von Energiepreisen und Lieferengpässen der Pessi-
mismus deutlich zugenommen hat. Lau ifo Institut 
stieg vor allem auch die Unsicherheit bezüglich des 
Geschäftsausblicks der Unternehmen angesichts 
des Kriegs sehr stark an. Auch bei den von der Ge-
sellschaft für Konsumforschung (GfK) befragten 
Verbraucherinnen und Verbrauchern stieg im März 
die Unsicherheit. Während die Anschaffungsnei-
gung nur leicht sank, gingen die Konjunktur- und 
Einkommenserwartungen deutlich zurück. In wel-
chem Umfang sich die pessimistischeren Erwar-
tungen in der tatsächlichen konjunkturellen Ent-
wicklung niederschlagen, hängt von einer Vielzahl 
von Faktoren ab und ist derzeit sehr unsicher.

Vor Kriegsbeginn war in Konjunkturprognosen für 
dieses Jahr bei sinkenden COVID-19-Infektions-
zahlen und sich entspannenden Lieferengpässen 
eine kräftige Fortsetzung der Erholung über fast alle 
Wirtschaftsbereiche hinweg erwartet worden. Die 
Gemeinschaftsdiagnose  – ein gemeinsames For-
schungsprojekt mehrerer Wirtschaftsforschungs-
institute, das im Auftrag der Bundesregierung zwei-
mal jährlich eine Prognose als Orientierung für die 
Projektionen der Bundesregierung erstellt – sowie 
der Sachverständigenrat zur Begutachtung der ge-
samtwirtschaftlichen Entwicklung haben nun an-
gesichts des Angriffskriegs und seiner Folgen ihre 
Erwartungen für das laufende Jahr zum Zuwachs 
des realen Bruttoinlandsprodukts nach unten und 
zur Inflat on deutlich nach oben angepasst. Denn 
der Krieg trägt unmittelbar zu Preissteigerungen 
bei Energie und Nahrungsmitteln bei, erhöht die 
allgemeine Unsicherheit und belastet in einzelnen 
Industriezweigen die bereits durch die Pandemie 
angespannten Lieferketten zusätzlich. Die Bundes-
regierung wird Ende April mit der Frühjahrspro-
jektion ihre Einschätzung zur weiteren wirtschaft-
lichen Entwicklung aktualisieren.

Die Steuereinnahmen insgesamt (ohne Gemeinde-
steuern) lagen im März 2022 um 17,2 Prozent über 
dem Ergebnis vom März  2021. Die Vorjahresbasis 
war dabei noch aufgrund der Pandemie und den 
in Zusammenhang damit ergriffenen steuerlichen 
Maßnahmen geschwächt; darüber hinaus spiegelt 
sich vor allem die wirtschaftliche Erholung im Jah-
resverlauf  2021 im Vorjahresvergleich des Steuer-
aufkommens wider. Auswirkungen des Kriegs in 
der Ukraine sind im Steueraufkommen noch nicht 
zu verzeichnen.

Konjunkturentwicklung 
aus finanzpolitischer Sicht
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Gesamtwirtschaft/Einkommen

2021 Veränderung in Prozent gegenüber

Mrd. Euro 
bzw. Index

gegenüber 
Vorjahr in 
Prozent

Vorperiode saisonbereinigt Vorjahr 

2. Q 21 3. Q 21 4. Q 21 2. Q 21 3. Q 21 4. Q 21

Bruttoinlandsprodukt¹

Vorjahrespreisbasis (verkettet) 105,1 +2,9 +2,2 +1,7 -0,3 +10,8 +2,8 +1,8 

Jeweilige Preise 3.571 +6,0 +2,0 +4,0 +0,7 +11,9 +7,3 +6,8 

Einkommen¹

Volkseinkommen 2.698 +6,7 +1,8 +2,7 +2,0 +13,5 +7,0 +6,9 

Arbeitnehmerentgelte 1.920 +3,7 +1,0 +3,1 +1,1 +5,4 +4,9 +4,7 

Unternehmens- und 
Vermögenseinkommen

777 +15,0 +3,7 +1,9 +4,1 +42,3 +11,9 +13,5 

Verfügbare Einkommen der 
privaten Haushalte

2.013 +1,9 +0,9 +1,3 +0,5 +3,7 +2,2 +2,5 

Bruttolöhne und -gehälter 1.568 +3,8 +1,2 +3,5 +1,0 +6,1 +5,3 +4,9 

Sparen der privaten Haushalte 311 -4,9 -10,9 -28,3 +5,7 -14,9 -18,9 -23,5

Außenhandel/Umsätze/
Produktion/ 

Auftragseingänge

2021 Veränderung in Prozent gegenüber

Mrd. Euro 
bzw. 

Index

gegenüber 
Vorjahr in 
Prozent

Vorperiode saisonbereinigt Vorjahr²

Jan 22 Feb 22
Zweimonats-
durchschnitt Jan 22 Feb 22

Zweimonats-
durchschnitt

In jeweiligen Preisen

Außenhandel (Mrd. Euro)

Waren-Exporte 1.376 +14,0 -3,0 +6,4 +0,8 +11,1 +14,4 +12,9 

Waren-Importe 1.203 +17,2 -4,0 +4,5 +0,1 +25,9 +24,5 +25,2 

In konstanten Preisen 

Produktion im Produzierenden 
Gewerbe (Index 2015 = 100)

97,7 +3,2 +1,4 +0,2 +2,0 +1,1 +3,2 +2,2 

Industrie³ 95,4 +4,3 +0,6 +0,1 +1,5 -0,4 +1,4 +0,5 

Bauhauptgewerbe 115,4 -1,2 +5,9 -0,7 +4,6 +11,7 +10,2 +10,9 

Umsätze im Produzierenden 
Gewerbe (Index 2015 = 100)

Industrie³ 98,8 +5,5 +1,6 -1,4 +1,3 +2,4 +3,1 +2,8 

Inland 95,0 +3,0 +2,8 -0,5 +2,9 +2,8 +4,5 +3,7 

Ausland 102,4 +7,9 +0,4 -2,2 -0,3 +2,0 +1,7 +1,9 

Auftragseingang  
(Index 2015 = 100)

Industrie³ 111,8 +17,8 +2,3 -2,2 +2,4 +8,2 +2,9 +5,5 

Inland 105,9 +15,3 -7,2 -0,2 -2,7 +6,3 +1,6 +3,9 

Ausland 116,3 +19,7 +9,5 -3,3 +6,1 +9,3 +3,8 +6,6 

Bauhauptgewerbe . . -10,8 . +9,3 -4,5 . +2,9 

Umsätze im Handel  
(Index 2015 = 100)

Einzelhandel  
(ohne Kfz, mit Tankstellen)

116,9 +0,6 +0,0 +0,3 -1,1 +10,4 +7,1 +8,7 

Handel mit Kfz . . +0,4 . +0,7 +17,3 . +3,0 

Finanzpolitisch wichtige Wirtschaftsdaten
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Deutlicher Anstieg der 
Warenexporte und 
Warenimporte im Februar

Nach einem spürbaren Dämpfer zu Jahresbeginn 
legte der Außenhandel in nominaler Rechnung im 
Februar merklich zu. Die nominalen Warenexporte 
konnten mit einem kalender- und saisonbereinig-
ten Zuwachs von 6,4 Prozent gegenüber Januar die 
vorherigen Verluste wieder mehr als wettmachen. 
Im Vergleich zum Vorjahresmonat lagen die Wa-
renausfuhren um 14,3 Prozent höher. Die nomina-
len Warenimporte stiegen kalender- und saisonbe-
reinigt um 4,5  Prozent gegenüber dem Vormonat 
an. Im Vorjahresvergleich lagen die Ausfuhren um 
24,6 Prozent höher. Der Saldo der Warenhandelsbi-
lanz betrug im Februar 11,4 Mrd. Euro und damit 
6,5 Mrd. Euro weniger als im Vorjahresmonat.

Unter anderem auch das deutliche Plus bei den Wa-
renimporten in den vergangenen Monaten (Steuer-
einnahmen beziehen sich im Wesentlichen auf 
zwei Monate vorher getätigte Importe) gegenüber 
dem Vorjahr spiegelte sich im starken Zuwachs 
der Einnahmen aus der Einfuhrumsatzsteuer im 
März  2022 gegenüber dem Vorjahresmonat wider 
(siehe Bericht zu den Steuereinnahmen im März in 
dieser Ausgabe).

Vor Beginn des russischen Angriffskriegs waren von 
der Weltwirtschaft positive Signale gekommen. Der 
Welthandel hatte gemäß CPB World Trade Monitor 
im Januar das grundsätzlich hohe Niveau des Vor-
monats behauptet, die globale Industrieproduktion 
hatte um 1,8 Prozent gegenüber dem Vormonat zu-
gelegt. Für den Monat März sieht das Kieler Insti-
tut für Weltwirtschaft einen leichten Zuwachs des 

32

Arbeitsmarkt

2021 Veränderung in Tausend gegenüber

Personen 
Mio.

gegenüber 
Vorjahr in 
Prozent

Vorperiode saisonbereinigt Vorjahr 

Jan 22 Feb 22 Mrz 22 Jan 22 Feb 22 Mrz 22

Arbeitslose  
(nationale Abgrenzung nach BA)

2,6 -3,0 -47 -32 -18 -439 -476 -465

Erwerbstätige, Inland 44,9 +0,0 +80 +34 . +636 +678 .

Sozialversicherungspflichtig 
Beschäftigte

33,6 +0,1 +71 . . +656 . .

Preisindizes 
2015 = 100

2021 .

Index

gegenüber 
Vorjahr in 
Prozent

Vorperiode Vorjahr 

Jan 22 Feb 22 Mrz 22 Jan 22 Feb 22 Mrz 22

Importpreise 110,4 +13,4 +4,3 +1,3 . +26,9 +26,3 .

Erzeugerpreise gewerbliche Produkte 114,7 +10,5 +2,2 +1,4 . +25,0 +25,9 .

Verbraucherpreise 109,1 +3,1 +0,4 +0,9 +2,5 +4,9 +5,1 +7,3 

ifo Geschäftsklima 
Deutschland

saisonbereinigte Salden

Aug 21 Sep 21 Okt 21 Nov 21 Dez 21 Jan 22 Feb 22 Mrz 22

Klima +18,1 +16,7 +14,1 +11,2 +7,4 +10,2 +15,4 -1,4

Geschäftslage +31,9 +29,4 +28,7 +26,0 +21,2 +19,5 +24,8 +21,1 

Geschäftserwartungen +5,2 +4,7 +0,4 -2,6 -5,6 +1,2 +6,3 -21,7

1 Stand: Februar 2022; Bruttoinlandsprodukt 4. Quartal 2021: ausführliche Meldung des Statistischen Bundesamtes (25. Februar 2022).
2 Produktion arbeitstäglich, Umsatz, Auftragseingang Industrie kalenderbereinigt, Auftragseingang Bauhauptgewerbe saisonbereinigt.
3 Ohne Energie.
Quellen: Statistisches Bundesamt, Bundesagentur für Arbeit, Deutsche Bundesbank, ifo Institut, eigene Berechnungen

noch: Finanzpolitisch wichtige Wirtschaftsdaten
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globalen Warenhandels, nachdem für Februar ein 
deutlicher Rückgang erwartet wurde.

Die Stimmungsindikatoren für den deutschen Au-
ßenhandel haben sich im März deutlich eingetrübt. 
Die ifo Exporterwartungen sind auf -2,3  Punkte 
gesunken, von 17,0  Punkten im Februar. Insbe-
sondere Unternehmen mit wirtschaftlichen Ver-
bindungen zu Russland blicken deutlich pessimis-
tischer auf die kommenden Monate.

Geringes Produktionsplus 
im Februar bei hohem 
Auftragsbestand

Nach einem deutlichen Plus zu Jahresbeginn wies 
das Produzierende Gewerbe im Februar eine Seit-
wärtsbewegung der Produktion auf. Diese stieg 
preis-, kalender- und saisonbereinigt geringfügig 
um 0,2 Prozent gegenüber dem Vormonat. Im Ver-
gleich zum Vorjahresmonat lag die Produktion um 
3,2  Prozent höher, im Vergleich zum Vorkrisen-
monat Februar  2020 saisonbereinigt dagegen um 
3,8  Prozent niedriger. Das Februarergebnis dürfte 
noch nicht durch den russischen Angriffskrieg be-
einflusst sein, eine dämpfende Rolle dürfte aber 
weiterhin der anhaltende Mangel an Vorprodukten 
und Rohstoffen gespielt haben. Nach Wirtschafts-
bereichen stieg im Februar insbesondere die phar-
mazeutische Produktion kräftig, wogegen weniger 
Maschinen und Automobile hergestellt wurden als 
im Vormonat.

Umsätze und Auftragseingänge im Verarbeitenden 
Gewerbe entwickelten sich im Februar leicht rück-
läufig  Der Umsatz lag im Februar saisonbereinigt 
um 1,4  Prozent niedriger als im Vormonat, aber 
4,2  Prozent über dem Vorjahresniveau. Die Auf-
tragseingänge sanken um saisonbereinigt 2,2 Pro-
zent gegenüber dem Vormonat und lagen noch um 
2,9 Prozent über dem Niveau des Vorjahresmonats.

Der Krieg in der Ukraine belastet die weitere Ent-
wicklung im Verarbeitenden Gewerbe unmittelbar 

insbesondere durch Energiepreisanstiege. Neue 
Störungen von Lieferketten, wie zunächst bei Ka-
belbäumen zu beobachten, sind dazugekommen: 
Im März verschärfte sich nach einer leichten Ent-
spannung zu Jahresbeginn laut ifo Institut der Ma-
terialmangel in der Industrie wieder. 80  Prozent 
der befragten Unternehmen gaben an, Pro bleme 
bei der Beschaffung von Vorprodukten und Roh-
stoffen zu haben (nach 75 Prozent im Februar). Das 
ifo  Geschäftsklima im Verarbeitenden Gewerbe 
sank im März kräftig, was bei fast unveränderter 
Einschätzung der aktuellen Lage auf einen star-
ken Rückgang bei den Geschäftserwartungen zu-
rückzuführen war. In der Automobilbranche ver-
schlechterten sich sowohl die Beurteilung der 
aktuellen Lage als auch die Erwartungen deutlich. 
Das ifo Institut schätzt, dass auch die Inanspruch-
nahme von Kurzarbeit im Verarbeitenden Gewerbe 
im März entgegen dem gesamtwirtschaftlichen 
Trend wieder leicht gestiegen ist.

Konsumstimmung trübt sich 
deutlich ein

Mit einem leichten Zugewinn im Februar von 
preis-, kalender- und saisonbereinigt 0,3  Prozent 
gegenüber dem Vormonat konnten sich die Ein-
zelhandelsumsätze (ohne Kfz) von ihrem Rückgang 
am Jahresende 2021 etwas erholen. Mit einem Plus 
von 7,0 Prozent lag der Einzelhandelsumsatz deut-
lich höher als im Vorjahresmonat, was jedoch maß-
geblich durch den Teil-Lockdown im Februar 2021 
bedingt war. Im Vergleich zum Vorkrisenmonat Fe-
bruar 2020 war der Einzelhandelsumsatz noch um 
4,4 Prozent höher.

Nach Einzelbereichen lagen die Umsätze im Be-
reich Lebensmittel/Getränke/Tabak im Februar 
um 5,1  Prozent niedriger als im Vorjahresmonat. 
Demgegenüber war im Einzelhandel mit Nicht-Le-
bensmitteln ein Umsatzplus von 16,2  Prozent ge-
genüber dem Vorjahr zu verzeichnen. Dabei fiel 
vor allem weiterhin das Plus im Bereich Textilien/
Bekleidung/Schuhe/Lederwaren mit 193,1  Pro-
zent erheblich aus, der Umsatz lag dort aber immer 
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noch um 19,5 Prozent unter dem Vorkrisenniveau 
des Februars  2020. Beim Internet- und Versand-
handel war ein Rückgang von 7,5 Prozent im Vor-
jahresvergleich zu verzeichnen.

Eine Erholung setzte zu Jahresanfang auch im Gast-
gewerbe ein. Im Januar sind die Umsätze dort preis-, 
kalender- und saisonbereinigt spürbar um 9,7 Pro-
zent gegenüber dem Vormonat gestiegen. Im Ver-
gleich zum Vorjahresmonat hat sich der Umsatz 
mehr als verdoppelt (107,0 Prozent), lag aber noch 
um 35,0 Prozent unter dem Vorkrisenniveau vom 
Februar 2020.

Im März standen die befragungsbasierten Stim-
mungsindikatoren dann jedoch deutlich im Zei-
chen des russischen Angriffskriegs in der Ukraine. 
Im Dienstleistungssektor trübte sich das ifo  Ge-
schäftsklima merklich ein. Die Beurteilung der lau-
fenden Geschäfte blieb zwar unbeeinflusst  aber 
bei den Erwartungen schlug der zuletzt vorherr-
schende Optimismus in deutlichen Pessimismus 
um. Im Einzelhandel wurde die aktuelle Lage zwar 
als etwas besser eingeschätzt als im Vormonat, der 
Erwartungsindikator des ifo Geschäftsklimas brach 
hingegen nach vorherigen Zugewinnen stark ein. 
Auch aufseiten der Verbraucherstimmung hinter-
lassen der Krieg in der Ukraine, die damit verbun-
dene Unsicherheit sowie einhergehende Inflat ons-
sorgen deutliche Spuren. Demgegenüber zeigte 
die Anschaffungsneigung nur sehr moderate Ein-
bußen gegenüber dem Vormonat. Für den Mo-
nat April prognostiziert die GfK für das Konsum-
klima einen Wert von -15,5  Punkten und damit 
7,0 Punkte weniger als im März.

Unverändert positive 
Entwicklung am Arbeitsmarkt

Am Arbeitsmarkt setzte sich der Erholungskurs 
am aktuellen Rand weiter fort. Die Zahl der als ar-
beitslos registrierten Personen lag im März nach 
Ursprungswerten bei 2,36  Millionen, saisonbe-
reinigt kam es gegenüber dem Vormonat zu ei-
nem leichten Rückgang um 18.000  Personen. Die 

saisonbereinigte Arbeitslosenquote verblieb bei 
5,0  Prozent. Erwerbstätig waren im Februar nach 
Inländerkonzept und Ursprungswerten 45,0 Milli-
onen Personen. Gegenüber Vormonat stieg die Er-
werbstätigkeit um 28.000 Personen an.

Nach Hochrechnungen der Bundesagentur für Ar-
beit erhielten im Januar 654.000 Beschäftigte kon-
junkturelles Kurzarbeitergeld  – ein deutlicher 
Rückgang gegenüber Dezember. Das ifo  Institut 
geht für Februar und März von in der Tendenz wei-
ter leicht sinkender Inanspruchnahme von Kurz-
arbeit aus, insbesondere in den coronabetroffenen 
Branchen. Insgesamt liegt die Inanspruchnahme 
von Kurzarbeit deutlich unter den Werten des Vor-
jahres; auch vor diesem Hintergrund verzeich-
nete das Lohnsteueraufkommen im März 2022 ein 
merkliches Plus gegenüber dem Vorjahresmonat.

Umfragebasierte Frühindikatoren signalisieren 
derzeit grundsätzlich eine Fortsetzung der positi-
ven Trends am Arbeitsmarkt in den nächsten Mo-
naten. Das IAB-Arbeitsmarktbarometer ist im März 
sogar weiter leicht gestiegen. Das Beschäftigungs-
barometer des ifo  Instituts hat zeitgleich zwar ei-
nen Rücksetzer gezeigt, die Unternehmen wollen 
jedoch weiterhin einstellen, wenn auch weniger 
stark als zuletzt.

Energiepreise lassen Inflation 
im März nochmal stark steigen

Die Inflat onsrate (Veränderung des Verbraucher-
preisindex gegenüber dem Vorjahresmonat) lag 
nach Berechnungen des Statistischen Bundesam-
tes im März bei 7,3 Prozent und stieg damit gegen-
über dem Vormonat (5,1  Prozent) nochmals stark 
an; dies entspricht einem (nichtsaisonbereinig-
ten) Anstieg des Index um 2,5  Prozent. Maßgeb-
licher Grund für den Anstieg waren die Energie-
preise: Der Preisindex für Energie legte – vor allem 
vor dem Hintergrund nochmals merklich gestie-
gener Preise für Erdgas und Mineralölprodukte 
seit dem Angriff Russlands auf die Ukraine  – ge-
genüber dem Vormonat massiv zu. Ähnlich hoch 
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BIP-Wachstum und ifo Geschäftsklima Deutschland
Salden                                                                                                                                                                      in %

Im April 2018 löste das ifo Geschäftsklima Deutschland den bisherigen Index für die Gewerbliche Wirtschaft ab.
Quellen: Statistisches Bundesamt; ifo Institut, eigene Berechnungen
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war die Inflat onsrate in Deutschland zuletzt im 
Herbst 1981, als infolge der Auswirkungen des Ers-
ten Golfkr egs die Mineralölpreise ebenfalls stark 
gestiegen waren. Die Kerninflat on, d. h. der Anstieg 
der Verbraucherpreise ohne Energie- und Nah-
rungsmittelpreise, lag im März bei 3,4 Prozent, also 
einer Zunahme von 0,3 Prozentpunkten gegenüber 
dem Vormonat.

Im Einzelnen betrug die Inflat onsrate beim Ge-
samtindex für Waren 12,3  Prozent (nach 7,9  Pro-
zent im Februar), darunter 39,5 Prozent für Energie 
(nach 22,5 Prozent) und 6,2 Prozent für Nahrungs-
mittel (nach 5,3  Prozent). Die jährliche Verände-
rungsrate des Index für Dienstleistungen blieb bei 
2,8 Prozent, darunter eine Rate von 1,6 Prozent bei 
Nettokaltmieten.
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Am aktuellen Rand liegen die Preise an den Märk-
ten für Gas und Öl zwar unterhalb der zwischen-
zeitlich zu beobachtenden Preisspitzen, jedoch 
weiterhin sehr deutlich oberhalb des Niveaus vom 
Vorjahr. In Umfragen des ifo Instituts ist im März 
der Anteil an Unternehmen, die in den nächsten 

drei Monaten planen, ihre Preise zu erhöhen, noch-
mals gestiegen. Zusammen mit dem anhaltend 
starken Aufwärtsdruck aus Import- und Erzeuger-
preisen verdeutlicht dies, dass die Inflat onsrate 
auch in den kommenden Monaten auf fortgesetzt 
sehr hohem Niveau liegen dürfte.
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Steuereinnahmen im März 2022

Die Steuereinnahmen insgesamt (ohne Gemeinde-
steuern) lagen im März 2022 um 17,2 Prozent über 
dem Ergebnis vom März  2021. Der Einnahmezu-
wachs war überwiegend auf das Plus bei den Ge-
meinschaftsteuern (+18,4  Prozent) zurückzufüh-
ren. Gegenüber einer Vorjahresbasis, die aufgrund 
der Corona-Pandemie und der im Zusammenhang 
ergriffenen steuerlichen Maßnahmen deutlich ge-
schwächt gewesen war, ergaben sich beträchtliche 
Zuwachsraten im Aufkommen der meisten Steu-
erarten. Auswirkungen des Ukraine-Konflikts sind 
im Steueraufkommen noch nicht zu verzeichnen. 
Bei den Steuern vom Umsatz zeigte sich ein beson-
ders hoher Zuwachs. So wurden u.  a. bei der Ein-
fuhrumsatzsteuer  – wie im Vorjahr  – Einnahmen 
des Vormonats aufgrund des knappen Zeitraums 
zwischen Fälligkeitszeitpunkt und Monatsende im 
Februar erst im März kassenwirksam. Das Volumen 
der davon betroffenen Einnahmen war allerdings 
wesentlich größer. Zudem verzeichneten die Lohn-
steuer sowie die nicht veranlagten Steuern vom Er-
trag einen merklichen Aufkommensanstieg gegen-
über dem Vorjahresmonat. Schließlich konnten im 
ersten Vorauszahlungsmonat des Jahres  2022 so-
wohl die veranlagte Einkommensteuer als auch die 
Körperschaftsteuer deutliche Zuwächse verzeich-
nen. Die Bundessteuern verbuchten im März eine 
Zunahme um 9,0 Prozent gegenüber dem Vorjah-
resmonat. Die Einnahmen aus den Ländersteuern 
wiesen einen Anstieg um 14,3 Prozent auf.

EU-Eigenmittel

Im Berichtsmonat März 2022 wurden 2,8  Prozent 
weniger EU-Eigenmittel (inklusive Zölle) abge-
führt als im März 2021. Die monatlichen Anforde-
rungen der Europäischen Union (EU) orientieren 
sich grundsätzlich an dem jeweils gültigen Jah-
reshaushalt der EU und verteilen sich in der Regel 
recht gleichmäßig auf die einzelnen Monate. Da der 
Jahreshaushalt in diesem Jahr in einer ähnlichen 

Größenordnung liegt wie im Vorjahr und bis-
her kumuliert geringere EU-Eigenmittel abgeru-
fen wurden (-26,4 Prozent unter Vorjahresniveau), 
kann im Gegenzug in den folgenden Monaten die-
ses Jahres mit einem etwas höheren Abruf als im je-
weiligen Monat des Vorjahres gerechnet werden.

Gesamtüberblick kumuliert 
Januar bis März 2022

Das 1.  Quartal  2022 war insgesamt durch ei-
nen relativ starken Anstieg der Steuereinnah-
men gegenüber dem Vorjahreszeitraum geprägt 
(+18,1  Prozent). Im Wesentlichen war dies darauf 
zurückzuführen, dass das Aufkommen in den ers-
ten drei Monaten des Vergleichsjahres  2021 noch 
stärker durch die Auswirkungen der Corona-Pan-
demie sowie die zu ihrer Berücksichtigung ergrif-
fenen gesetzlichen und untergesetzlichen Maß-
nahmen gemindert worden war. Zu nennen ist hier 
u.  a. die mit dem Zweiten Corona-Steuerhilfege-
setz beschlossene temporäre Absenkung der Um-
satzsteuersätze im 2.  Halbjahr 2020, die aufgrund 
der Dauerfristverlängerung noch bis Februar 2021 
das Aufkommen gemindert hatte, der Ausfall ei-
nes Monatsaufkommens der Einfuhrumsatzsteuer 
infolge der Verlängerung der Fälligkeitsfrist so-
wie die durch den Lockdown verursachte Kurzar-
beit. Bezogen auf die Steuerarten stieg im 1. Quar-
tal das Aufkommen der Gemeinschaftsteuern um 
20,5  Prozent, der Bundessteuern um 2,5  Prozent 
und der Ländersteuern um 15,7 Prozent.

Verteilung auf Bund, Länder 
und Gemeinden

Die Steuereinnahmen des Bundes nach Ver-
rechnung von Bundesergänzungszuweisun-
gen verzeichneten im März  2022 einen Anstieg 
um 20,9  Prozent gegenüber dem Ergebnis vom 
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März  2021. Maßgeblicher Faktor für den Anstieg 
ist der gegenüber dem Vorjahresmonat deutlich 
gestiegene Bundesanteil an den Gemeinschaft-
steuern aufgrund des Einnahmezuwachses dieser 
Steuern insgesamt gegenüber März 2021. Die Ein-
nahmen des Bundes aus den Gemeinschaftsteu-
ern stiegen jedoch mit 20,5  Prozent etwas stärker 
als das Steueraufkommen der Gemeinschaftsteu-
ern insgesamt (+18,4  Prozent), da sich in der 

Verteilung des Umsatzsteueraufkommens auch in 
diesem Monat eine  – allerdings nur noch mode-
rate  – Veränderung zugunsten des Bundes ergab 
(vergleiche Artikel zu den Steuereinnahmen im Ja-
nuar 2022 in der Februarausgabe des BMF-Monats-
berichts). Zudem stiegen die Einnahmen des Bun-
des aus den Bundessteuern gegenüber März  2021 
um 9,0  Prozent. Demgegenüber standen höhere 
Zahlungen des Bundes an die Länder in Form von 
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2022

März

Veränderung  
gegenüber 

Vorjahr 
Januar bis 

März

Veränderung  
gegenüber 

Vorjahr  
Schätzungen 

für 20224

Veränderung 
gegenüber 

Vorjahr

in Mio. Euro in Prozent in Mio. Euro in Prozent in Mio. Euro in Prozent

Gemeinschaftsteuern

Lohnsteuer² 17.995 +12,8 56.206 +10,5 230.800 +5,7

Veranlagte Einkommensteuer 17.495 +13,3 20.915 +17,3 65.050  -10,1

Nicht veranlagte Steuern vom Ertrag 2.328 +20,7 5.149 +20,9 23.450  -14,4

Abgeltungsteuer auf Zins- und 
Veräußerungserträge (einschließlich 
ehemaligem Zinsabschlag)

780  -7,3 2.797  -13,6 8.300  -17,2

Körperschaftsteuer 9.379 +23,7 11.178 +9,6 38.950  -7,5

Steuern vom Umsatz 22.338 +26,8 73.584 +34,3 270.750 +8,0

Gewerbesteuerumlage 5  -53,4 615 +144,3 5.005 +1,1

Erhöhte Gewerbesteuerumlage 0 X 0 X 0 X

Gemeinschaftsteuern insgesamt 70.319 +18,4 170.444 +20,5 642.305 +2,6

Bundessteuern

Energiesteuer 2.547 +11,4 4.452 +7,9 38.450 +3,6

Tabaksteuer 1.086  -3,2 2.372  -8,2 15.420 +4,7

Alkoholsteuer 131 +8,1 531 +34,5 2.130 +2,0

Versicherungsteuer 986 +13,8 7.175 +5,9 15.350 +2,5

Stromsteuer 652  -6,2 1.785 +5,5 6.670  -0,3

Kraftfahrzeugsteuer 948 +5,8 2.594 +1,1 9.520  -0,3

Luftverkehrsteuer 48 +63,2 149 +117,9 1.140 +101,5

Solidaritätszuschlag 1.677 +21,2 2.840  -10,4 10.400  -5,7

Übrige Bundessteuern 106  -2,3 354 +6,6 1.449 +2,2

Bundessteuern insgesamt 8.179 +9,0 22.252 +2,5 100.529 +2,4

Ländersteuern

Erbschaftsteuer 1.114 +35,5 2.827 +34,0 9.350  -4,8

Grunderwerbsteuer 1.857 +5,6 5.061 +7,3 18.550 +1,2

Rennwett- und Lotteriesteuer 214 +6,2 701 +21,3 2.535 +8,7

Biersteuer 37 +6,0 123 +4,0 618 +5,8

Übrige Ländersteuern 201 +13,8 263 +11,6 548 +2,1

Ländersteuern insgesamt 3.423 +14,3 8.975 +15,7 31.601  -0,0

Entwicklung der Steuereinnahmen (ohne reine Gemeindesteuern) im laufenden Jahr¹ 
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Bundesergänzungszuweisungen und Regionalisie-
rungsmitteln für den öffentlichen Personennah-
verkehr (ÖPNV).

Die Länder verbuchten im März 2022 ebenfalls ei-
nen deutlichen Anstieg ihrer Steuereinnahmen um 
16,5 Prozent gegenüber dem Vorjahresmonat. Da-
bei stiegen auch die Einnahmen der Länder aus 
den Gemeinschaftsteuern insgesamt (+17,9  Pro-
zent) merklich. Darüber hinaus war bei den Län-
dersteuern ein deutliches Plus von 14,3 Prozent zu 
verzeichnen. Spiegelbildlich zu den höheren Zah-
lungen des Bundes stiegen die Einnahmen der Län-
der aus Bundesergänzungszuweisungen (+4,0 Pro-
zent) sowie aus Regionalisierungsmitteln (ÖPNV) 
(+5,1  Prozent). Der Gemeindeanteil an den Ge-
meinschaftsteuern stieg im Berichtszeitraum um 
10,9  Prozent. Die Einnahmen der Gemeinden aus 
den Steuern vom Umsatz verringerten sich um 
1,8 Prozent.

Gemeinschaftsteuern

Lohnsteuer

Das Bruttoaufkommen der Lohnsteuer lag im 
März  2022 um 10,5  Prozent über dem Aufkom-
men im Vorjahresmonat. Hierin spiegelt sich vor 
allem die gegenüber dem Vorjahreszeitraum güns-
tigere Lage am Arbeitsmarkt wider: Die Kurzar-
beit liegt auf einem deutlich niedrigeren Niveau als 
noch im Vorjahr, die Beschäftigung ist weiter ge-
stiegen. Das aus dem Lohnsteueraufkommen aus-
gezahlte Kindergeld lag nur leicht um 1,1 Prozent 
über den Kindergeldzahlungen im März  2021. Im 
Ergebnis erhöhte sich das kassenmäßige Lohnsteu-
eraufkommen im Vergleich zum März  2021 um 
12,8 Prozent. Im 1. Quartal 2022 lag das kassenmä-
ßige Lohnsteueraufkommen um 10,5 Prozent über 
dem Niveau des Vorjahreszeitraums.

2022

März

Veränderung  
gegenüber 

Vorjahr 
Januar bis 

März

Veränderung  
gegenüber 

Vorjahr
Schätzungen  

für 20224

Veränderung 
gegenüber 

Vorjahr

in Mio. Euro in Prozent in Mio. Euro in Prozent in Mio. Euro in Prozent

EU-Eigenmittel

Zölle 487 +17,6 1.459 +35,6 5.150 +0,5

Mehrwertsteuer-Eigenmittel 276 +6,9 1.185  -21,8 4.740 +7,3

BNE-Eigenmittel 1.671  -8,8 7.162  -33,2 30.340 +5,8

EU-Eigenmittel insgesamt 2.434  -2,8 9.806  -26,4 41.620 +8,9

Bund³ 35.917 +20,9 84.851 +28,7 328.364 +4,7

Länder3 37.994 +16,5 94.501 +18,1 356.423 +0,4

EU 2.434  -2,8 9.806  -26,4 41.620 +8,9

Gemeindeanteil an der Einkommen- und 
Umsatzsteuer

6.063 +10,9 13.972 +10,0 53.178  -1,5

Steueraufkommen insgesamt (ohne 
Gemeindesteuern)

82.408 +17,2 203.130 +18,1 779.585 +2,4

1 Methodik: Kassenmäßige Verbuchung der Einzelsteuer insgesamt und Aufteilung auf die Ebenen entsprechend den gesetzlich 
festgelegten Anteilen. Aus kassentechnischen Gründen können die tatsächlich von den einzelnen Gebietskörperschaften im 
laufenden Monat vereinnahmten Steuerbeträge von den Sollgrößen abweichen.

2 Nach Abzug der Kindergelderstattung durch das Bundeszentralamt für Steuern.
3 Nach Ergänzungszuweisungen; Abweichung zu Tabelle „Einnahmen des Bundes“ ist methodisch bedingt (vergleiche Fußnote 1).
4 Ergebnis Arbeitskreis „Steuerschätzungen“ vom November 2021.
Quelle: Bundesministerium der Finanzen

noch: Entwicklung der Steuereinnahmen (ohne reine Gemeindesteuern) im laufenden Jahr¹
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Körperschaftsteuer

Im ersten Vorauszahlungsmonat März des Jah-
res  2022 stieg das Körperschaftsteueraufkom-
men brutto um 23,8 Prozent gegenüber März 2021. 
Die Vorauszahlungen für das laufende Jahr stie-
gen deutlich um fast 30 Prozent. Der Saldo der aus 
den Veranlagungen sich ergebenden Nachzahlun-
gen und Erstattungen war – wie im Vorjahreszeit-
raum  – leicht negativ. Im Ergebnis ist ein deutli-
cher Aufkommenszuwachs zu verzeichnen. Aus 
dem Bruttoaufkommen wurden geringe Beträge 
an Forschungs- und Investitionszulage mit einem 
Volumen von insgesamt rund 6,9  Mio.  Euro ge-
zahlt, sodass der Einfluss auf das kassenmäßige 
Körperschaftsteueraufkommen marginal war. Im 
März  2022 lag das kassenmäßige Körperschaft-
steueraufkommen um 23,7  Prozent höher als im 
März  2021. Im 1.  Quartal  2022 lag das kassenmä-
ßige Körperschaftsteueraufkommen um 9,6  Pro-
zent über dem Niveau des Vorjahreszeitraums.

Veranlagte Einkommensteuer

Das Aufkommen aus veranlagter Einkommen-
steuer brutto stieg im März um 10,0  Prozent ge-
genüber März 2021. Auch bei der veranlagten Ein-
kommensteuer lagen die Vorauszahlungen für das 
laufende Jahr im Berichtsmonat deutlich um mehr 
als 10 Prozent über dem Niveau des Vorjahreszeit-
raums. Der Saldo aus Nachzahlungen und Erstat-
tungen (einschließlich Arbeitnehmererstattun-
gen) war zwar negativ, jedoch absolut geringer als 
im Vorjahreszeitraum. Die Arbeitnehmererstattun-
gen gingen um 57,9 Prozent gegenüber März 2021 
zurück. Weitere Abzüge ergaben sich in geringem 
Ausmaß durch Investitions-, Forschungs- und Ei-
genheimzulagen. Im Ergebnis stieg das kassenmä-
ßige Aufkommen aus der veranlagten Einkommen-
steuer um 13,3  Prozent gegenüber März  2021. Im 
1. Quartal 2022 lag das kassenmäßige Aufkommen 
aus veranlagter Einkommensteuer um 17,3 Prozent 
über dem Niveau des Vorjahreszeitraums.

Nicht veranlagte Steuern vom 
Ertrag

Im März 2022 lag das Bruttoaufkommen der nicht 
veranlagten Steuern vom Ertrag um 15,4  Prozent 
über demjenigen im Vorjahresmonat. Aus dem 
Bruttoaufkommen wurden rund 51 Mio. Euro Er-
stattungen durch das Bundeszentralamt für Steu-
ern geleistet (-61,3 Prozent gegenüber März 2021). 
Insgesamt ergab sich damit ein Anstieg des Kas-
senaufkommens der nicht veranlagten Steuern 
vom Ertrag um 20,7 Prozent gegenüber März 2021. 
Im 1.  Quartal  2022 lag das kassenmäßige Auf-
kommen aus den nicht veranlagten Steuern vom 
Ertrag um 20,9  Prozent über dem Niveau des 
Vorjahreszeitraums.

Abgeltungsteuer auf Zins- und 
Veräußerungserträge

Das Aufkommen aus der Abgeltungsteuer auf Zins- 
und Veräußerungserträge lag im März  2022 um 
7,3  Prozent unter dem Niveau des Vorjahresmo-
nats. Im 1. Quartal 2022 lag das kassenmäßige Auf-
kommen aus der Abgeltungsteuer auf Zins- und 
Veräußerungserträge um 13,6  Prozent unter dem 
Niveau des Vorjahreszeitraums.

Steuern vom Umsatz

Das Aufkommen der Steuern vom Umsatz lag im 
März  2022 um 26,8  Prozent höher als im Vorjah-
resmonat. Die allgemeine wirtschaftliche Erho-
lung schlug sich auch im Zuwachs der Einnah-
men aus Steuern vom Umsatz insgesamt nieder. 
Darüber hinaus ergaben sich durch eine niedrige 
Vergleichsbasis bei den Steuern vom Umsatz sehr 
hohe Zuwachsraten. Die Einnahmen aus der Um-
satzsteuer stiegen dabei um 17,0  Prozent gegen-
über März  2021. Das Aufkommen im Vergleichs-
monat März  2021 basiert auf den nach Auslaufen 
der temporären Umsatzsteuersatzsenkung wie-
der in Kraft getretenen Standardsteuersätzen von 
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19  Prozent beziehungsweise ermäßigt 7  Prozent. 
Allerdings dürfte die temporäre Steuersatzsenkung 
zu Vorzieheffekten in Form von vorgezogenen An-
schaffungen geführt haben. Durch entsprechend 
geringere Umsätze ergab sich ein niedrigeres Auf-
kommen und somit eine niedrigere Vergleichsbasis. 
Die Einnahmen aus der Einfuhrumsatzsteuer ver-
zeichneten einen Zuwachs um 41,4  Prozent. Hier 
führte sowohl im aktuellen Berichtsmonat als auch 
im Vergleichszeitraum der seit 2021 auf den 26. Tag 
eines Monats verschobene späte Fälligkeitstermin 
für die Abführung der Einfuhrumsatzsteuer dazu, 
dass beträchtliche Einnahmen nicht mehr im Fe-
bruar, sondern erst im März kassenwirksam wur-
den. Allerdings war der Betrag der betroffenen 
Einnahmen im Berichtsmonat wesentlich grö-
ßer als im März 2021. Im 1. Quartal 2022 stieg das 
kassenmäßige Aufkommen der Steuern vom Um-
satz um 34,3  Prozent gegenüber dem Niveau des 
Vorjahreszeitraums.

Bundessteuern

Das Aufkommen aus den Bundessteuern insgesamt 
lag im März  2022 um 9,0  Prozent über dem ent-
sprechenden Steueraufkommen im Vorjahresmo-
nat. Das Aufkommen aus dem Solidaritätszuschlag 
stieg im Berichtsmonat um 21,2 Prozent gegenüber 

März 2021 aufgrund des Anstiegs seiner Bemes-
sungsgrundlagen. Der beträchtliche Einnahme-
anstieg bei der Energiesteuer (+11,4  Prozent) war 
lediglich auf eine schwache Vorjahresbasis zurück-
zuführen. Zuwächse waren auch bei der Versiche-
rungsteuer (+13,8 Prozent) und der Kraftfahrzeug-
steuer (+5,8  Prozent) zu verzeichnen. Rückgänge 
im Vergleich zum Vorjahresmonat ergaben sich bei 
der Tabaksteuer (-3,2 Prozent) und der Stromsteuer 
(-6,2 Prozent). Die Veränderungen bei den übrigen 
Steuerarten hatten betragsmäßig nur geringen Ein-
fluss auf das Gesamtergebnis der Bundessteuern

Ländersteuern

Das Aufkommen der Ländersteuern lag im 
März 2022 um 14,3 Prozent über dem Ergebnis des 
März 2021. Die Einnahmen aus der Grunderwerb-
steuer stiegen um 5,6  Prozent, aus der Erbschaft-
steuer um 35,5 Prozent, aus der Feuerschutzsteuer 
um 13,8 Prozent und aus der Rennwett- und Lot-
teriesteuer um 6,2  Prozent. Der Zuwachs bei der 
Rennwett- und Lotteriesteuer ergab sich vor allem 
aus Einnahmen aus den neuen Steuerarten On-
line-Pokersteuer und Virtuelle Automatensteuer, 
die seit dem 1.  Juli  2021 erhoben werden. Bei der 
Biersteuer ergab sich ein Anstieg um 6,0  Prozent 
gegenüber März 2021.
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Entwicklung des Bundeshaushalts bis 
einschließlich März 2022

Bis der Haushalt  2022 vom Deutschen Bundestag 
verabschiedet und im Bundesgesetzblatt verkün-
det ist, arbeitet die Bundesregierung im Rahmen 
der sogenannten vorläufigen Haushaltsführung, 
die im Wesentlichen auf Art. 111 Grundgesetz ba-
siert (siehe hierzu Monatsbericht des BMF vom Ja-
nuar  2022 „Vorläufige Haushaltsführung  2022“). 
Da somit das Soll des Bundeshaushalts 2022 noch 
nicht feststeht, können in den folgenden Tabellen 
keine Sollwerte dargestellt werden.

Einnahmen

Die Einnahmen des Bundeshaushalts beliefen sich 
in den Monaten Januar bis März dieses Jahres auf 
rund 87,4 Mrd. Euro. Damit lagen die Einnahmen 
um 28,4 Prozent (rund +19,3 Mrd. Euro) höher als 
im gleichen Zeitraum des Vorjahres. Die Steuer-
einnahmen (inklusive der EU-Eigenmittelabflüss ) 
stiegen um 30,0 Prozent (rund +19,1 Mrd. Euro) ge-
genüber der Vorjahresperiode. Die Einnahmen aus 
Steuern vom Umsatz stiegen dabei um 40,9  Pro-
zent (rund +10,4  Mrd.  Euro). Die Einnahmen aus 
Einkommen- und Körperschaftsteuer wuchsen um 
12,7 Prozent (rund +4,5 Mrd. Euro) an. Zur Zunahme 
der Steuereinnahmen trugen auch geringere Zah-
lungen an die Europäische Union (EU)  – BNE-Ei-
genmittel der EU und Mehrwertsteuer-Eigenmittel 
der EU – bei, die um rund 3,9 Mrd. Euro niedriger 
waren als im entsprechenden Vorjahreszeitraum.

Die Sonstigen Einnahmen lagen im Berichtszeit-
raum um 5,8  Prozent (rund 0,3  Mrd.  Euro) über 
dem entsprechenden Vorjahresergebnis.

Ausgaben

Die Ausgaben des Bundeshaushalts betru-
gen in den Monaten Januar bis März  2022 rund 
115,8 Mrd. Euro und lagen damit um 10,6 Prozent 
(rund -13,8 Mrd. Euro) unter dem entsprechenden 
Vorjahresniveau. Nach ökonomischen Arten ge-
gliedert resultierte der Rückgang der Ausgaben im 
1. Quartal 2022 vorrangig aus geringeren konsum-
tiven Ausgaben (-6,8 Prozent beziehungsweise rund 
-7,7 Mrd. Euro). Die laufenden Zuschüsse an andere 
Bereiche waren dabei vor allem von der Verringe-
rung der Zuschüsse an Unternehmen um 41,1 Pro-
zent (rund -7,3 Mrd. Euro) gegenüber dem Vorjahr 
geprägt. Für Corona-Unternehmenshilfen wurden 
von Januar bis März 2022 rund 4,0 Mrd. Euro auf-
gewendet. Im Vorjahreszeitraum waren es rund 
11,0 Mrd. Euro gewesen. Dämpfend auf den Rück-
gang der Zuschüsse an andere Bereiche wirkte ins-
besondere, dass für Zuschüsse zur Beschaffung von 
Impfstoffen gegen SARS-CoV-2 im 1. Quartal 2022 
rund 1,6 Mrd. Euro mehr verausgabt wurden als vor 
einem Jahr. Die Zuweisungen an Verwaltungen wa-
ren um 17,1  Prozent (rund -2,4  Mrd.  Euro) gerin-
ger als im Vorjahreszeitraum, was vor allem auf die 
im Vorjahr bereits im März erfolgte Zuweisung an 
den Energie- und Klimafonds in Höhe von rund 
2,5  Mrd.  Euro zurückzuführen war. Die Zinsaus-
gaben lagen um 45,1 Prozent (rund -1,3 Mrd. Euro) 
unter dem Niveau des Vorjahreszeitraums.

Die investiven Ausgaben beliefen sich im betrach-
teten Zeitraum auf rund 8,8  Mrd.  Euro. Damit la-
gen sie um 40,5 Prozent (rund -6,0 Mrd. Euro) unter 
dem Niveau des Vorjahreszeitraums, was vor allem 
auf die unterjährigen Liquiditätshilfen an die Bun-
desagentur für Arbeit zurückzuführen war. Diese 
waren von Januar bis März 2022 rund 6,2 Mrd. Euro 
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Entwicklung des Bundeshaushalts

Ist 2021
Ist-Entwicklung¹ 

März 2022

Ausgaben (Mrd. Euro)² 556,6 115,8

Unterjährige Veränderung gegenüber Vorjahr in Prozent -10,6

Einnahmen (Mrd. Euro)³ 341,0 87,4

Unterjährige Veränderung gegenüber Vorjahr in Prozent 28,4

Steuereinnahmen (Mrd. Euro) 313,5 82,6

Unterjährige Veränderung gegenüber Vorjahr in Prozent 30,0

Saldo der durchlaufenden Mittel (Mrd. Euro) 0,0 0,0

Finanzierungssaldo (Mrd. Euro) -215,6 - 28,4

Deckung/Verwendung: 215,6 28,4

Kassenmittel (Mrd. Euro) - 123,3

Münzeinnahmen (Mrd. Euro) 0,2 0,0

Saldo der Rücklagenbewegungen4 0,0 0,0

Nettokreditaufnahme/unterjähriger Kapitalmarktsaldo5 (Mrd. Euro) 215,4 - 94,9

Abweichungen durch Rundung der Zahlen möglich.
1 Buchungsergebnisse.
2 Mit Ausnahme der Ausgaben zur Schuldentilgung am Kreditmarkt, der Zuführungen an Rücklagen und der Ausgaben zur Deckung 

eines kassenmäßigen Fehlbetrags. Ohne Ausgaben aus haushaltstechnischen Verrechnungen.
3  Mit Ausnahme der Einnahmen aus Krediten vom Kreditmarkt, der Entnahme aus Rücklagen und der Einnahmen aus kassenmäßigen 

Überschüssen sowie der Münzeinnahmen. Ohne Einnahmen aus haushaltstechnischen Verrechnungen.
4 Negative Werte stellen Rücklagenbildung dar.
5 (-) Tilgung; (+) Kreditaufnahme.
Quelle: Bundesministerium der Finanzen

geringer als im Vorjahreszeitraum. Am Ende des 
Haushaltsjahres  2021 wurden die unterjährig ge-
währten Hilfen, die bis zum Schluss des Haushalts-
jahres nicht zurückgezahlt werden konnten, in ei-
nen Zuschuss an die Bundesagentur umgewandelt. 
Die Sachinvestitionen lagen in etwa auf dem Ni-
veau des Vorjahres.

Finanzierungssaldo

Im Zeitraum Januar bis März  2022 wies der Bun-
deshaushalt ein Finanzierungsdefizit von rund 
28,4 Mrd. Euro auf.

Die Einnahmen und Ausgaben unterliegen im 
Laufe des Haushaltsjahres starken Schwankungen 
und beeinflussen somit die eingesetzten Kassen-
mittel in den einzelnen Monaten in unterschiedli-
chem Maße. Auch der Kapitalmarktsaldo zeigt im 
Jahresverlauf in der Regel starke Schwankungen. 
Die unterjährige Entwicklung des Finanzierungs-
saldos und des jeweiligen Kapitalmarktsaldos sind 
daher keine Indikatoren, aus denen sich die erfor-
derliche Nettokreditaufnahme und der Finanzie-
rungssaldo am Jahresende errechnen lassen. Dies 
gilt in besonderem Maße zu Beginn eines Jah-
res. Dabei ist zusätzlich die derzeit noch vorläufige
Haushaltsführung zu beachten.
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Entwicklung der Bundesausgaben nach Aufgabenbereichen

Ist 2021

Ist-Entwicklung Unterjährige 
Veränderung 
ggü. Vorjahr

März 
2021

März 
2022

in Mio. 
Euro

Anteil in 
Prozent in Mio. Euro in Prozent

Allgemeine Dienste 100.399 18,0 21.773 22.755 +4,5

Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung 13.224 2,4 2.160 1.961 -9,2

Verteidigung 46.550 8,4 10.255 10.804 +5,4

Politische Führung, zentrale Verwaltung 20.576 3,7 5.403 5.682 +5,2

Finanzverwaltung 5.981 1,1 1.340 1.471 +9,7

Bildung, Wissenschaft, Forschung, Kulturelle Angelegenheiten 28.985 5,2 4.439 4.201 -5,4

Förderung für Schülerinnen und Schüler, Studierende, 
Weiterbildungsteilnehmende

4.912 0,9 1.142 1.022 -10,5

Wissenschaft, Forschung, Entwicklung außerhalb der Hochschulen 16.259 2,9 2.055 1.754 -14,6

Soziale Sicherung, Familie und Jugend, Arbeitsmarktpolitik 281.133 50,5 85.826 72.925 -15,0

Sozialversicherungen einschließlich Arbeitslosenversicherung 147.057 26,4 51.014 42.304 -17,1

darunter:

Allgemeine Rentenversicherung 97.343 17,5 30.930 31.497 +1,8

Krankenversicherung 18.887 3,4 6.841 3.878 -43,3

Arbeitslosenversicherung 16.935 3,0 8.924 2.720 -69,5

Arbeitsmarktpolitik 42.109 7,6 10.524 9.817 -6,7

darunter:

Arbeitslosengeld II nach SGB II 21.748 3,9 5.612 5.212 -7,1

Leistungen des Bundesfür Unterkunft und Heizung nach dem SGB II 10.090 1,8 2.731 2.389 -12,5

Familienhilfe, Wohlfahrtspflege u. ä. 11.038 2,0 2.708 2.816 +4,0

Soziale Leistungen für Folgen von Krieg und politischen Ereignissen 2.159 0,4 676 589 -12,9

Sonstige soziale Angelegenheiten 67.506 12,1 18.149 14.366 -20,8

Gesundheit, Umwelt, Sport, Erholung 16.959 3,0 4.864 6.313 +29,8

Wohnungswesen, Städtebau, Raumordnung und kommunale Gemeinschafts-
dienste

2.270 0,4 259 314 +21,6

Wohnungswesen, Wohnungsbauprämie 1.320 0,2 226 254 +12,4

Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 1.953 0,4 216 183 -15,0

Energie- und Wasserwirtschaft, Gewerbe, Dienstleistungen 5.705 1,0 1.262 1.871 +48,3

Regionale Förderungsmaßnahmen 1.796 0,3 141 175 +24,6

Bergbau, Verarbeitendes Gewerbe und Baugewerbe 801 0,1 381 332 -12,9

Verkehrs- und Nachrichtenwesen 29.781 5,4 3.969 3.961 -0,2

Straßen 8.451 1,5 807 988 +22,4

Eisenbahnen und öffentlicher Personennahverkehr 14.139 2,5 1.381 1.586 +14,9

Allgemeine Finanzwirtschaft 89.432 16,1 6.946 3.265 -53,0

Grund- und Kapitalvermögen, Sondervermögen und Finanzzuweisungen 84.467 15,2 3.610 1.154 -68,0

Zinsausgaben und Ausgaben im Zusammenhang mit der Schuldenaufnahme 3.881 0,7 2.911 1.606 -44,8

Ausgaben insgesamt¹ 556.617 100,0 129.552 115.790 -10,6

1 Mit Ausnahme der Ausgaben zur Schuldentilgung am Kreditmarkt, der Zuführungen an Rücklagen und der Ausgaben zur Deckung 
eines kassenmäßigen Fehlbetrags. Ohne Ausgaben aus haushaltstechnischen Verrechnungen.

Quelle: Bundesministerium der Finanzen
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Die Ausgaben des Bundes nach ökonomischen Arten

Ist 2021

Ist-Entwicklung Unterjährige 
Veränderung  
ggü. Vorjahr 

März 
2021

März 
2022

in Mio. Euro
Anteil in 
Prozent in Mio. Euro in Prozent

Konsumtive Ausgaben 510.835 91,8 114.706 106.963  -6,8

Personalausgaben 36.498 6,6 9.873 10.272 +4,0

Aktivbezüge 27.237 4,9 7.233 7.504 +3,7

Versorgung 9.261 1,7 2.640 2.768 +4,8

Laufender Sachaufwand 38.670 6,9 6.575 7.410 +12,7

Unterhaltung des unbeweglichen Vermögens 1.083 0,2 215 208  -3,3

Militärische Beschaffungen 17.068 3,1 2.304 2.462 +6,9

Sonstiger laufender Sachaufwand 20.518 3,7 4.055 4.740 +16,9

Zinsausgaben 3.855 0,7 2.909 1.597  -45,1

Laufende Zuweisungen und Zuschüsse 427.989 76,9 94.856 87.265  -8,0

an Verwaltungen 117.438 21,1 13.928 11.547  -17,1

an andere Bereiche 310.551 55,8 80.928 75.719  -6,4

darunter:

Unternehmen 83.683 15,0 17.658 10.395  -41,1

Renten, Unterstützungen u. a. 32.557 5,8 8.420 8.135  -3,4

Sozialversicherungen 172.478 31,0 50.615 51.346 +1,4

Sonstige Vermögensübertragungen 3.824 0,7 493 418  -15,2

Investive Ausgaben 45.782 8,2 14.846 8.827  -40,5

Finanzierungshilfen 39.321 7,1 13.961 7.964  -43,0

Zuweisungen und Zuschüsse 33.788 6,1 4.089 4.274 +4,5

Darlehensgewährungen, Gewährleistungen 2.363 0,4 9.548 3.690  -61,4

Erwerb von Beteiligungen, Kapitaleinlagen 3.170 0,6 323 0  -100,0

Sachinvestitionen 6.461 1,2 885 863  -2,5

Baumaßnahmen 3.920 0,7 487 400  -17,9

Erwerb von beweglichen Sachen 2.453 0,4 388 457 +17,8

Grunderwerb 88 0,0 10 5  -50,0

Globalansätze 0 0,0 0 0 X

Ausgaben insgesamt¹ 556.617 100,0 129.552 115.790  -10,6

1 Mit Ausnahme der Ausgaben zur Schuldentilgung am Kreditmarkt, der Zuführungen an Rücklagen und der Ausgaben zur Deckung 
eines kassenmäßigen Fehlbetrags. Ohne Ausgaben aus haushaltstechnischen Verrechnungen.

Quelle: Bundesministerium der Finanzen
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Entwicklung der Einnahmen des Bundes

Ist 2021

Ist-Entwicklung Unterjährige 
Veränderung 
ggü. Vorjahr 

März 
2021

März 
2022

in Mio. Euro
Anteil in 
Prozent in Mio. Euro in Prozent

Steuern 313.545 91,9 63.568 82.630 +30,0

Bundesanteile an Gemeinschaftsteuern: 277.795 81,5 60.987 75.986 +24,6

Einkommen- und Körperschaftsteuer 
(einschließlich Abgeltungsteuer auf Zins- und 
Veräußerungserträge)

162.587 47,7 35.487 39.981 +12,7

davon:

Lohnsteuer 92.671 27,2 19.312 21.742 +12,6

Veranlagte Einkommensteuer 30.746 9,0 7.576 8.888 +17,3

Nicht veranlagte Steuer vom Ertrag 13.695 4,0 2.072 2.532 +22,2

Abgeltungsteuer auf Zins- und Veräußerungserträge 4.413 1,3 1.425 1.231  -13,6

Körperschaftsteuer 21.062 6,2 5.101 5.589 +9,6

Steuern vom Umsatz 113.126 33,2 25.364 35.750 +40,9

Gewerbesteuerumlage 2.082 0,6 136 255 +87,5

Energiesteuer 37.120 10,9 4.126 4.452 +7,9

Tabaksteuer 14.733 4,3 2.585 2.372  -8,2

Solidaritätszuschlag 11.028 3,2 3.171 2.840  -10,4

Versicherungsteuer 14.980 4,4 6.776 7.175 +5,9

Stromsteuer 6.691 2,0 1.692 1.785 +5,5

Kraftfahrzeugsteuer 9.546 2,8 2.567 2.594 +1,1

Alkoholsteuer inklusive Alkopopsteuer 2.084 0,6 395 532 +34,7

Kaffeesteuer 1.058 0,3 252 253 +0,4

Luftverkehrsteuer 566 0,2 68 149 +119,1

Schaumweinsteuer und Zwischenerzeugnissteuer 363 0,1 79 100 +26,6

Sonstige Bundessteuern 2 0,0 1 1 +0,0

Abzugsbeträge

Konsolidierungshilfen an die Länder 800 X 0 0 X

Ergänzungszuweisungen an Länder 10.071 X 2.322 2.415 +4,0

BNE-Eigenmittel der EU 28.683 X 10.729 7.162  -33,2

Mehrwertsteuer-Eigenmittel der EU 4.416 X 1.515 1.185  -21,8

Zuweisungen an Länder für ÖPNV 9.458 X 2.317 2.598 +12,1

Zuweisung an die Länder für Kfz-Steuer und Lkw-Maut 8.992 X 2.248 2.248 +0,0

Sonstige Einnahmen 27.472 8,1 4.498 4.761 +5,8

Einnahmen aus wirtschaftlicher Tätigkeit 5.342 1,6 49 62 +26,5

Zinseinnahmen 346 0,1 83 134 +61,4

Darlehensrückflüsse, Beteiligungen, 
Kapitalrückzahlungen, Gewährleistungen

1.304 0,4 324 339 +4,6

Einnahmen insgesamt¹ 341.017 100,0 68.066 87.391 +28,4

1 Mit Ausnahme der Einnahmen aus Krediten vom Kreditmarkt, der Entnahme aus Rücklagen und der Einnahmen aus kassenmäßigen 
Überschüssen sowie der Münzeinnahmen. Ohne Einnahmen aus haushaltstechnischen Verrechnungen.

Quelle: Bundesministerium der Finanzen
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Entwicklung der Kernhaushalte der Länder bis 
einschließlich Februar 2022

Nach den ersten beiden Monaten des Jahres  2022 
beträgt der Finanzierungssaldo der Kernhaushalte 
der Ländergesamtheit rund 7,2  Mrd.  Euro und hat 
sich damit gegenüber dem Vorjahreszeitraum um 
17,6  Mrd.  Euro verbessert. Im Wesentlichen wird 
dieser Effekt durch die Steuereinnahmen getragen, 
die gegenüber dem Vergleichszeitraum um 33,4 Pro-
zent gestiegen sind. Aus der Entwicklung in den 

ersten zwei Monaten können allerdings noch keine 
Rückschlüsse auf den weiteren Jahresverlauf gezo-
gen werden.

Die Einnahmen und Ausgaben der Länder bis ein-
schließlich Februar  2022 sind im statistischen An-
hang der Online-Version des Monatsberichts 
(www.bmf-monatsbericht.de) aufgeführt.
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Kreditaufnahme des Bundes und seiner 
Sondervermögen

Die Kreditaufnahme des Bundes dient der Finan-
zierung des Bundeshaushalts und der Sonderver-
mögen des Bundes. Sondervermögen werden un-
terschieden in solche Sondervermögen, die über 
den Bundeshaushalt oder andere Einnahmen mit-
finanz ert werden, und Sondervermögen mit eige-
ner Kreditermächtigung (Finanzmarktstabilisie-
rungsfonds (FMS), Wirtschaftsstabilisierungsfonds 
(WSF), Investitions- und Tilgungsfonds (ITF) so-
wie Restrukturierungsfonds (RSF)). Der RSF wird 
nachfolgend nicht mit aufgeführt, da zu den be-
trachteten Stichtagen keine Kreditaufnahme vor-
gelegen hat. Die Kreditaufnahme für die Sonder-
vermögen FMS und WSF dient dabei zum einen 
der Finanzierung von Aufwendungen für Stabili-
sierungsmaßnahmen gemäß §  9 Abs.  1 Stabilisie-
rungsfondsgesetz (StFG) oder der Rekapitalisierung 
von Unternehmen gemäß §  22  StFG. Zum ande-
ren nimmt der Bund für FMS und WSF auch Kre-
dite auf, die gemäß § 9 Abs. 5 und § 23 StFG dann 
als konditionsgleiche Darlehen an Anstalten des 
öffentlichen Rechts durchgeleitet werden. Die Auf-
nahme dieser Kredite über den Bund dient der 
Kostenersparnis.

Die nachfolgenden Erläuterungen beziehen sich

 ● erst auf die gesamte Kreditaufnahme des 
Bundes,

 ● dann auf die Kreditaufnahme beziehungs-
weise Verschuldung des Bundeshaushalts und 
der mitfinanz erten Sondervermögen sowie 
von FMS, WSF und ITF ohne Finanzierung von 
Darlehen für Anstalten des öffentlichen Rechts 
und

 ● anschließend auf die Kreditaufnahme für FMS 
und WSF zur Finanzierung von an Anstalten 
des öffentlichen Rechts durchzuleitende Dar-
lehen (im Folgenden „Darlehensfinanz erung“).

Entwicklung der 
Kreditaufnahme des Bundes

Der Bund hatte am 31. Dezember 2021 Kredite in 
Höhe von 1.438,4  Mrd.  Euro aufgenommen. Die-
ser Bestand erhöhte sich zum 31.  März  2022 auf 
1.466,8 Mrd. Euro. Der Anstieg der Kreditaufnahme 
um 28,4  Mrd.  Euro ging auf den Finanzierungs-
bedarf des Bundes für den Haushalt und die Son-
dervermögen einschließlich der Bedarfe von FMS 
und WSF zur Durchleitung von Darlehen an An-
stalten des öffentlichen Rechts zurück. Wie bereits 
in den Jahren 2020 und 2021 wird auch die Kredit-
aufnahme im Jahr  2022 im Vergleich zu früheren 
Jahren erhöht sein. Dies liegt u.  a. daran, dass ein 
großer Teil des zusätzlichen pandemiebedingten 
Kreditbedarfs der Jahre 2020 und 2021 über Wert-
papiere mit kurzen Laufzeiten finanz ert wurde, die 
nunmehr fällig werden und refinanz ert werden 
müssen. Der Bund beabsichtigt, das hohe ausste-
hende Volumen dieser kurzlaufenden Wertpapiere 
mittelfristig sukzessive abzubauen.

Der Anstieg des Bestands der Kreditaufnahme 
gegenüber dem 31.  Dezember  2021 resul-
tierte aus neuen Aufnahmen im Volumen von 
122,0  Mrd.  Euro, denen wiederum Fälligkeiten im 
Volumen von 93,6 Mrd. Euro gegenüberstanden. Bis 
zum 31. März 2022 wurden für die Ver zinsung aller 
auch in früheren Jahren aufgenommenen beste-
henden Kredite saldiert 1,6 Mrd. Euro aufgewendet.

Im März  2022 wurden 47,8  Mrd.  Euro an Bundes-
wertpapieren emittiert. Der Schwerpunkt lag mit 
45,5  Mrd.  Euro bei den konventionellen Bundes-
wertpapieren. Sie verteilten sich auf 4  Mrd.  Euro 
30-jährige Bundesanleihen, 5,5 Mrd. Euro 10-jährige 
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Bundesanleihen1, 4  Mrd.  Euro Bundesobligatio-
nen, 8  Mrd.  Euro Bundesschatzanweisungen und 
24  Mrd.  Euro Unverzinsliche Schatzanweisungen 
des Bundes. In inflat onsindexierten Bundeswertpa-
pieren wurden 0,8 Mrd. Euro begeben. Im März 2022 
wurden 1,5 Mrd. Euro in Grünen Bundeswertpapie-
ren begeben.

Die Eigenbestände des Bundes an Bundes-
wertpapieren erhöhten sich im März  2022 um 
3,9  Mrd.  Euro auf 151,3  Mrd.  Euro. Die Verände-
rung resultierte aus Sekundärmarktverkäufen in 
Höhe von 15,4 Mrd. Euro, denen Käufe in Höhe von 
4,8 Mrd. Euro und die Erhöhung von Eigenbestän-
den durch bei Emission zurückbehaltene Emissi-
onsanteile um 14,6 Mrd. Euro gegenüberstanden.

Am 31. März 2022 entfielen 93,7 Prozent der Kredit-
aufnahmen auf die Kreditaufnahme des Bundes für 
Haushalt und Sondervermögen ohne Darlehensfi-
nanzierung, 6,3  Prozent der Kreditaufnahme ent-
fielen auf die Darlehensfinanz erung.

Entwicklung der Kredit auf-
nahme des Bundes (Haushalt 
und Sonder vermögen ohne 
Darlehens finanzierung)

Im März  2022 wurden für den Bund (Haushalt 
und Sondervermögen ohne Darlehensfinanz e-
rung) 43,4  Mrd.  Euro an Krediten aufgenommen. 
Gleichzeitig wurden 33,1 Mrd. Euro fällige Kredite 
getilgt. Für die Verzinsung der Kredite des Bun-
des (Haushalt und Sondervermögen ohne Darle-
hensfinanz erung) wurden im März  2022 saldiert 
1,7 Mrd. Euro aufgewendet.

Am 31.  März  2022 betrug der Bestand der Kre-
ditaufnahme des Bundes (Haushalt und 

1 In diesem Bericht werden die im Jahr 2020 eingeführten 
7- und 15-jährigen Bundesanleihen zu den 10-jährigen 
Bundesanleihen gezählt. Seit dem Jahr 2022 werden keine 
7-jährigen Anleihen mehr begeben.

Sondervermögen ohne Darlehensfinanz erung) 
insgesamt 1.374,4  Mrd.  Euro. Damit erhöhte sich 
dieser gegenüber dem 31.  Dezember  2021 um 
26,4 Mrd. Euro. Mit 26,2 Mrd. Euro entfiel fast die 
gesamte Erhöhung auf den Bundeshaushalt, des-
sen Bestand auf 1.332,7  Mrd.  Euro anstieg. Per 
31.  März  2022 betrug der Bestand der Kreditauf-
nahme für den ITF unverändert 16,1  Mrd.  Euro. 
Der Bestand der Kreditaufnahme des FMS für Kre-
dite für Aufwendungen gemäß § 9 Abs. 1 StFG be-
trug zu diesem Stichtag gerundet unverändert 
22,7 Mrd. Euro. Die Kreditermächtigungen des WSF 
für Kredite für Rekapitalisierungsmaßnahmen ge-
mäß § 22 StFG wurden im März 2022 geringfügig in 
Anspruch genommen, sodass sich per 31. März 2022 
ein Bestand an Krediten von 2,8 Mrd. Euro ergab.

Entwicklung der 
Kreditaufnahme des Bundes 
zur Darlehensfinanzierung

Seit dem Jahr 2019 werden für den FMS Kredite zur 
Refinanz erung von an die FMS Wertmanagement 
durchzuleitende Darlehen gemäß §  9 Abs.  5  StFG 
aufgenommen. In ähnlicher Weise erfolgt seit dem 
Jahr  2020 eine Kreditaufnahme für den WSF zur 
Gewährung von Darlehen an die Kreditanstalt für 
Wiederaufbau zur Finanzierung von Krisenmaß-
nahmen gemäß §  23  StFG. Im März  2022 wurden 
für den FMS zu diesem Zweck 0,5 Mrd. Euro neue 
Kredite aufgenommen, es wurden keine Kredite 
fällig. Der Bestand von 55,0 Mrd. Euro am 31. De-
zember  2021 hat sich damit per 31.  März  2022 
auf 59,0  Mrd.  Euro erhöht. Zur Darlehensfina -
zierung für den WSF wurden im März 2022 keine 
Kredite aufgenommen, jedoch fällige Kredite in 
Höhe von 1,0  Mrd.  Euro getilgt. Der Bestand von 
35,4 Mrd. Euro am 31. Dezember 2021 hat sich da-
mit per 31.  März  2022 auf 33,4  Mrd.  Euro verän-
dert. Seit Jahresbeginn stieg der Bestand der Kre-
dite zur Darlehensfinanz erung insgesamt auf 
92,4 Mrd. Euro.
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Kreditaufnahme des Bundes - Bestand und laufendes Jahr
in Mio. Euro

Quelle: Bundesministerium der Finanzen
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Kreditaufnahme des Bundes – Bestand per 31. März 2022 

Weitere Einzelheiten für den Monat März  2022 
können folgenden Tabellen entnommen werden:

 ● Entwicklung der Kreditaufnahme des Bundes,

 ● Entwicklung der Kreditaufnahme des Bundes 
(Haushalt und Sondervermögen ohne Darle-
hensfinanz erung),

 ● Entwicklung der Kreditaufnahme des Bundes 
zur Darlehensfinanz erung,

 ● Entwicklung von Umlaufvolumen und Eigen-
bestände an Bundeswertpapieren.

Im statistischen Anhang der Online-Version des 
Monatsberichts sind zusätzlich die drei erstge-
nannten Tabellen mit Daten für den bisherigen 
Jahresverlauf, die nach Restlaufzeitklassen grup-
pierte Kreditaufnahme des Bundes sowie die mo-
natliche Historie zur Kreditaufnahme, dem Bedarf 

der Kreditaufnahme, Tilgungen und Zinsen für die 
Kreditaufnahme enthalten.

Die Abbildung „Kreditaufnahme des Bundes  – Be-
stand und laufendes Jahr“ zeigt die Verteilung der 
Kreditaufnahme auf die Finanzierungsinstrumente, 
sowohl für die bisherige Aufnahme im Jahr 2022 als 
auch für den gesamten Bestand per 31. März 2022. 
Den größten Anteil der Kreditaufnahme im bishe-
rigen Jahresverlauf machten mit 49,9 Mrd. Euro be-
ziehungsweise 40,9  Prozent die (teils unterjährig 
fälligen) Unverzinslichen Schatzanweisungen des 
Bundes aus, gefolgt von den 10-jährigen Bundesan-
leihen mit 21,6 Mrd. Euro beziehungsweise 17,7 Pro-
zent. Zu diesem Segment werden hier auch die im 
Jahr 2020 neu eingeführten 7- und 15-jährigen Bun-
desanleihen gezählt. Per 31. März 2022 waren über 
99  Prozent des Bestands der Kreditaufnahmen des 
Bundes in Form von Inhaberschuldverschreibungen 
verbrieft, bei denen die konkreten Gläubiger dem 
Bund nicht bekannt sind.
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Details zu den geplanten Emissionen und den Til-
gungen von Bundeswertpapieren können in den 
Pressemitteilungen zum Emissionskalender nach-
gelesen werden.2 Auf der Internetseite der Bundesre-

2 http://www.bundesfinanzministerium.de/mb/2017047

publik Deutschland – Finanzagentur GmbH werden 
zudem nach jeder Auktion von Bundeswertpapieren 
die Auktionsergebnisse veröffentlicht.3

3 http://www.bundesfinanzministerium.de/mb/2017046

Entwicklung der Kreditaufnahme des Bundes im März 2022 
in Mio. Euro

Stichtag/Periode

Bestand 
Aufnahme  
(Zunahme)

Tilgungen 
(Abnahme) Bestand 

Bestands-
änderung 

(Saldo) Zinsen

28. Februar 
2022  März  März 

31. März 
2022 März März 

Insgesamt 1.456.978 43.910 -34.114 1.466.774 9.796 1.701

Gliederung nach Verwendung

Bundeshaushalt 1.322.448 39.644 -29.406 1.332.685 10.238 1.670

Finanzmarktstabilisierungsfonds 
(Kredite für Aufwendungen 
gemäß § 9 Abs. 1 StFG)

22.734 1.320 -1.320 22.734 0 4

Finanzmarktstabilisierungsfonds 
(Kredite für Abwicklungsanstalten 
gemäß § 9 Abs. 5 StFG)

58.500 500 - 59.000 500 -5

Investitions- und Tilgungsfonds 16.111 896 -896 16.111 - 11

Wirtschaftsstabilisierungsfonds 
(Kredite für Rekapitalisierungs-
maßnahmen gemäß § 22 StFG)

2.779 1.551 -1.486 2.844 65 15

Wirtschaftsstabilisierungsfonds 
(Kredite für die Kreditanstalt für 
Wiederaufbau gemäß § 23 StFG)

34.406 - -1.006 33.400 -1.006 6

Gliederung nach Instrumentenarten

Konventionelle Bundeswertpapiere 1.357.422 41.635 -34.114 1.364.943 7.521 1.340

30-jährige Bundesanleihen 282.545 7.988 - 290.533 7.988 1.414

10-jährige Bundesanleihen 614.514 6.234 - 620.747 6.234 -162

Bundesobligationen 200.663 3.871 - 204.534 3.871 -37

Bundesschatzanweisungen 117.270 5.417 -13.985 108.702 -8.568 41

Unverzinsliche Schatzanweisungen 
des Bundes

142.431 18.125 -20.129 140.427 -2.004 84

Inflationsindexierte Bundeswertpapiere 66.942 834 - 67.776 834 354

Grüne Bundeswertpapiere 22.520 1.441 - 23.961 1.441 25

Schuldscheindarlehen 5.620 - - 5.620 - -18

Sonstige Kredite und Buchschulden 4.474 - - 4.474 - -

Abweichungen in den Summen durch Rundung der Zahlen möglich.
Quelle: Bundesministerium der Finanzen

http://www.bundesfinanzministerium.de/mb/2017047
http://www.bundesfinanzministerium.de/mb/2017046
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Entwicklung der Kreditaufnahme des Bundes (Haushalt und Sondervermögen ohne Darlehensfinanzierung) 
im März 2022 
in Mio. Euro

Stichtag/Periode

Bestand
Aufnahme  
(Zunahme)

Tilgungen 
(Abnahme) Bestand

Bestands-
änderung 

(Saldo) Zinsen

28. Februar 
2022  März  März 

31. März  
2022 März März 

Insgesamt 1.364.071 43.410 -33.108 1.374.374 10.303 1.700

Gliederung nach Verwendung

Bundeshaushalt 1.322.448 39.644 -29.406 1.332.685 10.238 1.670

Finanzmarktstabilisierungsfonds 
(Kredite für Aufwendungen 
gemäß § 9 Abs. 1 StFG)

22.734 1.320 -1.320 22.734 - 4

Investitions- und Tilgungsfonds 16.111 896 -896 16.111 - 11

Wirtschaftsstabilisierungsfonds  
(Kredite für Rekapitalisierungs-
maßnahmen gemäß § 22 StFG)

2.779 1.551 -1.486 2.844 65 15

Gliederung nach Instrumentenarten

Konventionelle Bundeswertpapiere 1.264.516 41.135 -33.108 1.272.543 8.027 1.339

30-jährige Bundesanleihen 282.545 7.988 - 290.533 7.988 1.414

10-jährige Bundesanleihen 584.514 6.234 - 590.747 6.234 -162

Bundesobligationen 165.863 3.371 - 169.234 3.371 -32

Bundesschatzanweisungen 90.170 5.417 -13.985 81.602 -8.568 41

Unverzinsliche Schatzanweisungen 
des Bundes

141.424 18.125 -19.123 140.427 -997 77

Inflationsindexierte Bundeswertpapiere 66.942 834 - 67.776 834 354

Grüne Bundeswertpapiere 22.520 1.441 - 23.961 1.441 25

Schuldscheindarlehen 5.620 - - 5.620 - -18

Sonstige Kredite und Buchschulden 4.474 - - 4.474 - -

nachrichtlich:

Verbindlichkeiten aus der 
Kapitalindexierung inflationsindexierter 
Bundeswertpapiere

7.507 7.809 303 -

Rücklagen gemäß 
Schlusszahlungsfinanzierungsgesetz 
(SchlussFinG)

4.390 4.411 21 -

Abweichungen in den Summen durch Rundung der Zahlen möglich.
Die Verbindlichkeiten aus der Kapitalindexierung enthalten die seit Laufzeitbeginn bis zum Stichtag entstandenen inflationsbedingten 
Erhöhungsbeträge auf die ursprünglichen Emissionsbeträge. 
Die Rücklage enthält dagegen nur jene Erhöhungsbeträge, die sich jeweils zum Kupontermin am 15. April eines jeden Jahres  
(§ 4 Abs. 1 SchlussFinG) sowie an den Aufstockungsterminen eines inflationsindexierten Wertpapiers (§ 4 Abs. 2 SchlussFinG) ergeben. 
Quelle: Bundesministerium der Finanzen
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Stichtag/Periode

Bestand 
Aufnahme  
(Zunahme)

Tilgungen 
(Abnahme) Bestand 

Bestands-
änderung 

(Saldo) Zinsen

28. Februar  
2022  März  März 

31. März  
2022 März März 

Insgesamt 92.906 500 -1.006 92.400 -506 1

Gliederung nach Verwendung

Finanzmarktstabilisierungsfonds  
(Kredite für Abwicklungsanstalten  
gemäß § 9 Abs. 5 StFG)

58.500 500 - 59.000 500 -5

Wirtschaftsstabilisierungsfonds 
(Kredite für die Kreditanstalt für 
Wiederaufbau gemäß § 23 StFG)

34.406 - -1.006 33.400 -1.006 6

Abweichungen in den Summen durch Rundung der Zahlen möglich. 
Das BMF ist nach § 9 Abs. 5 StFG ermächtigt, für den FMS Kredite bis zu 60 Mrd. Euro aufzunehmen, damit nach § 8 Abs. 10 StFG 
der FMS Darlehen an Abwicklungsanstalten zur Refinanzierung der von diesen übernommenen Vermögensgegenständen gewähren 
kann. Diese Kreditaufnahme ist für die Verschuldung insgesamt neutral, weil sie die bei Abwicklungsanstalten sonst notwendige 
Kreditaufnahme am Markt ersetzt. Sie erhöht jedoch die Verschuldung in Bundeswertpapieren. 
Das BMF ist nach § 24 Abs. 1 i. V. m. § 23 StFG ermächtigt, für den WSF zum Zwecke der Darlehensgewährung Kredite in Höhe von bis 
zu 100 Mrd. Euro aufzunehmen. Nach § 23 StFG kann der WSF der KfW Darlehen zur Refinanzierung der ihr von der Bundesregierung als 
Reaktion auf die sogenannte Corona-Krise zugewiesenen Sonderprogramme gewähren. 
Quelle: Bundesministerium der Finanzen

Entwicklung der Kreditaufnahme des Bundes zur Darlehensfinanzierung im März 2022 
in Mio. Euro

Entwicklung von Umlaufvolumen und Eigenbestände an Bundeswertpapieren im März 2022 
in Mio. Euro

Stichtag/Periode

Bestand Zunahme Abnahme Bestand

Bestands-
änderung 

(Saldo)

28. Februar 
2022  März  März 

31. März 
 2022 März 

Umlaufvolumen insgesamt 1.593.350 47.750 -34.000 1.607.100 13.750

Konventionelle Bundeswertpapiere 1.497.500 45.500 -34.000 1.509.000 11.500

30-jährige Bundesanleihen 329.500 4.000 - 333.500 4.000

10-jährige Bundesanleihen 674.500 5.500 - 680.000 5.500

Bundesobligationen 225.000 4.000 - 229.000 4.000

Bundesschatzanweisungen 127.000 8.000 -14.000 121.000 -6.000

Unverzinsliche Schatzanweisungen des Bundes 
(inklusive Kassenemissionen)

141.500 24.000 -20.000 145.500 4.000

Inflationsindexierte Bundeswertpapiere 71.850 750 - 72.600 750

30-jährige inflationsindexierte Anleihen des Bundes 11.600 - - 11.600 -

10-jährige inflationsindexierte Anleihen des Bundes 60.250 750 - 61.000 750

Grüne Bundeswertpapiere 24.000 1.500 - 25.500 1.500

30-jährige Grüne Bundesanleihen 6.000 - - 6.000 -

10-jährige Grüne Bundesanleihen 13.000 1.500 - 14.500 1.500

Grüne Bundesobligationen 5.000 - - 5.000 -

Eigenbestände -147.396 - - -151.338 -3.942

Abweichungen in den Summen durch Rundung der Zahlen möglich.
Quelle: Bundesministerium der Finanzen
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Die Rentenmarktentwicklung 
im 1. Quartal 2022

Im Verlauf des 1.  Quartals  2022 wurden die Ren-
tenmärkte weiterhin von der global anziehen-
den Inflat onsdynamik und zuletzt von den Aus-
wirkungen der russischen Invasion in die Ukraine 
beeinflusst  Während die US-Notenbank vor dem 
Hintergrund eines kräftigen Verbraucherpreisan-
stiegs ihre Wertpapier-Nettokäufe einstellte und 

im März eine erste Leitzinsanhebung vornahm, 
setzte die Europäische Zentralbank (EZB) ihren ex-
pansiven geldpolitischen Kurs unverändert fort. 
Dennoch erwarteten Marktteilnehmer für die 
2.  Jahreshälfte erste Leitzinsanhebungen auch im 
Euroraum. Die Renditen von Bundeswertpapieren 
stiegen über alle Laufzeiten deutlich an. Gleichzei-
tig verflachte die Renditekurve im langen Laufzeit-
bereich spürbar.

Entwicklung der Renditen von Bundeswertpapieren nach Laufzeiten
Tagesschlussrenditen in Prozent p. a.

31. Dezember 2021 31. März 2022

  2 Jahre -0,64 -0,08

  5 Jahre -0,46 0,37

10 Jahre -0,18 0,54

30 Jahre 0,19 0,66

Quelle: Refinitiv

Entwicklung der Renditen 10-jähriger Staatsanleihen im 1. Quartal 2022
Rendite in Prozent p. a.

Quelle: Revinitiv

-0,5

0,0

0,5

1,0

1,5

2,0

2,5

3,0

31. Dezember 31. Januar 28. Februar 31. März

 USA  Vereinigtes Königreich  Japan  Deutschland

54



A
kt

ue
lle

 W
irt

sc
ha

ft
s-

 u
nd

 F
in

an
zl

ag
e

55

Aktuelle Wirtschafts- und Finanzlage
Kreditaufnahme des Bundes und seiner Sondervermögen

Monatsbericht des BMF 
April 2022

Entwicklung der Renditen 10-jähriger Staatsanleihen im 1. Quartal 2022 

Tagesschlussrenditen in Prozent p. a.

Die stark inflat onäre Entwicklung prägte die Ren-
tenmärkte bereits zum Jahresbeginn 2022. Vor dem 
Hintergrund einer kräftiger als erwarteten Ver-
braucherpreisdynamik stieg die Zinskurve konti-
nuierlich an und verflachte sich gleichzeitig. Stellte 
die äußerst dynamische Ausbreitung der Omi kron-
Variante des SARS-CoV-2-Virus zu Jahresbeginn 
noch eine beträchtliche Unsicherheitsquelle für die 
Rentenmärkte dar, verlor das Thema zunehmend 
an Bedeutung, da die Belastungen für das Gesund-
heitswesen insgesamt geringer waren als anfäng-
lich befürchtet.

Trotz hoher Inflat onsraten im Euroraum setzte 
der EZB-Rat in seiner Februar-Sitzung die expan-
sive Geldpolitik zunächst unverändert fort. Er be-
stätigte die Beschlüsse aus dem Dezember  2021, 
wonach die Nettokäufe im Rahmen des Pande-
mie-Notfallankaufprogramms (Pandemic Emer-
gency Purchase Programme) zwar Ende März 2022 
beendet, aber die Nettokäufe im Rahmen des Pro-
gramms zum Ankauf von Vermögenswerten (As-
set Purchase Programme, APP) mindestens bis 
Oktober  2022 fortgesetzt werden sollen. Eine An-
hebung der Leitzinsen wurde erst für den Zeit-
punkt kurz nach Beendigung der APP-Nettokäufe 
in Aussicht gestellt. Ab Februar beeinflusste der mi-
litärische Aufmarsch Russlands an der Grenze zur 
Ukra ine zunehmend die Rentenmärkte. Mit Be-
ginn des Einmarschs in die Ukraine am 24.  Feb-
ruar  2022 verschärfte sich die Situation weiter. 
Während sich am Markt die Sorgen vor einer deut-
lichen wirtschaftlichen Abschwächung im Euro-
raum vor dem Hintergrund historisch beispiello-
ser Sanktionen gegen Russland verstärkten, stiegen 
dadurch bedingt auch die Inflat onserwartungen 

nochmals deutlich, insbesondere wegen stark stei-
gender Energiepreise und drohender Verteuerun-
gen von Nahrungsmitteln.

Vor dem Hintergrund einer im Februar auf 5,8 Pro-
zent gestiegenen Inflat onsrate und deutlich nach 
oben korrigierter EZB-Inflat onsprognosen be-
schloss der EZB-Rat in seiner März-Sitzung erste 
Schritte in Richtung einer graduellen geldpoliti-
schen Normalisierung. So wurde angekündigt, die 
Nettokäufe im Rahmen des APP nun statt bis min-
destens Oktober 2022 nur noch bis Juni 2022 fort-
zuführen. Gleichzeitig wurde die Möglichkeit für 
Änderungen der EZB-Leitzinsen „einige Zeit“ nach 
dem Ende dieser Nettokäufe aufgezeigt.

An den Märkten setzte sich die Erwartung durch, 
dass im 2. Halbjahr 2022 erste Leitzinserhöhungen 
durchgeführt werden. Zum einen zeichnete sich aus 
verschiedenen Indikatoren ein kurzfristig kräftiger 
Aufwärtsdruck auf die Verbraucherpreise ab, zum 
anderen deuteten Rekordauslastungen am Arbeits-
markt im Euroraum und deutlich höhere Erzeuger-
preise darauf hin, dass sich die Inflat on auch auf 
mittlere Frist u. a. durch deutlich steigende Löhne 
und umfangreichere Kosten-Überwälzungen an 
die Konsumentinnen und Konsumenten versteti-
gen könnte. Erheblich gestiegene Wachstumssor-
gen infolge des Krieges in der Ukraine konnten 
diese Einschätzung nicht grundlegend ändern.

Die Erwartung einer deutlichen Straffung der 
Geldpolitik, die von geopolitischen Risiken zu-
nehmend überlagert wurde, führte insbesondere 
ab Februar zu einer vergleichsweise hohen Vola-
tilität an den Rentenmärkten. In Summe war die 

31. Dezember 2021 31. März 2022

USA 1,51 2,34

Vereinigtes Königreich 0,97 1,60

Japan 0,07 0,21

Deutschland -0,18 0,54

Quelle: Refinitiv
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Renditeentwicklung über das gesamte 1.  Quar-
tal  2022 deutlich nach oben gerichtet. 10-jäh-
rige Bundesanleihen rentierten Ende März  2022 
mit 0,54  Prozent um 72  Basispunkte höher als 
Ende 2021. Mit 83 Basispunkten fiel der Renditean-
stieg im 5-jährigen Laufzeitsegment noch stärker 
aus, während der 30-jährige Laufzeitbereich dem-
gegenüber geringere Renditeanstiege in Höhe von 
47 Basispunkte verzeichnete. Somit setzte sich die 
bereits seit dem 4.  Quartal  2021 zu beobachtende 
Verflac ungstendenz der Renditekurve von Bun-
deswertpapieren fort.

10-jährige US-Staatsanleiherenditen erhöhten sich 
im 1. Quartal 2022 um 83 Basispunkte auf 2,34 Pro-
zent. Damit weitete sich der bereits Ende 2021 be-
trächtliche Renditeabstand von Bundeswert-
papieren zu US-Staatsanleihen weiter aus. Eine 
gegenüber dem Euroraum nochmals kräftigere 
Verbraucherpreisdynamik und anhaltend robuste 
Verbesserungen am US-Arbeitsmarkt veranlassten 
die US-Notenbank Fed zu weiteren Anpassungen 
ihrer Geldpolitik. Der Offenmarktausschuss der 
Fed beschloss zunächst in seiner Januar-Sitzung, die 
Nettokäufe von Vermögenswerten im März  2022 
zu beenden. Bereits in der folgenden März-Sitzung 
wurde eine erste Leitzinsanhebung um 25  Basis-
punkte vorgenommen und dem Markt signalisiert, 
dass im Jahresverlauf 2022 weitere sechs Leitzins-
anhebungen zu je 25 Basispunkten angebracht sein 
könnten. Zudem wurde mitgeteilt, dass in einer der 
folgenden Sitzungen des Offenmarktausschusses 
die Wiederanlage von fällig werdenden Wertpa-
pierbeständen der Fed sukzessive reduziert werden 
könnte. Insgesamt übertraf dies die Markterwar-
tungen spürbar.

Im Umfeld einer weiterhin kräftigen Verbraucher-
preisdynamik im Vereinigten Königreich setzte die 
Bank of England ihre schrittweise geldpolitische 
Normalisierung fort. Nachdem die Bank of Eng-
land in ihrer Dezember-Sitzung mit einer ersten 
Leitzinsanhebung von 0,10  Prozent auf 0,25  Pro-
zent begonnen hatte, folgten in den Sitzungen im 
Februar und März  2022 zwei weitere Erhöhungen 
auf 0,50 Prozent respektive 0,75 Prozent.

Sekundärmarkthandel in 
Bundeswertpapieren 2021

Bruttohandel

Ein wesentlicher Indikator für die Liquidität von 
Bundeswertpapieren ist die Höhe ihrer Handelsum-
sätze. Der Bund erhält Meldungen zu Sekundär-
marktumsätzen von Banken, die als Mitglieder der 
„Bietergruppe Bundesemissionen“ an den Auktio-
nen des Bundes teilnehmen. Als Auktionsteilneh-
mer wickeln diese Bieterbanken auch den Großteil 
des Handels mit Bundeswertpapieren am Sekun-
därmarkt ab. Ihre Meldungen geben Aufschluss 
über das Volumen der gehandelten Bundeswertpa-
piere, mit welcher Art von Kontrahenten gehandelt 
wurde und in welcher Region dieser ansässig ist.

Mit 4.831  Mrd.  Euro erreichten die gemeldeten 
Handelsumsätze im Jahr 2021 das höchste Niveau 
seit dem Jahr 2014. Gegenüber dem Vorjahr beläuft 
sich der Umsatzzuwachs auf 14  Prozent, mit dem 
größeren Anstieg im 2. Halbjahr 2021 (+27 Prozent 
gegenüber Vorjahreszeitraum). Erstmals seit Statis-
tikbeginn überstiegen die Umsätze eines 2.  Halb-
jahres jene des ersten.

Gleichzeitig erhöhte sich im Jahresverlauf das Vo-
lumen der umlaufenden Bundeswertpapiere (ohne 
Eigenbestände des Bundes) lediglich um 12 Prozent 
auf 1.427 Mrd. Euro. Die Handelsumsätze legten so-
mit überdurchschnittlich zu. Die Umschlagshäufi -
keit, welche zeigt, wie oft ein Bundeswertpapier im 
Durchschnitt seinen Besitzer wechselt, nahm vom 
Zeitreihentief bei  3,3 im Vorjahr marginal auf  3,4 
zu.

Bereits das vierte Jahr in Folge erhöhten sich die 
Handelsumsätze mit Unverzinslichen Schatzan-
weisungen. Ausgehend von ihrem schwächsten 
Handelsjahr im Jahr  2017 verachtfachte sich ihr 
Anteil am Handelsvolumen aller Bundeswertpa-
piere auf fast 12 Prozent und markierte zudem im 
Jahr  2021 mit 557  Mrd.  Euro einen absoluten Re-
kordwert. Auch das Handelsvolumen der Grünen 
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Bundeswertpapiere erreichte einen neuen Höchst-
wert  – allerdings auf vergleichsweise niedrigem 
Niveau und bei sehr kurzer Historie. Die erstmals 
im Jahresverlauf 2020 begebenen Grünen Bundes-
wertpapiere wurden in ihrem ersten vollständigen 
Handelsjahr  2021 im Volumen von 52  Mrd.  Euro 
umgesetzt, was 1  Prozent des gesamten Handels-
volumens aller Bundeswertpapiere entsprach. Die 
Umsatzzuwächse bei Unverzinslichen Schatzan-
weisungen (+32  Prozent) und bei Grünen Bun-
deswertpapieren (+117 Prozent) im Vergleich zum 
Vorjahr lassen sich auf entsprechend höhere Emis-
sions- und damit ausstehende Volumen zurück-
führen. Rückläufig entwickelten sich im Jahr 2021 
nur die Umsätze in Bundesschatzanweisungen. Der 
Handel dieser zweijährigen Papiere ging – trotz hö-
herem ausstehenden Volumen – um 8 Prozent auf 
464 Mrd. Euro und damit auf den niedrigsten Wert 
seit Statistikbeginn zurück. Genau gegenläufig zu 
den Unverzinslichen Schatzanweisungen fiel ihr 
Handelsvolumen seit dem Jahr  2017 stetig. Ihren 
Status als das am dritthäufigsten gehandelte Bun-
deswertpapier mussten sie im Jahr  2021 erstmals 
an die 12-monatigen Unverzinslichen Schatzan-
weisungen abtreten.

In der regionalen Verteilung der Handelspartner 
ergaben sich im Jahr  2021 kaum Veränderungen. 
Bis auf Afrika wurden mit allen Regionen mehr 
Bundeswertpapiere gehandelt als in den Vorjahren. 
Im Jahr 2021 tätigten amerikanische Kontrahenten 
mit 702 Mrd. Euro die dritthöchsten Umsätze seit 
Statistikbeginn im Jahr 2005. Über die vergangenen 
drei Jahre ist eine Verschiebung der Handelsaktivi-
täten vom übrigen Europa (Staaten außerhalb des 

Euroraums) in den Euroraum erkennbar: Wurden 
im Jahr 2018 noch 57 Prozent der Bundeswertpa-
piere mit Kontrahenten im übrigen Europa und 
22  Prozent innerhalb des Euroraums gehandelt, 
so stieg der „Binnenhandel“ bis zum Jahr 2021 auf 
mehr als 29 Prozent, während europäische Kontra-
henten außerhalb des Euroraums erstmalig etwas 
weniger als 50 Prozent zum Gesamtumsatz beitru-
gen. Sowohl das Kaufprogramm der EZB als auch 
der Brexit dürften wichtige Treiber dieses Trends 
sein.

Bei den Kontrahenten im Handel mit Bundes-
wertpapieren gewinnen neben den Zentralbanken 
die Hedgefonds seit Jahren an Bedeutung. Letz-
tere handelten mit 551 Mrd. Euro im Jahr 2021 so 
viele Bundeswertpapiere wie nie zuvor. Ihr An-
teil am Handel aller Kontrahenten stieg von et-
was mehr als 2 Prozent im Jahr 2009 auf mehr als 
11  Prozent. Dynamischer legte das Handelsvolu-
men mit Zentralbanken zu. Diese tätigten noch 
im Jahr  2019 mit 395  Mrd.  Euro die geringsten 
Umsätze seit Statistikbeginn, stemmten aber mit 
748 Mrd. Euro bereits im Jahr 2021 wieder ihr dritt-
höchstes Handelsvolumen. Asset Manager erreich-
ten im Jahr  2021 ihr zweithöchstes Handelsvolu-
men seit Statistikbeginn. Neben den Brokern sind 
sie mit jeweils einem Handelsanteil von knapp un-
ter 30 Prozent seit Jahren die wichtigsten Liquidi-
tätstreiber. Banken verlieren bereits das dritte Jahr 
in Folge an Bedeutung  – sowohl absolut mit dem 
zuletzt geringsten Handelsvolumen seit Statistik-
beginn als auch anteilig am Umsatz aller Kontra-
henten, der von 22 Prozent im Jahr 2018 auf 16 Pro-
zent im Jahr 2021 fiel.



Aktuelle Wirtschafts- und Finanzlage
Kreditaufnahme des Bundes und seiner Sondervermögen

Monatsbericht des BMF 
April 2022

Bruttohandel in Bundeswertpapieren

2020 2021

Änderung in Prozentin Mrd. Euro in Mrd. Euro

Instrumente

Unverzinsliche Schatzanweisungen 421 557 32

Bundesschatzanweisungen 504 464 -8

Bundesobligationen 694 715 3

10-jährige Bundesanleihen 2.063 2.392 16

30-jährige Bundesanleihen 434 487 12

Grüne Bundeswertpapiere 24 52 117

Inflationsindexierte Bundeswertpapiere 114 163 44

Kontrahenten

Asset Manager 1.202 1.325 10

Banken 781 776 -1

Broker 1.192 1.261 6

Hedgefonds 373 551 48

Pensionsfonds 68 79 17

Sonstige 47 54 14

Versicherungen 37 38 2

Zentralbanken 555 748 35

Regionen

Afrika 4 3 -31

Amerika 598 702 17

Arabische Staaten 11 14 28

Asien 256 301 18

Euroraum 1.196 1.414 18

Übriges Europa 2.190 2.398 9

Insgesamt 4.255 4.831 14

Hinweis: Abweichungen in den Summen durch Rundung der Zahlen möglich; die prozentualen Änderungen beziehen sich auf die in der 
Tabelle gerundet dargestellten Originaldaten.
Quellen: Bundesministerium der Finanzen, Bundesrepublik Deutschland – Finanzagentur GmbH

Nettohandel

Werden bei den Sekundärmarktumsatz-Meldun-
gen die Käufe der Bieterbanken von den Verkäufen 
an andere Kontrahenten abgezogen, ergeben sich 
als Saldo die Nettokäufe oder -verkäufe. Sie lassen 
auf Bestandsbewegungen bei den Kontrahenten 
schließen.

Die Bundeswertpapierkäufe im Euroraum über-
trafen im Jahr  2021 nicht nur ihren eigenen Re-
kordwert aus dem Vorjahr noch einmal um fast 
das Doppelte, sie stellten auch erneut die Käufe 
aller anderen Regionen in den Schatten. Obwohl 

asiatische Kontrahenten nach zwei absatzschwa-
chen Jahren im Jahr 2021 ebenfalls so viele Bundes-
wertpapiere erworben hatten wie nie zuvor, wirkte 
ihr stattliches Nettokaufvolumen von 87 Mrd. Euro 
im Vergleich zu den überdimensionalen 242  Mrd. 
Euro des Euroraums dennoch gering. Bereits des-
sen Nettokaufvolumen von 132 Mrd. Euro aus dem 
Vorjahr wurde zuvor von keiner anderen Region 
erreicht. Auf der anderen Seite drittelten sich die 
Nettokäufe aus dem übrigen Europa im Vergleich 
zum Vorjahr auf 36 Mrd. Euro, den zweitniedrigs-
ten Wert seit Statistikbeginn. Aus Amerika wur-
den im Jahr  2021 per saldo erstmals wieder Bun-
deswertpapiere verkauft (-13  Mrd.  Euro). Noch in 
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den beiden Vorjahren waren von dort netto jeweils 
deutlich mehr als 20 Mrd. Euro erworben worden.

Ähnlich wie der Euroraum unter den Regionen füh-
ren die Zentralbanken unter den Kontrahenten die 
Rangliste der Nettokäufer an. Schon im Jahr  2020 
übertrafen ihre Nettokäufe die aller anderen Net-
tokäufer zusammengenommen deutlich, im 
Jahr 2021 lagen sie dann mit 391 Mrd. Euro um das 
Dreifache höher als die Summe der anderen Käu-
fer. In diesem Umfang hat zuvor noch kein Kontra-
hent Bundeswertpapiere erworben. Auch die Net-
tokäufe von Pensionsfonds und Versicherungen 

nehmen seit dem Jahr 2018 zu, allerdings auf deut-
lich niedrigerem Niveau. Sie tätigten im Jahr 2021 
ihre jeweils zweit- beziehungsweise dritthöchs-
ten Nettokäufe seit Statistikbeginn. Die traditionell 
zweit- und drittstärksten Nettokäufer, Asset Ma-
nager und Banken, behaupten sich in dieser Rolle 
auch im Jahr  2021 wieder  – jedoch nur mit rund 
40  beziehungsweise 60  Prozent ihrer vergleichs-
weise hohen Vorjahreskäufe. Nach drei kaufstar-
ken Jahren haben Hedgefonds im Jahr 2021 dage-
gen ihre Bestände wieder reduziert. Sie verkauften 
per saldo zum ersten Mal seit dem Jahr 2017 wieder 
Bundeswertpapiere im Volumen von 5 Mrd. Euro.
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Europäische Wirtschafts- und Finanzpolitik

Rückblick auf die 
Sitzungen der Eurogruppe 
am 14. März 2022 und 
des ECOFIN-Rates am 
15. März 2022

Eurogruppe

Bei der Eurogruppe am 14. März 2022 standen die 
Leitlinien für die Haushaltspolitik im Jahr 2023 und 
der 13.  Nachprogrammbericht zu Griechenland 
im Rahmen der verstärkten Überwachung auf der 
Tagesordnung.

Zum Auftakt der Eurogruppe erörterten die Fi-
nanzministerinnen und -minister die Leitlinien 
für die Haushaltspolitik im Jahr  2023 auf Grund-
lage einer Mitteilung der Europäischen Kommis-
sion, die als Orientierung für die Erstellung der Sta-
bilitäts- und Konvergenzprogramme dient, und 
nahmen dazu ein Statement an. In der Mitteilung 
schlägt die Europäische Kommission insbesondere 
eine Verschiebung der Entscheidung zur Deaktivie-
rung der allgemeinen Ausweichklausel auf die Zeit 
nach der Frühjahrsprognose vor. Außerdem sollten 
die Nichteröffnung von Defizit erfahren in diesem 
Frühjahr, eine Beibehaltung der stärker qualitati-
ven fiskalischen Empfehlungen für die Mitglied-
staaten sowie u. a. eine Empfehlung an Mitglied-
staaten mit niedrigen Schuldenquoten, im Jahr 
2023 noch nicht zu konsolidieren, umgesetzt wer-
den. Exekutiv-Vize-Präsident Valdis Dombrowskis 
wies in seinen Ausführungen darauf hin, dass den 
fortbestehenden Risiken begegnet werden müsse, 
gleichzeitig aber finanz elle Puffer aufgebaut wer-
den müssten. Der Schutz öffentlicher Investitio-
nen sei wichtig und die Aufba - und Resilienzfazi-
lität (Recovery and Resilience Facility, RRF) hierfür 
ein wichtiges Instrument. Wirtschaftskommissar 
Paolo Gentiloni merkte an, dass die Auswirkungen 

des Krieges in der Ukraine schwierig zu quantifiz e-
ren seien und eine hohe Unsicherheit diesbezüg-
lich bestehe. Das Wachstum im Euroraum könne 
sich um 0,4  Prozentpunkte verringern. Er verwies 
zudem auf die fortdauernden Preissteigerungen 
bei Energieträgern und anderen Rohstoffen so-
wie auf weiterbestehende Lieferkettenprobleme. 
Zusätzliche Kosten seien u. a. im Rahmen der Un-
terstützung der Ukraine sowie aufgrund der Abfe-
derung der hohen Energiepreise zu erwarten. Ein 
koordiniertes Vorgehen sei nun wichtig. Er merkte 
an, dass die Leitlinien der Europäischen Kommis-
sion flexibel ausgestaltet seien und diese daher 
eine Förderung von Investitionen sowie differen-
zierte Fiskalstrategien ermöglichten. Die Präsiden-
tin der Europäischen Zentralbank (EZB) Christine 
Lagarde stellte im Anschluss die gesamtwirtschaft-
lichen Projektionen der EZB vor. Die Unsicherheit 
bezüglich des Wirtschaftsausblicks habe massiv zu-
genommen, jedoch würden die negativen Auswir-
kungen des Krieges in der Ukraine den Euroraum 
in einer Zeit wirtschaftlicher Stärke treffen. Für die 
nächsten Jahre erwartet die EZB in ihrem Basissze-
nario ein Wachstum von 3,7 Prozent (2022), 2,8 Pro-
zent (2023) und 1,6 Prozent (2024) sowie Inflat ons-
raten von 5,1 Prozent (2022), 2,1 Prozent (2023) und 
1,9 Prozent (2024). Die Preissteigerung habe im Fe-
bruar  2022 erneut zugenommen, insbesondere 
aufgrund eines Anstiegs der Energiepreise. Jedoch 
seien auch Lebensmittelpreise und Preise in vielen 
anderen Sektoren angestiegen. Die EZB erwarte, 
dass die Preise in den nächsten sechs Monaten wei-
ter steigen werden. EZB-Präsidentin Lagarde wies 
ebenso auf den Beschluss des EZB-Rates hin, die 
Nettoankäufe im Rahmen des Asset Purchase Pro-
grammes zu reduzieren und, wenn das Inflat ons-
ziel von 2 Prozent mittelfristig erreicht würde, im 
3. Quartal 2022 zu beenden. Fiskalpolitische Maß-
nahmen blieben weiterhin erforderlich und müss-
ten flexibel bleiben. Der geschäftsführende Direk-
tor des Europäischen Stabilitätsmechanismus Klaus 
Regling verwies darauf, dass die Auswirkungen des 

60



A
kt

ue
lle

 W
irt

sc
ha

ft
s-

 u
nd

 F
in

an
zl

ag
e

61

Aktuelle Wirtschafts- und Finanzlage
Europäische Wirtschafts- und Finanzpolitik

Monatsbericht des BMF 
April 2022

Krieges bisher zu keinen großen Verwerfungen auf 
den Finanzmärkten geführt hätten.

Bundesfinanzminister Christian Lindner wies auf 
die hohe Unsicherheit hinsichtlich der wirtschaftli-
chen Auswirkungen des Krieges in der Ukraine hin. 
Gleichzeitig plane Deutschland, nächstes Jahr wie-
der die nationale Schuldenbremse einzuhalten. Es 
sei wichtig, so früh wie möglich wieder zu den re-
gulären Verfahren im Stabilitäts- und Wachstums-
pakt zurückzukehren, nicht zuletzt, um fiskal -
sche Puffer aufzubauen. Zahlreiche wortnehmende 
Staaten begrüßten die Mitteilung der Europäischen 
Kommission und teilten die Unsicherheit hinsicht-
lich der wirtschaftlichen Auswirkungen des Krie-
ges in der Ukraine. Eine einheitliche Antwort der 
Mitgliedstaaten sei wichtig. Einige wortnehmende 
Staaten verwiesen auf die Notwendigkeit politi-
scher Maßnahmen zur Abfederung negativer Kon-
sequenzen des Krieges und die Bedeutung von Aus-
gaben für Sicherheit und Militär.

Im Anschluss stellte die Europäische Kommission 
ihren am 23.  Februar veröffentlichten 13.  Nach-
programmbericht zu Griechenland im Rahmen 
der verstärkten Überwachung vor. In dem Bericht 
bewertet die Europäische Kommission, dass Grie-
chenland die notwendigen Maßnahmen zur Um-
setzung seiner spezifischen Zusagen trotz der 
schwierigen pandemiebedingten Umstände ergrif-
fen habe. Der griechische Finanzminister erläuterte 
im Nachgang die Fortschritte der vergangenen Mo-
nate und versprach eine weitere engagierte Umset-
zung der Reformen. Den Wirtschaftsausblick sah er 
generell positiv, verwies gleichzeitig jedoch auf Ri-
siken aufgrund des Krieges in der Ukraine. Wort-
meldungen anderer Mitgliedstaaten gab es keine.

Bei der Eurogruppe im inklusiven Format lag der 
Fokus auf dem aktuellen Stand der Beratungen 
zur Bankenunion. Zudem wurde der Euro-Gipfel 
im Anschluss an den Europäischen Rat am 24. und 
25. März 2022 vorbereitet.

In der Runde der Eurogruppe im inklusiven For-
mat tauschten sich die Ministerinnen und Minister 
über den Stand der Bankenunion aus, insbesondere 

über das weitere Vorgehen im Hinblick auf die Er-
stellung eines einvernehmlichen, mehrstufigen
und an Fristen geknüpften Arbeitsplans für alle 
noch ausstehenden Elemente der Bankenunion. 
Ein konkreter Arbeitsplan wurde nicht besprochen. 
Der Präsident der Eurogruppe Paschal Donohoe 
stellte in der Eurogruppe mögliche Eckpunkte 
zu den vier diskutierten Elementen vor: die Ein-
führung eines gemeinsamen Rückversicherungs-
schutzes von Einlegern, die Förderung der Diversi-
fiz erung von Staatsanleiherisiken von Banken, die 
Verbesserung des Umgangs mit Banken in der Krise 
und die Schaffung von Voraussetzungen für einen 
einheitlichen Markt für Bankdienstleistungen. Be-
absichtigt sei ein Vorgehen, bei dem Fortschritte in 
mehreren Stufen erreicht werden würden. Die Mit-
gliedstaaten bedankten sich für die Bemühungen 
des Präsidenten der Eurogruppe, sagten eine kon-
struktive Haltung zu und wiesen darauf hin, dass 
es auf die weiteren Details der Vorschläge ankom-
men werde. Die Diskussion wird in den kommen-
den Monaten fortgesetzt.

Anschließend bereiteten die Ministerinnen und 
Minister den Euro-Gipfel vor, der im Anschluss an 
den Europäischen Rat am 24.  und 25.  März  2022 
vorgesehen war. Der Eurogruppenvorsitz kündigte 
an, die Staats- und Regierungschefs in eigener Ver-
antwortung über die Leitlinien für die Haushalts-
politik 2023, die Überprüfung des EU-Rahmens für 
die wirtschaftspolitische Steuerung (sogenannter 
Economic Governance Review), den digitalen Euro 
und den aktuellen Stand bei der Bankenunion zu 
informieren.

ECOFIN-Rat

Bei dem Treffen der ECOFIN-Ministerinnen und 
-Minister am 15.  März  2022 standen die Koordi-
nierung der Wirtschafts- und Finanzpolitik ange-
sichts der russischen Invasion der Ukraine, die fi-
nanz- und wirtschaftspolitische Steuerung, der 
Gesetzentwurf für einen CO2-Grenzausgleichsme-
chanismus, die Richtlinie zur Einführung der glo-
balen effektiven Mindestbesteuerung in der Euro-
päischen Union (EU), ein Informationspunkt des 
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französischen Vorsitzes im Anschluss an das infor-
melle Treffen der Staats- und Regierungschefs am 
10. und 11. März, die Annahme der Empfehlungen 
zur Haushaltsentlastung  2020 und die Annahme 
der Schlussfolgerungen zu den Haushaltsleitli-
nien für   2023 auf der Agenda. Der ursprünglich 
geplante Tagesordnungspunkt zu aktuellen Ge-
setzgebungsvorschlägen im Finanzdienstleistungs-
bereich wurde nicht aufgerufen.

Gegenstand des ECOFIN-Frühstücks war ein Aus-
tausch über die Auswirkungen und die Entwick-
lung der Sanktionen gegen Russland. Wie schon 
in der Eurogruppe verwiesen viele Ministerinnen 
und Minister sowie die Europäische Kommission 
auf die große Unsicherheit über die weitere wirt-
schaftliche Entwicklung nach Ausbruch des Krie-
ges. Gleichzeitig betonten zahlreiche Mitgliedstaa-
ten die Wichtigkeit einer geeinten europäischen 
Reaktion auf den Krieg in der Ukraine. Die EU habe 
sich bisher in ihrem politischen Handeln einig ge-
zeigt und einvernehmlich gehandelt, dies müsse 
auch in Zukunft so bleiben. Bundesfinanzmini -
ter Christian Lindner betonte ebenfalls nachdrück-
lich die Einigkeit der EU als zentrale Stärke. Bei den 
Sanktionen müsse man auch auf unterschiedliche 
Auswirkungen in den EU-Mitgliedstaaten und de-
ren Durchhaltefähigkeit achten. Zahlreiche Mit-
gliedstaaten merkten an, dass es wichtig sei, eine 
mögliche Umgehung der Sanktionen zu verhin-
dern. Darüber hinaus sprachen sich mehrere Mit-
gliedstaaten für eine Verschärfung der Sanktionen 
und eine stärkere Isolation Russlands in internati-
onalen Organisationen bis hin zum Ausschluss aus. 
Vor dem Hintergrund der wirtschaftlichen Auswir-
kungen des Krieges befürworteten einige Mitglied-
staaten eine maximale Flexibilität bei der Nutzung 
europäischer Fonds, wie den Struktur- und Kohäsi-
onsfonds. In seiner Zusammenfassung betonte der 
französische Vorsitz, dass die Diskussionen der ver-
gangenen Wochen auch zeigten, dass die geopo-
litischen Veränderungen weit über den Krieg in 
der Ukraine hinausgehen würden, mit deutlichen 
Rückwirkungen für die EU.

In dem Meinungsaustausch zur Koordinierung der 
Wirtschafts- und Haushaltspolitik stand der von 

der Europäischen Kommission vorgeschlagene 
befristete Krisenrahmen zur Stützung der Wirt-
schaft infolge des Krieges in der Ukraine (staatli-
che Beihilfen) im Vordergrund. Die Europäische 
Kommission gab Erläuterungen zu den fiskalp li-
tischen Leitlinien 2023 und einen Ausblick auf die 
Überprüfung des Rahmens der wirtschaftspoliti-
schen Steuerung. Die Mitgliedstaaten befürwor-
teten überwiegend den Vorschlag für den Krisen-
rahmen und betonten die Gewährleistung gleicher 
Wettbewerbsbedingungen.

Im Eingangsstatement der Europäischen Kom-
mission erläuterte Exekutiv-Vize-Präsident Valdis 
Dombrovskis die wesentlichen Elemente der fi -
kalpolitischen Leitlinien 2023. Dabei unterstrich er 
u. a. die Bedeutung einer stabilen und für die Zu-
kunft gut gerüsteten Wirtschaft, insbesondere mit 
Blick auf ein Gelingen des grünen und digitalen 
Übergangs. Zur Finanzierung von Reformen und 
notwendigen Vorhaben müssten insbesondere öf-
fentliche und private Investitionen mobilisiert und 
Maßnahmen auf EU-Ebene und nationaler Ebene 
koordiniert werden. Die allgemeine Ausweich-
klausel bleibe für 2022 aktiviert und solle planmä-
ßig  2023 deaktiviert werden; aufgrund der beste-
henden Unsicherheit sollten aber die Entscheidung 
vor dem Hintergrund der Frühjahrsprognose über-
prüft werden und im Frühjahr keine neuen Defizi -
verfahren eingeleitet werden; die Schuldenstands-
quote müsse jedoch weiterhin überwacht und hohe 
Staatsschulden schrittweise abgebaut werden. 

Wirtschaftskommissar Paolo Gentiloni merkte 
an, dass die Diskussionen zur aktuellen Lage auf 
verschiedensten Ebenen geführt würden und 
es nun insbesondere um kurz- und mittelfris-
tige Notmaßnahmen gehe. Der COVID-19-Krise 
sei im März  2020 auf drei Ebenen begegnet wor-
den: (1)  Pandemie-Notfallankaufprogramm der 
EZB, (2)  befristete vereinfachte staatliche Beihil-
feregelungen und (3)  Aktivierung der allgemei-
nen Ausweichklausel. Im Kontext der wirtschafts-
politischen Steuerung sagte Paolo Gentiloni, dass 
es insbesondere um nachhaltige Schuldenstände 
und Wachstum durch Reformen und Investitionen 
gehe; hierfür müssten realistische und erfüllbare 
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Anforderungen an die Mitgliedstaaten gerichtet 
werden. Das richtige Maß beim Schuldenabbau sei 
wichtig und die mittelfristige Perspektive sollte bei 
der haushaltspolitischen Überwachung eine stär-
kere Berücksichtigung finden  Auch sollten die aus 
der Umsetzung der RRF gewonnenen Erkenntnisse 
berücksichtigt werden; insbesondere mit Bezug zur 
Verbesserung der Eigenverantwortung. 

Exekutiv-Vize-Präsidentin für Wettbewerb 
Margrethe Vestager erläuterte den von der Euro-
päischen Kommission vorgeschlagenen befris-
teten Krisenrahmen für staatliche Beihilfen. Sie 
erinnerte daran, dass es vor zwei Jahren in Reak-
tion auf die COVID-19-Krise schon einen befris-
teten Beihilferahmen gegeben habe; die Situa-
tion sei nun jedoch etwas anders. Die Idee dieses 
neuen Krisenrahmens sei, die am stärksten betrof-
fenen Unternehmen zu stützen und gleiche Wett-
bewerbsbedingungen und einen funktionierenden 
gemeinsamen Markt sicherzustellen. Der Vor-
schlag der Europäischen Kommission ermögliche 
es, sämtlichen Unternehmen, die von der aktuel-
len Krise betroffen seien, vorübergehende Liquidi-
tätshilfen zu gewähren. Die Unterstützung könne 
in Form von Staatsgarantien für Darlehen und sub-
ventionierten Darlehen erfolgen, u. a. um insbeson-
dere energieintensive Unternehmen für den Ener-
giepreisanstieg zu entschädigen. Die Maßnahmen 
dürften jedoch nicht genutzt werden, um Sanktio-
nen zu unterlaufen.

Zahlreiche wortnehmende Mitgliedstaaten be-
grüßten den von der Europäischen Kommission 
vorgestellten befristeten Krisenrahmen.

Bezüglich der wirtschaftspolitischen Steuerung 
äußerten einige Mitgliedstaaten eine Präferenz für 
Flexibilität bei der finanzp litischen Steuerung, um 
auf neue Entwicklungen adäquat reagieren zu kön-
nen. Ein anderer Mitgliedstaat hob die Bedeutung 
des Schuldenabbaus und öffentlicher Finanzen von 
hoher Qualität hervor und betonte, dass nachhal-
tige Staatsfinanzen und nachhaltiges Wachstum 
geschützt werden müssten.

Im Informationspunkt zum informellen Tref-
fen der Staats- und Regierungschefs am 10.  und 
11.  März  2022 verwies der Vorsitz auf die Erklä-
rung von Versailles als einen wichtigen Schritt in 
die richtige Richtung und betonte insbesondere die 
Energieunabhängigkeit und den Aufbau einer ro-
busteren wirtschaftlichen Basis als vordringliche 
Aufgaben. Wortmeldungen der Mitgliedstaaten er-
folgten nicht.

In der Diskussion zur Einführung eines CO2-Grenz-
ausgleichsmechanismus wies die französische Rat-
spräsidentschaft auf den großen Schritt hin, den 
man in Richtung eines Abbaus von CO2-Emissio-
nen gemacht habe. Dies stelle auch einen wichtigen 
Schritt für die europäische Klimapolitik dar. Die 
Anstrengungen auf EU-Ebene dürften nicht durch 
Einfuhren von CO2-intensiv hergestellten Produk-
ten aus Drittländern zunichtegemacht werden, 
die darüber hinaus noch billiger als EU-Produkte 
seien. Durch Einbeziehung aller Mitgliedstaaten sei 
ein ausgewogener Kompromiss gefunden worden. 
Die Europäische Kommission merkte an, dass der 
CO2-Grenzausgleichsmechanismus auch den Weg 
zu einem internationalen Klimaclub zusammen 
mit dem CO2-Bestandteil als Kernelement ebne. 
Die allgemeine Ausrichtung sei ein wesentlicher 
Schritt, um die Führungsrolle der EU auf internati-
onaler Ebene zu bekräftigen.

Die allgemeine Ausrichtung zur Verordnung zur 
Einführung eines CO2-Grenzausgleichsmechanis-
mus wurde von der großen Mehrheit der wort-
nehmenden Mitgliedstaaten unterstützt. Lediglich 
Polen stellte sich gegen eine allgemeine Ausrich-
tung. Bundesfinanzminister Christian Lindner be-
grüßte die Fortschritte der französischen Rats-
präsidentschaft und betonte, dass Klimaschutz 
und der Schutz der Industrie vor Carbon Leakage 
für Deutschland höchste Priorität hätten. Dem 
CO2-Grenzausgleichsmechanismus komme hier im 
Zusammenspiel mit anderen Elementen des Fit-for-
55-Pakets eine Schlüsselrolle zu. Diskussionsbedarf 
sah Bundesfinanzminister Christian Lindner noch 
bezüglich der Notwendigkeit, die künftige Rolle 
kostenloser Zuteilungen für den Schutz vor Carbon 
Leakage festzulegen, Lösungen zur Sicherung der 
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Wettbewerbsfähigkeit von Exporten zu finden  die 
Einnahmenverwendung zu spezifiz eren und die 
Einbettung des CO2-Grenz ausgleichsmechanismus 
in einen Klimaclub zu gewährleisten. Die 
ECOFIN-Begleitnote, die die wesentlichen offenen, 
mit dem CO2-Grenzausgleichs mechanismus ver-
wandten Themen aufgreift, spiele hier eine essen-
zielle Rolle. Die Initiative Deutschlands für einen 
Klimaclub wurde von Schweden und Dänemark 
unterstützt. Zahlreiche Mitgliedstaaten wiesen 
auch auf den Zusammenhang des CO2-Grenzaus-
gleichsmechanismus mit anderen Teilen des Fit-
for-55-Pakets hin.

Die einstimmige Verständigung auf eine allge-
meine Ausrichtung zur Richtlinie zur Gewähr-
leistung einer effektiven Mindestbesteuerung für 
große Unternehmen in der  EU konnte trotz der 
Unterstützung der großen Mehrheit der wort-
nehmenden Mitgliedstaaten aufgrund der fehlen-
den Zustimmung von Polen, Schweden und Malta 
nicht erreicht werden. Der deutsche Sitzungsver-
treter betonte zunächst die Wichtigkeit der Richt-
linie im Kampf gegen aggressive Steuersteuerge-
staltung und schädlichen Steuerwettbewerb. Es sei 
zudem wichtig, auch die Arbeiten zu Säule 1 zügig 
abzuschließen. Man solle mit der Umsetzung bei-
der Säulen mit gutem Beispiel vorangehen.

Die französische Ratspräsidentschaft merkte an, 
dass die Annahme der Richtlinie für ein gerechteres 
Steuersystem wichtig sei und zeigt sich erstaunt, 
dass einige Mitgliedstaaten trotz enger Ausrichtung 
am OECD-Text der Richtlinie nicht zugestimmt 
hätten. Die französische Ratspräsidentschaft habe 

auf die noch offenen politischen Fragen mit einer 
Ratserklärung und Änderungen im Richtlinientext 
reagiert und die Frist zum Inkrafttreten der Richt-
linie sei auf den 31. Dezember 2023 verlängert wor-
den. Zudem werde für Mitgliedstaaten, in denen 
weniger als zehn Konzernobergesellschaften ihren 
Sitz hätten, eine Sonderregelung für die Dauer von 
fünf Jahren in Bezug auf die obligatorische Um-
setzung der Income Inclusion Rule und der Un-
dertaxed Profit Rule gelten. Die Wichtigkeit der 
Umsetzung von Säule 1 sei in einer Ratserklärung 
dargelegt. Der Rechtstext sei daher reif für eine An-
nahme durch die Mitgliedstaaten. Die französische 
Ratspräsidentschaft kündigte an, die Arbeit fortzu-
setzen und die Annahme der allgemeinen Ausrich-
tung für den April-ECOFIN zu planen.

Die Europäische Kommission betonte die hohe 
Priorität bei der Umsetzung der OECD-Arbeiten 
in der  EU. Mit einer raschen Einigung werde der 
Schutz öffentlicher Einnahmen gewährleistet. Die 
seitens der französischen Ratspräsidentschaft vor-
gelegten Kompromisse könnten akzeptiert werden.

Der Entwurf der Europäischen Kommission ei-
ner Ratsempfehlung zur Haushaltsentlastung 2020 
wurde angenommen. Die Ratsempfehlung sieht 
vor, dem Europäischen Parlament gemäß Art. 319 
des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union zu empfehlen, der Kommission für die Aus-
führung des Haushaltsplans der EU für das Haus-
haltsjahr 2020 die Entlastung zu erteilen. Die Rats-
schlussfolgerungen zu den Haushaltsleitlinien für 
das Jahr 2023 wurden einstimmig angenommen.
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Termine

66

Finanz- und wirtschaftspolitische Termine

Datum Veranstaltung

18. bis 24. April 2022 Frühjahrstagung von IWF und Weltbank in Washington, D.C., USA

21. bis 23. April 2022 Treffen der G20-Finanzministerinnen und -Finanzminister und -Notenbankgouverneurinnen und 
-Notenbankgouverneure in Washington, D.C., USA

18./20. Mai 2022 Treffen der G7-Finanzministerinnen und -Finanzminister und -Notenbankgouverneurinnen und 
-Notenbankgouverneure in Bonn und Königswinter, Deutschland

23./24. Mai 2022 Eurogruppe und ECOFIN-Rat in Brüssel, Belgien

16./17. Juni 2022 Eurogruppe und ECOFIN-Rat in Luxemburg

11./12. Juli 2022 Eurogruppe und ECOFIN-Rat in Brüssel, Belgien

15./16. Juli 2022 Treffen der G20-Finanzministerinnen und -Finanzminister und -Notenbankgouverneurinnen und 
-Notenbankgouverneure in Jakarta, Indonesien

Aufgrund der Corona-Pandemie stehen Termin und Format der Treffen erst kurz vorher fest.
Quelle: Bundesministerium der Finanzen

Datum Veranstaltung

16. März 2022 Kabinettsbeschluss zu den Eckwerten für Regierungsentwurf 2023 und Finanzplan bis 2026

10. bis 12. Mai 2022 Steuerschätzung

22. Juni 2022 Kabinettsbeschluss zum Entwurf des Bundeshaushalts 2023 und Finanzplan bis 2026

Quelle: Bundesministerium der Finanzen

Terminplan für die Aufstellung und Beratung des Bundeshaushalts 2023  
und des Finanzplans bis 2026
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Publikationen

Veröffentlichungskalender¹ der Monatsberichte inklusive der finanzwirtschaftlichen Daten

Publikationen des BMF

Monatsbericht Ausgabe Berichtszeitraum Veröffentlichungszeitpunkt

Mai 2022 April 2022 20. Mai 2022

Juni 2022 Mai 2022 21. Juni 2022

Juli 2022 Juni 2022 21. Juli 2022

August 2022 Juli 2022 19. August 2022

September 2022 August 2022 22. September 2022

Oktober 2022 September 2022 20. Oktober 2022

November 2022 Oktober 2022 22. November 2022

Dezember 2022 November 2022 22. Dezember 2022

1 Nach Special Data Dissemination Standard Plus (SDDS Plus) des IWF, siehe http://dsbb.imf.org
Quelle: Bundesministerium der Finanzen

Das BMF hat folgende Publikation herausgegeben: 

Beteiligungsbericht des Bundes 2021

Publikationen des BMF können kostenfrei bestellt werden beim:

Bundesministerium der Finanzen

Wilhelmstraße 97

10117 Berlin

Zentraler Bestellservice:

Telefon: 03018 272 2721

Telefax: 03018 10 272 2721

E-Mail: publikationen@bundesregierung.de

Internet:

http://www.bundesfinanzministerium.de 

http://www.bmf-monatsbericht.de

Quelle: Bundesministerium der Finanzen
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Stellenausschreibung

Übersetzerin/Übersetzer und Dolmetscherin/Dolmetscher (m/w/d) 
für die Sprache Englisch – unsere Arbeit zählt

Bewerbungsfrist: 8. Mai 2022

Arbeitsort: Berlin

In einem der bedeutendsten Ressorts der Bundesregierung sorgen wir für wirtschaftliche Stabilität in 
Deutschland sowie in Europa und gestalten die globale Finanz- und Steuerpolitik mit. Der Sprachendienst 
des Bundesministeriums der Finanzen trägt entscheidend dazu bei, unsere Aufgaben in diesem 
internationalen Umfeld zu erfüllen. Er umfasst den Übersetzungs- und Dolmetscherdienst.

Es erwartet Sie ein attraktiver Arbeitsplatz mitten in Berlin, der Ihnen sichere und flexible 
Arbeitsbedingungen bietet. Als Übersetzerin/Übersetzer und Dolmetscherin/Dolmetscher werden Sie in den 
vielfältigen Themenbereichen des Ministeriums, darunter Haushalts-, Finanz- und Steuerpolitik, eingesetzt.

Zu den Aufgaben gehören

 ● Übersetzen schwieriger Texte, überwiegend aus dem Deutschen ins Englische

 ● Simultan- und Konsekutivdolmetschen aus dem Deutschen ins Englische und umgekehrt

 ● Überprüfen bereits auf Englisch verfasster Texte

 ● Organisation von Dolmetscheinsätzen

Ihr Profil

 ● Englisch und Deutsch auf muttersprachlichem Niveau

 ● eine andere EU-Sprache als zweite Fremdsprache

 ● Abschluss eines universitären Diplom- oder Masterstudiums, vorzugsweise als Übersetzerin/Übersetzer 
und/oder Dolmetscherin/Dolmetscher, mindestens mit der Note „gut“

 ● möglichst einschlägige Berufserfahrung

 ● Kenntnisse in MS Office, SDL Trados Studio/MultiTerm

 ● breit gefächerte Allgemeinbildung und Interesse an finanzp litischen Themen

 ● ausgeprägtes Organisationsgeschick, selbstständige und ergebnisorientierte Arbeitsweise
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Darüber hinaus sollten Sie die Fähigkeit besitzen, sich schnell in neue und wechselnde Aufgabenstellungen 
einzuarbeiten und komplexe Sachverhalte systematisch zu bearbeiten. Insbesondere Eigeninitiative, 
Einsatzbereitschaft, Entscheidungs- und Durchsetzungsvermögen, Verhandlungsgeschick (auch auf 
europäischer beziehungsweise internationaler Ebene) sowie Teamfähigkeit zeichnen Ihre Persönlichkeit aus.

Wir bieten Ihnen

 ● einen verantwortungsvollen, interessanten und vielseitigen Arbeitsplatz mit hoher gesellschaftlicher und 
politischer Relevanz;

 ● eine Einstellung im Beamtenverhältnis auf Probe (Besoldungsgruppe A 13), soweit die beamtenrechtli-
chen Voraussetzungen hierfür vorliegen. Ansonsten erfolgt die Einstellung zunächst in einem unbefris-
teten Beschäftigungsverhältnis nach den Bestimmungen des TVöD (Entgeltgruppe 13). Beamtinnen und 
Beamte aus anderen Verwaltungen werden in ihrem bisherigen Amt (maximal Besoldungsgruppe A 14) 
nach einer vorhergehenden, circa sechsmonatigen Abordnung versetzt. Zudem erhalten Sie die soge-
nannte „Ministerialzulage“. Bei der Stufenzuordnung in der Besoldung oder nach dem TVöD wird Ihr bis-
heriger berufl cher Werdegang berücksichtigt;

 ● ein familienfreundliches Arbeitsumfeld mit flexiblen Arbeitszeiten, Teilzeitbeschäftigung, mobiler Arbeit 
(Homeoffice) sowie einer eigenen Kita auf dem Gelände des BMF;

 ● individuelle Fort- und Weiterbildungen;

 ● Aktivitäten zur Gesundheitsförderung.

Ein vorurteilfreies Arbeitsumfeld und eine Beschäftigtenstruktur, die die Vielfalt der Gesellschaft 
widerspiegelt, sind uns wichtig. Wir begrüßen daher Bewerbungen von Menschen aller Nationalitäten und 
unabhängig von Alter, Religion oder sexueller Orientierung und Identität.

Das BMF ist bestrebt, den Frauenanteil zu erhöhen, und daher an Bewerbungen von Frauen besonders 
interessiert. Bei gleicher Qualifikat on werden Frauen nach Maßgabe des Bundesgleichstellungsgesetzes 
bevorzugt berücksichtigt.

Das BMF unterstützt die Eingliederung schwerbehinderter Bewerberinnen und Bewerber. Soweit bei 
schwerbehinderten Bewerberinnen und Bewerbern ein zeitlicher Kausalzusammenhang zwischen 
dem Eintritt der Schwerbehinderung und dem Erwerb des Masterabschlusses beziehungsweise 
Universitätsdiploms nachweisbar ist, wird der Abschluss dieses Studiums mindestens mit der Note 
„befriedigend“ vorausgesetzt. Schwerbehinderte Bewerberinnen und Bewerber werden bei gleicher Eignung 
nach Maßgabe des SGB IX bevorzugt berücksichtigt.

Bewerben Sie sich und arbeiten Sie in unserem Team

Wir freuen uns auf Ihre aussagekräftige Online-Bewerbung über www.interamt.de, Stellen-ID 793203 
(Shortlink: http://www.bundesfinanzministerium.de mb/20220402), bis zum 8. Mai 2022.

Zur Bewerberauswahl findet voraussichtlich im Juni 2022 ein gestuftes Auswahlverfahren statt.
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Ihre Fragen beantwortet Ihnen gerne unser Personalgewinnungsteam (Tel.: 03018 682 - 1212,  
E-Mail: Bewerbung@bmf.bund.de). Weitere Informationen über das BMF, das Ministerium 
als Arbeitgeber1sowie zum Datenschutz bei Bewerbungen2 finden ie im Internet unter 
www.bundesfinanzministerium.de

Über künftige Stellenausschreibungen informiert Sie unser Newsletter unter  
https://www.bundesfinanzministerium.de/ eb/DE/Service/Abonnements/Newsletter/newsletter.html.

Die vollständige Stellenausschreibung entnehmen Sie bitte auch dem nachfolgenden Link: 
 http://www.bundesfinanzministerium.de mb/20220401

1 http://www.bundesfinanzministerium.de/mb/20220403

2 http://www.bundesfinanzministerium.de/mb/20220404
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Entwicklung der Kreditaufnahme des Bundes 

Entwicklung der Kreditaufnahme des Bundes (Haushalt und der Sondervermögen ohne 
Darlehensfinanz erung) 

Entwicklung der Kreditaufnahme des Bundes zur Darlehensfinanz erung 

Kreditaufnahme des Bundes

Nach dem Haus halts ge setz über nom me ne Gewährleistungen

Kennziffern für Special Data Dissemination Standard (SDDS) – Haushalt Bund

Kennziffern für Special Data Dissemination Standard (SDDS) – Kreditaufnahme des Bundes

Bundeshaushalt Gesamtübersicht 2015 bis 2021

Ausgaben des Bundes nach volkswirtschaftlichen Arten

Haushaltsquerschnitt: Glie de rung der Aus ga ben nach Aus ga be grup pen und Funk tio nen

Gesamtübersicht über die Entwicklung des Bundeshaushalts 1969 bis 2021

Entwicklung des öffentlichen Gesamthaushalts

Steueraufkommen nach Steuergruppen

Entwicklung der Steuer- und Abgabenquoten

Entwicklung der Staatsquote

Schulden der öffentlichen Haushalte

Entwicklung der Finanzierungssalden der öffentlichen Haushalte

Internationaler Vergleich der öffentlichen Haushaltssalden

Das nachfolgende Angebot „Statistiken und Dokumentationen“ ist nur online verfügbar im BMF-
Monatsbericht als eMagazin unter www.bmf-monatsbericht.de. Der BMF-Monatsbericht als eMagazin 
bietet darüber hinaus zahlreiche weitere Funktionen und Vorteile, u. a. interaktive Grafi en.
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Übersichten zur 
finanzwirtschaftl chen Entwicklung

https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2022/04/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-01-entwicklung-kreditaufnahme-bund.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2022/04/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-02-entwicklung-verschuldung-bundeshaushalt-und-sondervermoegen.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2022/04/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-02-entwicklung-verschuldung-bundeshaushalt-und-sondervermoegen.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2022/04/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-03-entwicklung-refinanzierung-der-sondervermoegen.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2022/04/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-04-kreditaufnahme-des-bundes.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2022/04/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-05-gewaehrleistungen.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2022/04/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-06-kennziffern-fuer-sdds-central-government-operations.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2022/04/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-07-kennziffern-fuer-sdds-central-government-debt.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2022/04/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-08-bundeshaushalt.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2022/04/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-09-ausgaben-des-bundes.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2022/04/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-10-haushaltsquerschnitt.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2022/04/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-11-gesamtuebersicht-entwicklung-bundeshaushalt.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2022/04/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-12-entwicklung-des-oeffentlichen-gesamthaushalts.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2022/04/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-13-steueraufkommen-nach-steuergruppen.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2022/04/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-14-entwicklung-der-steuer-und-abgabequoten.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2022/04/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-15-entwicklung-der-staatsquote.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2022/04/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-16-schulden-der-oeffentlichen-haushalte.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2022/04/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-17-entwicklung-der-finanzierungssalden.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2022/04/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-18-internationaler-vergleich.html
http://www.bmf-monatsbericht.de/
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Staatsschuldenquote im internationalen Vergleich

Steuerquoten im internationalen Vergleich

Abgabenquoten im internationalen Vergleich

Staatsquoten im internationalen Vergleich

Entwicklung der EU-Haushalte 2020 bis 2021

Entwicklung der Länderhaushalte

Die Entwicklung der Einnahmen und Ausgaben und der Kernhaushalte des Bundes und der Länder

Die Einnahmen, Ausgaben und Kernhaushalte der Länder

Produktionslücken, Budgetsemielastizität und Konjunkturkomponenten

Produktionspotenzial und -lücken

Beiträge der Produktionsfaktoren und des technischen Fortschritts zum preisbereinigten 
Potenzialwachstum

Bruttoinlandsprodukt

Bevölkerung und Arbeitsmarkt

Kapitalstock und Investitionen

Solow-Residuen und Totale Faktorproduktivität

Preise und Löhne

 

Übersichten zur 
Entwicklung der Länderhaushalte

Gesamtwirtschaftliches Produktionspotenzial 
und Konjunktur komponenten des Bundes

https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2022/04/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-19-staatsschuldenquoten.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2022/04/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-20-steuerquoten-im-internationalen-vergleich.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2022/04/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-21-abgabenquoten-im-internationalen-vergleich.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2022/04/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-22-staatsquoten-im-internationalen-vergleich.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2022/04/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-23-entwicklung-der-eu-haushalte.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2022/04/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-2-01-entwicklung-der-laenderhaushalte-soll-ist.html
 https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2022/04/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-2-02-entwicklung-einnahmen-ausgaben-und-kernhaushalte-bund-laender.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2022/03/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-2-04-einnahmen-ausgaben-und-kernhaushalte-laender.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2022/04/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-3-01-produktionsluecken-budgetsemielastizitaet-konjunkturkomponenten.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2022/04/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-3-02-produktionspotenzial-und-luecken.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2022/04/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-3-03-beitraege-der-produktionsfaktoren.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2022/04/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-3-03-beitraege-der-produktionsfaktoren.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2022/04/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-3-04-bruttoinlandsprodukt.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2022/04/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-3-05-bevoelkerung-und-arbeitsmarkt.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2023/04/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-3-06-kapitalstock-und-investitionen.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2022/04/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-3-07-solow-residuen.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2022/04/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-3-08-preise-und-loehne.html
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Kennzahlen zur 
gesamtwirtschaftlichen Entwicklung
Wirtschaftswachstum und Beschäftigung

Preisentwicklung

Außenwirtschaft

Einkommensverteilung

Reales Bruttoinlandsprodukt im internationalen Vergleich

Harmonisierte Verbraucherpreise im internationalen Vergleich

Harmonisierte Arbeitslosenquote im internationalen Vergleich

Reales Bruttoinlandsprodukt, Verbraucherpreise und Leistungsbilanz in ausgewählten 
Schwellenländern

Übersicht Weltfinanzmärkt

Jüngste wirtschaftliche Vorausschätzungen von EU-KOM, OECD, IWF zu BIP, Verbraucherpreisen 
und Arbeitslosenquote

Jüngste wirtschaftliche Vorausschätzungen von EU-KOM, OECD, IWF zu Haushaltssalden,  
Staatsschuldenquote und Leistungsbilanzsaldo

https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2022/04/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-4-01-wirtschaftswachstum-und-beschaeftigung.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2022/04/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-4-02-preisentwicklung.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2022/04/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-4-03-aussenwirtschaft.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2022/04/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-4-04-einkommensverteilung.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2022/04/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-4-05-reales-bruttoinlandsprodukt.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2022/04/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-4-06-harmonisierte-verbraucherpreise.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2022/04/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-4-07-harmonisierte-arbeitslosenquote.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2022/04/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-4-08-reales-bip-verbraucherpreise-leistungsbilanz-ausgewaehlten-schwellenlaendern.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2022/04/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-4-08-reales-bip-verbraucherpreise-leistungsbilanz-ausgewaehlten-schwellenlaendern.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2022/04/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-4-09-uebersicht-weltfinanzmaerkte.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2022/04/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-4-10-juengste-wirtschaftliche-vorausschaetzungen-1.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2022/04/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-4-10-juengste-wirtschaftliche-vorausschaetzungen-1.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2022/04/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-4-11-juengste-wirtschaftliche-vorausschaetzungen-2.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2022/04/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-4-11-juengste-wirtschaftliche-vorausschaetzungen-2.html


Redaktionelle Hinweise

Zeichenerklärung für Tabellen

Zeichen Erklärung

– nichts vorhanden

0 weniger als die Hälfte von 1 in der letzten besetzten Stelle, jedoch mehr als nichts

· Zahlenwert unbekannt

X Wert nicht sinnvoll

Onlineversion des Monatsberichts

Der BMF-Monatsbericht ist auch im Internet verfügbar als eMagazin mit vielen Extra-Funktionen: Die 
Inhalte sind in mobiler Ansicht auch unterwegs praktisch abrufba , digitale Infografi en sind interaktiv 
bearbeitbar, eine einfache Menüführung sorgt für schnelle Übersicht und Datenfreunde erhalten Zugang zu 
einem umfangreichen Statistikbereich.
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